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Die BITS Homepage im Internet: www.bits.de

Was lange währt, wird endlich gut - unsere Homepage im Internet hat 2002 endlich auch unter der richtigen
Adresse ihre Premiere gefeiert. Als wir unsere Seiten fertig hatten, bekam unser Provider technische Probleme.
So kam es, daß unsere Seiten viel länger als geplant nur unter einer Übergangsadresse erreichbar waren. Doch
das ist jetzt längst Vergangenheit.

Mittlerweile liegen unzählige Seiten auf unserem Server und unsere Archive bieten eine sehr umfangreiche
Sammlung an Dokumenten zu Dutzenden interessanter Themen. Wir haben uns bemüht, ein Problem des
Internets für unseren Themenbereich anzugehen: Man kann zwar fast alles im Netz finden, aber weil es
verstreut über die ganze Welt bereitgestellt wird, dauert die Suche oft viel zu lange. Zu den Themen, die wir
bearbeiten, bieten wir jetzt ganze Themenübersichten an, die den Zugang zu vielen, manchmal fast allen
wichtigen Dokumente von unserer Seite aus ermöglichen. Daneben gibt es natürlich Zugang zu unseren
Publikationen und vielen Informationen über unsere Arbeit.

Bei unseren Seiten zur Irakkrise zum Beispiel heißt das zum Beispiel, daß außer unseren Publikationen zum
Thema auch die Entwürfe und Beschlüsse des Weltsicherheitsrates, die Berichte der Internationalen
Atomernergiebehörde, Stellungnahmen von Staaten und diversen internationalen Organisationen, amtliche
Studien und Institutsschriften von einem Ort zugänglich sind. Alles gebündelt auf einer Seite und somit nur
noch einen Mausklick entfernt.

Der wachsende Erfolg unserer Seiten bestätigt uns. Die nachfolgende Grafik zeigt die Entwicklung der Zugriffe
in den letzten 12 Monaten (Dez. 2001 bis Nov. 2002).

Und noch eine Grafik, die Erfreuliches zeigt: Das Interesse von Regierungen, Militär und anderen
Forschungseinrichtungen an unseren Seiten ist sehr hoch. Da soll mal jemand sagen wir würden nicht
wahrgenommen.
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BITS in den Medien – einige Beispiele aus diesem Jahr

Neben regelmäßigen Beiträgen zu der Reihe "Streitkräfte und Strategien" war
unsere Meinung auch zum Unfall der deutschen Munitionsräumer un Afghanistan,
zum 1. Jahrestag des 11. September und am 1.11. zu den deutsch-amerikanischen
Beziehungen gefragt.

"Gibt es einen Angriff auf den Irak?" wollte WDR am 05. November wissen; am
21.11. interessierte ihn der NATO-Gipfel und am 12.12. die Strategie Washingtons
zur Bekämpfung von Massenvernichtungswaffen

Die BBC bat am 14.3. für eine Stunde zur Diskussion über Europäische
Sicherheitspolitik, am 22.5. um eine Stellungnahme zum Bush-Besuch in Europa,
am 30. Juni um eine Einschätzung über den Deutsch-Französichen Gipfel und im
Dezember um ein Interview zum Eurofighter.

Der Tagesanzeiger benötigte in Zürich am 17. Oktober 2002 einen Experten für
eine Podiumsdiskussion über die Irak-Krise und druckte Artikel aus unserem
Zentrum.

Der Irak war auch ein Thema bei der Sendung "Punkt X" bei dem zum Spiegel
Verlag gehörenden Fernsehsender XXP am 10. Oktober 2002.

Gefragt waren unsere Expertise beim DFL zu den NATO-Rußlandbeziehungen am
28. Mai, am 30.7. zur Bekämpfung des Terrorismus, am 08. 11. 2002 zu einem
möglichen Krieg gegen den Irak und am 11.12. zur Lage im Mittleren Osten

Als Experten für den Chat mit den Zuschauern waren wir für das ZDF Frontal 21
am 05. November gefragt. Am 25.02. ging es für das Heute-Journal um das KSK in
Afghanistan.

Der Hessische Rundfunk wollte 9.4. wissen, ob es ein Waffenembargo gegen Israel
gebe, am 31.7. über die Zukunft der deutschen Rüstungsindustrie diskutieren, am
25.9. über das Nuklearprogramm des Irak informieren, am 8.11. war die Zukunft
der NATO Thema und am 27.11. ging es um deutsche  Patriot-Raketen für Israel

Gern befragte und auch die Deutsche Welle, das Auslandsfernsehen, z. B. zur
Geiselnahme in Moskau, zum neuen Abrüstungsvertrag zwischen den USA und
Russland am 23.5. oder gleich mehrfach zum deutsch-amerikanischen Verhältnis
nach den Wahlkampfäußerungen von BK Schröder.

Auch Jugendsender wollen die Welt erklärt bekommen, so beim Einsatz von
Giftgas zur Befreiung der Geiseln im Musical Theater in Moskau am 28. Oktober
2002

Studiogast bei "N 24 Weltreporter" am 11. Oktober zur Irak-Thematik und am 7.3.
zur Munitionsräumung in Afghanistan

Eine Einschätzung der Deutsch-Amerikanischen Beziehungen nahm der
Gemeinschaftssender von SFB und ORB am 01. November ins Programm. Am
13.9. ging es um Bushs Rede vor der UNO, am 15.4. um Rüstungsexporte nach
Israel.
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Eine kleine Auswahl von Vorträgen und Diskussionen im Jahr 2002

22. Februar 2002 „Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik“
Außenpolitische Jahrestagung der Heinrich Böll-Stiftung

23. Februar 2002 „Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik“
Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft der Friedens- und Konfliktforscher

23.März 2002 „Rußland und die NATO“
4. Militärisches Symposium der Rosa Luxenburg Stifung Brandenburg

10. April 2002 Europe, Nuclear Disarment and Non-Proliferation
FRS-Workshop, Paris

15.April 2002 “Der Nuclear Posture Review”
Anhörung Bündnis 90/ Die Grünen im Bundestag

15. April 2002 Union of Concerned Scientists
Heinrich Böll Stiftung, Berlin

20. April 2002 „Die Bundeswehr reformieren“
Diskussion mit dem Reservistenverband der Bundeswehr in der AIK der
Bundeswehr

21. Mai 2002 „America and Europe after Septemer 11“
Diskussion mit Jeffrey Gedmin und Otfried Nassauer
Heinrich Böll-Stiftung, Brüssel

25. Mai 2002 Geopolitische Dimensionen gegenwärtiger US- und NATO Strategien
Studientag Pax Christi, Kassel

6-8. Juni 2002 Möglichkeiten und Unmöglichkeiten der Friedenssicherung
"Our world - our choice", Diskussionsforen der Fr. Ebert Stiftung, Greifswald

15. Juni 2002 „Die Zukunft der Atomwaffe“
Trägerkreis Atomwaffen Abschaffen, Jahrestagung, Erfurt

20. Juni 2002 Die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik
Universität Trier, Ringvorlesung

28. Juni 2002 „Krisenregion Zentralasien“
Sudientag des Generalstabslehrgangs der Führungsakademie der Bundeswehr

02. Juli 2002 Die Asienpolitik der USA
Heinrich Böll Stiftung, Berlin

20/22.September 2002 „Auslandseinsätze zwischen Recht, Moral und Interessen“,
Evangelische Akademie Hofgeismar

30. September 2002 "Europa greift zu den Waffen"
ESVP Seminar der Friedrich Ebert Stiftung

1/2. Oktober 2002 "Determing the relative Effect of various future US foreign policies"
RAND, Cambridge

09. Oktober 2002 Sitzung der Fachgruppe "Rüstungsexporte",
Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung

15. Oktober 2002 Abrüstung - oder ein Sturz Saddams?
Podium des Tagesanzeigers Zürich

17. Oktober 2002 Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU
Europa Konferenz der Rosa Luxemburg Stiftung

28. Oktober 2002 Expertengespräch "NATO-Transformation"
Deutsche Delegation der parl. Versammlung der NATO, Bundestag (incl.
Auswärtiger- und Verteidigungsausschuß)

9. November 2002 Das Deutsch-Amerikanische Verhältnis – Kernfragen
Bündnis 90 / Grüne BAG Außen- und Sicherheitspolitik

11. November 2002 Die USA, die NATO und der Irak
Hessische Stiftung für Friedens- und Konfliktforschung, Deutscher Bundestag

12. November 2002 "NATO-Gipfel in Prag"
Vortrag bei SPD Workshop mit osteuropäischen Botschaften  im Bundestag

20. November 2002 „Deutschland, die USA und die Irak-Krise“
Fachausschuß Sicherheitspolitik der SPD-Berlin

5. Dezember 2002 „Die Zukunft der Rüstungskontrolle angesichts der RMA“
Vortrag bei einer Konferenz des Institutes für Friedensforschung und
Sicherheitspolitik (IFSH) in Hamburg
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Passiert – Notiert - Zitiert

Woche für Woche rufen Journalisten bei BITS an, um sich fachkundigen Rat zu holen. Oft erwähnen sie uns
anschließend in ihren Beiträgen. Manchmal werden die Gespräche als Interviews gedruckt. Einige wenige
Beispiele finden Sie in den folgenden Zeilen:

Berliner Zeitung: Sie bringt am 16.7. ein Interview zu den Beschaffungsplänen der
Bundeswehr und zitiert BITS am 12.3. zum Thema nukleare Teilhabe

Der Spiegel: zitiert BITS z.B. am 2.12. zur deutschen Irak-Politik, am 9.12. zu
Rüstungsexporten nach Israel und am 16.12. zum Thema Laserwaffen

De Morgen zitiert BITS mehrfach zum Streit um Belgische Gewehre für Nepal

Die Tageszeitung zitiert BITS am 5.9. zur deutschen Haltung zum Irak-Krieg, am 28.10.
zur Geiselnahme in Moskau, am 13.9. zum Bundeswehretat und am
7.9. zum Thema Überflugrechte

Die Welt zitiert BITS am 27.8. mit unserer Einschätzung eines neuen US-Sonars

Deutschlandradio zitiert BITS zur Deutsch-Israelischen Rüstungszusammenarbeit am
10.04.

Epd berichtet am 6.3. über den von BITS gemeldeten geplanten Export von
deutschen Gewehren nach Nepal und am 15.3. über die BITS-Warnung
vor einem verstärkten Rüstungsexport aus „Rudi’s Resterampe“

Junge Welt zitiert BITS zum Thema Raketenabwehr am 17.06.

Financial Times Deutschland zitiert BITS zu Kooruptionsgefahren bei Rüstungsexporten am 9.4. und
Terrorismusgefahren im Luftverkehr am 13.06.

Frankfurter Rundschau interviewt Otfried Nassauer am 5.11.zu Bundeswehreinsätzen

Neues Deutschland zitiert BITS am 6.2. zur US-Außenpolitik, druckt am 17.09. ein
Interview zur Bilanz von Rot-Grün in der Sicherheitspolitik und zitiert
BITS am 8.06. zum deutschen Rüstungsexport

Rotterdam Dagbald zitiert BITS am 8.11. zu aktuellen Entwicklungen in der NATO

Süddeutsche Zeitung zitiert BITS am 21.05. und am 24.5. zum neuen Moskauer Vertrag über
atomare Abrüstung sowie am 5.6. über den amerikanischen Drang nach
Mini-Atomwaffen

Und dann war da noch
etwas – Manchmal
macht die Arbeit richtig
Spaß – Vorausgesetzt
die Ideen stimmen.

Ausschnitt aus:
Der Spiegel,
Ausgabe Nr. 9 / 25.02.02



BITS      Querschnitt 2002 Seite 9

Berliner Zeitung
06. März 2002

Deutsche Gewehre im Himalaja
Heckler & Koch will Gewehre nach Nepal exportieren

Otfried Nassauer

Die Oberndorfer Waffenfirma Heckler & Koch hat nach Angaben der britischen Fachzeitschrift Jane’s Defence
Weekly den Auftrag erhalten, dem Königreich Nepal in den kommenden Jahren bis zu 65 000 modernste
Gewehre vom Typ G-36E zu liefern. 5 000 Exemplare des neuen Gewehrs mit dem Kaliber 5,56mm, das die
Bundeswehr und Spanien zurzeit einführen, sollen bereits in Kürze geliefert werden. Nepal wäre der erste Staat
außerhalb von Nato und EU, der die neue Waffe erhalten würde. Vorausgegangen, so nepalesische Quellen, sei
die Erteilung eines Auftrages über fünf Millionen Dollar zur Einrichtung einer Wartungs- und
Reparaturwerkstatt für das G-36 im vergangenen Jahr.

Auf Grund der Geheimhaltungspraxis bei Rüstungsexporten ist zurzeit unklar, ob die Bundesregierung den
Gewehrexport bereits endgültig genehmigt hat. Sie wird ihn allerdings nur schwerlich ablehnen können, da
schon der Export von Gewehren zur Erprobung genehmigungspflichtig war und Heckler & Koch als Hersteller
argumentieren dürfte, dies binde die Bundesregierung auch für das Hauptgeschäft. Zudem genehmigte die
Bundesregierung bereits 1999 und 2000 den Export von Herstellungsausrüstung für kleinkalibrige Munition
sowie einer ballistischen Messanlage nach Nepal im Wert von rund 2,7 Millionen Mark.

Tod der Königsfamilie

Das Exportvorhaben steht in eklatantem Widerspruch zu den Rüstungsexportrichtlinien der rot-grünen
Bundesregierung. In dem Himalaja-Staat weitet sich der Bürgerkrieg zwischen Regierungskräften und der
maoistischen Guerilla UCP aus. Im Januar rief die Regierung den Notstand aus. Organisationen wie Amnesty
International werfen beiden Konfliktparteien zunehmend gravierende Menschenrechtsverletzungen vor.

Die USA, die EU, Russland und Indien haben der Regierung Unterstützung zugesagt. US-Außenminister
Powell sagte jüngst während eines Besuches in Nepal amerikanische Militärhilfe zu. Tödliche Waffen sind
davon aber explizit ausgeschlossen. Die hofft die Regierung Nepals nun anderweitig zu beziehen. Doch neue,
leistungsfähigere Waffen wie das G-36-Gewehr sind teuer. Wie der bitterarme Staat sie finanzieren soll, ist
völlig unklar.

Seine Feuertaufe hat das G-36 in Nepal bereits hinter sich. Nach Informationen des indischen Politikmagazins
"Frontline" war es ein Gewehr dieses Typs, mit dem am 1. Juni vergangenen Jahres - nach offiziellen Angaben
– der nepalesische Kronprinz Dipendra seinen Vater den König, etliche Verwandte und schließlich sich selbst
erschoss.
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TAZ
15. März 2002

Rudis Resterampe
von Otfried Nassauer

Verteidigungsminister Scharping möchte Exportrichtlinien lax auslegen, um ausgemustertes Kriegsgerät
in Länder der Dritte Welt verkaufen zu können. Er braucht das Geld zur Ausstattung seines
Interventionsheeres.

Die Bundeswehr räumt ihre Lager. Mehr als 870 Leopard-1- und -2-Panzer, fast 600 Schützenpanzer, 250 Feld-
und 178 Panzerhaubitzen, 150 Minenwerfer, 13 komplette Staffeln Flugabwehrraketen, Dutzende Phantom-
und Tornado-Düsenjäger, Schnell- und U-Boote sowie 450.000 Gewehre und Pistolen - all das und vieles
andere mehr wird nicht länger gebraucht.

Ganze 46 Seiten umfasst die Werbebroschüre, die das Verteidigungsministerium Ende letzten Jahres an 53
seiner Militärattachés in aller Welt verteilen wollte. Darunter Militärattachés in Ägypten, Oman und Nigeria,
Länder, die von der Bundesrepublik nur bei Umgehung der bestehenden Rüstungsexportrichtlinien beliefert
werden könnten. Das Auswärtige Amt befürchtete Proteste und hielt die Verkaufslisten zunächst zurück.

Mit der Initiative des Auswärtigen Amtes ist das Problem längst nicht gelöst. Denn unproblematische Käufer
aus den EU- und Nato-Mitgliedsstaaten gibt es nur für das Tafelsilber wie die Leopard-Panzer, nicht aber für
ältere Waffen und manch schweres Gerät aus dem Kalten Krieg. Dafür dürften sich allenfalls Abnehmer aus
der Dritten Welt interessieren, die aufgrund der Rüstungsexportrichtlinien als Kunden eigentlich nicht in Frage
kommen. Trotzdem kann das Verteidigungsministerium nicht auf sie verzichten, da es dringend Geld zur
Finanzierung neuer Waffen braucht. Gleichzeitig wird das Tafelsilber zum Schnäppchenpreis angeboten:
Während Polen seine Leopard-Panzer zu einem politischen Preis von knapp 25 Millionen Euro bekommt,
kosten die Kampfflugzeuge vom Typ Mig 29 symbolisch einen Euro. Finnland erhält Leopard-2-Panzer für
deutlich weniger als 100 Mio. Euro. Ein Referenzpreis, auf den sich andere Interessenten künftig berufen
können. Die älteren Leopard 1 dürften deutlich billiger zu haben sein. Den lukrativen Verkaufsmöglichkeiten
sind damit deutliche Grenzen gesetzt.

Vieles, was die Bundeswehr abgeben will, lässt sich nur schwer an den Mann bringen. Gepanzerte
Kettenfahrzeuge vom Typ M 113 - weit mehr als 1.000 sondert die Bundeswehr derzeit aus - finden in der Nato
oder EU keine Abnehmer mehr. Panzerabwehrhubschrauber vom Typ BO-105 kann die Bundeswehr kaum
verkaufen, zumal wegen des amerikanischen Triebwerks Washington jedem Verkauf zustimmen müsste. Auch
für Kampfpanzer vom Typ Leopard 1A5 oder Marder-Schützenpanzer dürfte es schwer werden, westliche
Interessenten zu finden. Eifrig fahndet das Verteidigungsministerium deshalb nach Käufern in weniger
entwickelten Ländern.

Der politische Druck wächst, die Rüstungsexportrichtlinien großzügig auszulegen. Denn die
Bundeshaushaltsordnung sieht vor, dass der Bund sich von nicht länger benötigten Gütern auf dem
kostengünstigsten Wege trennen muss. Dabei gilt: Verkaufen geht vor Verschenken. Verschenken geht vor
Verschrotten, denn Verschrotten kostet Geld. Die Bundeshaushaltsordnung macht dabei keinen Unterschied
zwischen gebrauchten Computern, Büromöbeln oder Waffensystemen. Auf die Idee, dass Kriegswaffen nicht
zwangsweise allen anderen Gütern gleichgestellt sein müssen, ist die rot-grüne Bundesregierung bislang nicht
gekommen. Und wäre sie es, so hätte Verteidigungsminister Scharping seine Selbstverteidigungskünste bei den
Haushaltsverhandlungen unter Beweis gestellt. Rund eine halbe Milliarde Euro will das
Verteidigungsministerium jährlich aus Rüstungsverkäufen einnehmen und dem Verteidigungshaushalt für die
Modernisierung der Bundeswehr zuführen. "Rudi", so witzeln Berliner Kritiker, "braucht einfach seine
Resterampe."
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Berliner Zeitung
20. März 2002

US-ATOMSTRATEGIE
Europäische Nato-Partner müssen Farbe bekennen

Otfried Nassauer

Wenn die Verteidigungsminister der Nato am 6. und 7. Juni in Brüssel zur Frühjahrstagung zusammentreffen,
werden sie über die Zukunft der Nuklearwaffen in der Allianz beraten. Dies geht aus dem in Washington
bekannt gewordenen geheimen Bericht des Pentagon zur Überprüfung der US-Nuklearstrategie und des
Atomwaffenpotenzials hervor. Den Nato-Ministern sollen Empfehlungen zur künftigen Stationierung
konventionell und nuklear einsetzbarer Flugzeuge vorgelegt werden. Überprüft wird, ob Änderungen an der
derzeitigen Stationierung von nuklearfähigen Flugzeugen und nuklearen Waffen erforderlich sind, "um sie an
die veränderte Bedrohungsumgebung anzupassen".

Das scheinbar harmlose Vorhaben birgt gleich mehrfach Zündstoff. Gerade hat Washington entschieden, sich
den Einsatz nuklearer Waffen auch bei der Bekämpfung des Terrorismus und der Weiterverbreitung von
Massenvernichtungswaffen offen zu halten - und damit auch gegen atomwaffenfreie Staaten. Nun müssen die
Nato-Partner sich dieser Frage ebenfalls stellen. Sechs europäische Nato-Staaten, darunter die Bundesrepublik,
verfügen im Rahmen der so genannten "nuklearen Teilhabe" über Kampfflugzeuge, die von den USA
bereitgestellte Atomwaffen abwerfen können. Wären sie dazu im Extremfall bereit? Auch wenn der Gegner
nicht - wie im Kalten Krieg die Sowjetunion - ebenfalls über Atomwaffen verfügt und eine
existenzgefährdende Bedrohung darstellt? Auch wenn ein solcher Einsatz weder durch das Völkerrecht
abgedeckt wäre, noch mit den Verpflichtungen in Übereinstimmung zu bringen wäre, die sich für die nicht-
nuklearen Nato-Mitglieder aus dem Atomwaffensperrvertrag ergeben?

Auch die Diskussion über die Zukunft der Trägerflugzeuge ist brisant. Die heute eingesetzten Flugzeugmuster,
F-16, Tornado und (nur bei der US-Luftwaffe) F-15 E erreichen zumeist im nächsten Jahrzehnt das Ende ihrer
Lebensdauer. Die Bundeswehr hat bereits im Januar 2001 beschlossen, schrittweise alle nuklearfähigen
Tornados durch die Jagdbomber-Version des Eurofighters zu ersetzen. Dieses Flugzeug ist nicht nuklearfähig.
Auch der Joint Strike Fighter, der in etlichen Staaten die F-16 ablösen soll, wird bislang als konventionelles
Flugzeug geplant. Die Nuklearfähigkeit ist derzeit nur nachrüstbar. Soll die "nukleare Teilhabe" auch
langfristig aufrecht erhalten werden, so ist das mit erheblichen Kosten verbunden. Dies nicht zuletzt, weil auch
die heute verwendeten Atomwaffen - so der Pentagon-Bericht - spätestens im kommenden Jahrzehnt überholt
werden müssen. Letztlich diskutieren die Nato-Minister im Juni die Zukunft der "nuklearen Teilhabe".
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Streitkräfte & Strategien
NDR info, 17. Mai 2002

Rüstungskontrolle - Last Waltz?
von Otfried Nassauer

Am Ende der kommenden Woche werden der amerikanische Präsident George W. Bush und Wladimir Putin,
sein russischer Amtskollege, in Moskau einen neuen nuklearen Rüstungskontrollvertrag unterzeichnen – fast
zehn Jahre nach der Unterzeichnung von START 2. Beide Seiten verpflichten sich, ihre strategischen
Atomwaffenpotentiale in den kommenden zehn Jahren auf einen aktiven Bestand von je 1.700 – 2.200
Sprengköpfen zu reduzieren. Na endlich, so könnte man meinen: Der Abrüstungsprozess geht weiter – das
überschüssige atomare Erbe des Kalten Krieges wird verschrottet.

Doch ganz so einfach liegen die Dinge nicht. Ganze zwei bis drei Seiten umfaßt das neue Abkommen.
Interessant ist vor allem, was es alles nicht regelt. Nicht geregelt wird, was mit den außer Dienst gestellten
Trägersystemen geschehen soll – Moskau und Washington können dies jeweils für sich entscheiden. Das
gleiche gilt für Sprengköpfe, die aus dem aktiven Bestand herausgelöst werden. Ob diese auseinander montiert,
langfristig eingelagert oder zur kurzfristigen Verstärkung der aktiven Nuklearpotentiale bevorratet werden, ist
ebenfalls Sache der Vertragsparteien. Jede Seite kann mit drei Monaten Frist den Vertrag einseitig aufkündigen
und so auf gravierende Veränderungen der internationalen Lage reagieren. Über Verifikationsmaßnahmen oder
Transparenzregeln zur Überprüfung der Vertragstreue konnte keine Einigung erzielt werden – diese sollen nach
Inkrafttreten des Vertrages in einer gemeinsamen Kommission noch gefunden werden. Der Vertrag hat eine
Laufzeit von zehn Jahren. Danach kann er verlängert werden – oder auch nicht. Das umstrittene Thema
Raketenabwehr bleibt außen vor; der Vertrag enthält keine Begrenzung für Raketenabwehrsysteme.

So viel Flexibilität und so viele Freiheiten bei der Umsetzung eines Rüstungskontrollvertrages gestehen sich
Washington und Moskau erstmals zu. Hier setzten sich die USA durch. Deren Interesse ist es, so wenig wie
möglich rechtlich verbindlich zu vereinbaren. Angesichts der Tatsache, dass Russland aufgrund seiner
wirtschaftlichen Lage absehbar nicht in der Lage sein wird, die ihm zugestandenen Obergrenzen auch
auszunutzen, drängte vor allem das Pentagon darauf, für die Weiterentwicklung des amerikanischen
Nuklearpotentials oder gar dessen künftige Wiederaufrüstung auch künftig möglichst flexibel zu bleiben.
Eigene Optionen sollen offen gehalten werden. Washington kann und wird wohl einige Tausend Nuklearwaffen
über die vereinbarten Obergrenzen hinaus in Reserve halten. Das einzige Zugeständnis Washingtons an
Moskau ist, einen rechtlich bindenden Vertrag abzuschließen. Dieser entspricht in etwa den Zielsetzungen, die
für einen START-3 Vertrag vorgesehen waren. Letztlich bleibt die geschlossene Vereinbarung aber in einigen
Bereichen auch deutlich dahinter zurück. So hatten Moskau und Washington bereits vereinbart zu prüfen, ob
die Demontage nuklearer Sprengköpfe oder die Einbeziehung taktsicher Atomwaffen in ein START-3-
Abkommen möglich sei. Davon ist nunmehr keine Rede mehr.

Das neue Abkommen spiegelt bei genauerer Betrachtung das veränderte Verhältnis Washingtons zu Abrüstung
und Rüstungskontrolle wider. Nach achtzehnmonatiger Amtszeit hat die neue US-Administration deutliche
Zeichen gesetzt: Mit vertraglich vereinbarter Rüstungskontrolle und Abrüstung, hat sie kaum etwas am Hut.
Rüstungskontrolle, das ist für Washington ein Feld für den Kahlschlag im Paragraphenwäldchen. Die US-
Regierung möchte sich von rechtlich bindenden Abkommen und vertraglichen Fesseln befreien. Eine
systematische Deregulierung der internationalen Beziehungen als Mittel, die Flexibilität des Stärkeren, d.h. der
USA, zu verbessern, greift um sich. Die Konfliktlinie in der US-Administration verläuft heute nicht mehr
primär zwischen denen, die Rüstungskontrolle befürworten und jenen, die diese skeptisch sehen. Sie verläuft
vielmehr zwischen jenen, die praktisch jeden Rüstungskontrollvertrag ablehnen und denen, die im Einzelfall
prüfen wollen, welche Vereinbarungen aus nationalem Interesse erhaltenswert sind und welche nicht.

Die Zwischenbilanz ist ernüchternd:

• Der ABM-Vertrag wurde gekündigt und mit ihm entfallen auch viele Begrenzungen für eine künftige



BITS      Querschnitt 2002 Seite 13

Militarisierung des Weltraums.
• Die Unterschrift der USA unter die römische Konvention des internationalen Strafgerichtshofs ist

zurückgezogen worden.
• Abgelehnt wurde das Protokoll für ein Verifikationsabkommen, mit dem das Verbotsabkommen für

biologische Waffen wirksamer gemacht werden sollte; eigene Vorschläge für ein solches Protokoll
präsentierte Washington nicht.

• Verhindert wurde, dass im Juli 2001 bei der ersten UN-Konferenz über den illegalen Handel mit
Kleinwaffen ein zwar nur sehr begrenztes, trotzdem aber doch sinnvolles Aktionsprogramm zur
Begrenzung des Kleinwaffenhandels verabschiedet werden konnte.

• Zurückgezogen wurde die Zusage der Regierung Clinton, bis zum Jahr 2006 auf Antipersonenminen zu
verzichten und dem Ottawa-Vertrag über ein Verbot dieser Waffen beizutreten.

Doch damit nicht genug. Die nächsten Schritte sind absehbar:

• Auf Wunsch des Pentagons wird überprüft, ob die USA auch ihre Unterschrift unter den CTBT, den
Teststopp-Vertrag, zurückziehen. Im Verteidigungsministerium ist man der Auffassung, der Vertrag
behindere die Entwicklung einer neuen Generation nuklearer Waffen. Im Energieministerium wird z.
Zt. die Vorbereitungszeit für die Wiederaufnahme nuklearer Tests signifikant verringert.

• Auf mittlere Sicht ist damit zu rechnen, dass auch der Weltraumvertrag in Frage gestellt werden wird.
Er behindert die Weltraumrüstungspläne der US-Administration.

• Konservative Hardliner und Militärs ziehen in Zweifel, ob der INF-Vertrag, mit dem einst die
nuklearen Mittelstreckenraketen in Ost und West abgebaut wurden, noch im Interesse Washingtons ist.
Denn er verbietet nur Washington und Moskau den Bau und Besitz auch konventioneller
Mittelstreckenraketen.

Die Liste ist lang und könnte fast beliebig fortgesetzt werden. Besonders problematisch aber ist, dass die
Haltung der Washingtoner Administration weit über die Rüstungskontrolle hinaus geht. Auch in anderen
Bereichen, so z.B. beim Klimaprotokoll von Kyoto werden die internationalen Beziehungen dereguliert, d.h.
die USA wollen möglichst keine rechtlich verbindliche Verpflichtungen eingehen. Manche in den
Washingtoner Amtsstuben würden gar am liebsten die Wiener Konvention über internationale Verträge – wie
viele völkerrechtliche Rechtsakte von Washington zwar unterzeichnet jedoch nie ratifiziert – durch einen
Widerruf der US-Unterschrift aus dem Verkehr ziehen. Diese Konvention fordert von den Signatarstaaten eines
Abkommens, das noch nicht ratifiziert ist, sich so zu verhalten als sei der Vertrag bereits in Kraft. Es darf also
nicht gegen den Geist der unterzeichneten Vereinbarung verstoßen werden.. Obwohl z.B. der SALT 2 - und der
START 2 -Vertrag nie in Kraft getreten sind, haben sich alle Beteiligten an deren Regelungen gebunden
gefühlt.
Würden die USA ihre Unterschrift unter die Wiener Konvention zurückziehen, so stünde auf einen Schlag eine
Vielzahl internationaler Rüstungskontrollabkommen vor dem Aus: Allen voran das Abkommen über einen
umfassenden Atomteststopp – CTBT, Verträge wie der KSE2-Vertrag über Konventionelle Stabilität in Europa
oder auch die Zusatzprotokolle der Genfer Konvention, das wichtigste internationale Dokument zur
Begrenzung inhumaner Kriegführung.
John Bolton ,der oberste US-Rüstungskontrolleur, macht sich immer wieder über die Abrüstungsverhandlungen
der Vergangenheit lustig und meint, dies seien jene Zeiten gewesen, als "kleine Armeen von Unterhändlern die
besten Genfer Hotels für Monate und Jahre bewohnt" hätten. Richard Perle, ein wichtiger Berater von Präsident
Bush und Verteidigungsminister Rumsfeld, machte deutlich, dass sich Washington aufgrund seiner Sonderrolle
in der Welt nicht immer an die gleichen rüstungskontrollpolitischen Regeln halten könne wie andere: Zitat: "Es
gibt ein Argument für das, was manchmal als unvernünftiger amerikanischer Anspruch auf eine Ausnahmerolle
verspottet wird", meinte er. "Man kann aber nicht sagen wir seien die einzige Supermacht und im gleichen
Atemzug fortfahren, wir seien wie jeder andere Staat."
Richard Haass, Direktor für Politische Planung im Außenministerium, verwahrte sich gegen Kritik, die USA
betrieben eine Politik des Unilateralismus. Wörtlich sagte er: "Was Sie von dieser Administration erwarten
dürfen, ist Multilateralismus á la carte. (...) Wir werden uns jedes Abkommen einzeln anschauen und eine
Entscheidung treffen." Das Ergebnis der bisherigen Einzelfallentscheidungen ist bildlich gesprochen eine
Schneise der Verwüstung in der Rüstungskontroll-Landschaft. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die
Regierung Bush jetzt erstmals einen Rüstungskontrollvertrag unterzeichnet. In ihm steht nichts, was die
Interessen Washingtons beeinträchtigen könnte, aber vieles, das für einen weiteren Abbau
rüstungskontrollpolitischer Regeln genutzt werden kann.



BITS      Querschnitt 2002 Seite 14

24. Mai 2002
Züricher Tagesanzeiger

Rüstungskontrolle wird abgerüstet
von Otfried Nassauer

Was im neuen Abrüstungs-vertrag nicht steht, ist wichtiger als das, was er regelt. Die USA erhöhen ihren
Handlungsspielraum durch die Deregulierung der internationalen Beziehungen.

Heute werden die Präsidenten George W. Bush und Wladimir Putin in Moskau einen neuen
Rüstungskontrollvertrag unterzeichnen. Beide Seiten verpflichten sich, ihre strategischen Atomwaffen binnen
zehn Jahren auf einen aktiven Bestand von je 1700 bis 2200 Sprengköpfen zu reduzieren. Na endlich, so könnte
man meinen: Der Abrüstungsprozess geht weiter.

Doch ganz so einfach liegen die Dinge nicht. Ganze zwei bis drei Seiten umfasst das neue Abkommen, den
meisten Platz frisst die Präambel. Am interessantesten ist, was es alles nicht regelt. Was mit den ausser Dienst
gestellten Trägersystemen geschehen soll? Moskau und Washington können es je für sich entscheiden. Das
Gleiche gilt für Sprengköpfe. Ob sie demontiert, langfristig eingelagert oder zur kurzfristigen Verstärkung der
aktiven Nuklearpotenziale bevorratet werden, ist Sache der Vertragsparteien. Jede Seite kann den Vertrag
binnen 90 Tagen einseitig kündigen und so auf gravierende politische Veränderungen reagieren. Über
Verifikationsmassnahmen oder Transparenzregeln zur Überprüfung der Vertragstreue konnte keine Einigung
erzielt werden - diese sollen nach In-Kraft-Treten des Vertrages in einer gemeinsamen Kommission entwickelt
werden. Der Vertrag hat eine Laufzeit von zehn Jahren. Danach kann er verlängert werden - oder auch nicht.
Unklar ist, was mit den Verifikationsregeln des START-I-Vertrages im Jahre 2009 passiert, wenn dieser
abläuft. Das umstrittene Thema Raketenabwehr - der Vertrag enthält keine Begrenzungen.

Moskau braucht einen Vertrag

So viel Flexibilität und Freiheiten gestehen sich Washington und Moskau erstmals zu. Hier setzten sich die
USA durch. Ihr Interesse ist es, so wenig wie möglich rechtlich verbindlich zu vereinbaren. Wissend, dass
Russland auf Grund seiner wirtschaftlichen Lage absehbar kaum in der Lage ist, die ihm zugestandenen
Obergrenzen auch zu nutzen, drängte vor allem das Pentagon darauf, für die Weiterentwicklung des
amerikanischen Nuklearpotenzials oder gar dessen künftige Wiederaufrüstung flexibel zu bleiben. Washington
kann und wird einige Tausend Nuklearwaffen über die vereinbarten Obergrenzen hinaus in Reserve halten. Das
einzige Zugeständnis an Moskau ist, einen rechtlich bindenden Vertrag abzuschliessen. Wladimir Putin hat
wohl nach dem Motto gehandelt: «Besser überhaupt einen Vertrag als gar keinen.» Dieser entspricht etwa den
Zielsetzungen für START III, diese werden aber teilweise später erreicht. Letztlich bleibt die neue
Vereinbarung in einigen Bereichen auch deutlich dahinter zurück. So war bereits vereinbart zu prüfen, ob die
Demontage nuklearer Sprengköpfe oder die Einbeziehung taktischer Atomwaffen in START III möglich wäre.
Davon ist keine Rede mehr. Unklar ist, was mit den Regelungen des nie in Kraft getretenen START-II-
Vertrages passiert: Gilt er nicht mehr, so darf Russland die Lebensdauer seiner schweren
Interkontinentalraketen vom Typ SS-18 mit je zehn Atomsprengköpfen verlängern und etliche im Dienst
halten. START II sah vor, diese zu verschrotten.
Das neue Abkommen spiegelt das veränderte Verhältnis Washingtons zu Abrüstung und Rüstungskontrolle
wider. Nach 18-monatiger Amtszeit hat die neue US-Administration deutliche Zeichen gesetzt: Mit vertraglich
vereinbarter Rüstungskontrolle und Abrüstung hat sie kaum etwas am Hut. Rüstungskontrolle ist ein Feld für
den Kahlschlag im Paragrafenwäldchen. Die USA möchten sich von bindenden Abkommen und vertraglichen
Fesseln befreien. Eine systematische Deregulierung der internationalen Beziehungen als Mittel, die Flexibilität
des Stärkeren, d. h. der USA, zu verbessern, greift um sich. Die Konfliktlinie in der US-Administration verläuft
heute zwischen jenen, die praktisch jeden Rüstungskontrollvertrag ablehnen, und denen, die im Einzelfall
prüfen wollen, welche Vereinbarungen aus nationalem Interesse erhaltenswert sind und welche nicht.



BITS      Querschnitt 2002 Seite 15

Die Zwischenbilanz ist ernüchternd:

• Der ABM-Vertrag wurde gekündigt, und mit ihm entfallen auch viele Begrenzungen für eine künftige
Militarisierung des Weltraums.

• Die Unterschrift der USA unter die Konvention des internationalen Strafgerichtshofs ist zurückgezogen.
• Ersatzlos aufgegeben wurden Verhandlungen über ein Verifikationsprotokoll, welches das

Verbotsabkommen für biologische Waffen wirksamer machen sollte.
• Verhindert wurde, dass im Juli 2001 bei der ersten Uno-Konferenz über den illegalen Handel mit

Kleinwaffen ein zwar begrenztes, aber sinnvolles Aktionsprogramm zur Begrenzung des
Kleinwaffenhandels verabschiedet werden konnte.

• Zurückgezogen wurde die Zusage der Regierung Clinton, bis 2006 auf Antipersonenminen zu verzichten
und dem Vertrag über ein Minenverbot beizutreten. Damit nicht genug, die nächsten Schritte sind absehbar:
Auf Wunsch des Pentagons wird geprüft, ob die USA ihre Unterschrift unter den CTBT, den nuklearen
Teststopp-Vertrag, zurückziehen. Das Verteidigungsministerium meint, er behindere die Entwicklung
neuer Atomwaffen. Im Energieministerium wird die Vorbereitungszeit für die Wiederaufnahme nuklearer
Tests verkürzt.

• Vermutlich werden die USA auch den Weltraumvertrag in Frage stellen, weil er ihre
Weltraumrüstungspläne behindert.

Die Liste ist lang und könnte fast beliebig fortgesetzt werden. Washington möchte auch in anderen Bereichen,
z. B. beim Klimaprotokoll von Kyoto, eine Deregulierung der internationalen Beziehungen. Manche in
Washington würden gar am liebsten die Wiener Konvention über internationale Verträge durch Widerruf der
US-Unterschrift aus dem Verkehr ziehen. Diese Konvention fordert von den Signatarstaaten eines Abkommens,
das noch nicht ratifiziert ist, sich so zu verhalten als sei der Vertrag bereits in Kraft. SALT II und START II
traten nie in Kraft und wurden trotzdem eingehalten.

Würden die USA sich von der Wiener Konvention verabschieden, so stünden auf einen Schlag viele
Abkommen in Frage: Der CTBT, der KSZE-2-Vertrag über Konventionelle Stabilität in Europa oder die
Zusatzprotokolle der Genfer Konvention z. B., wichtige Dokumente zur Begrenzung inhumaner Kriegsführung.

Richard Haass, Direktor für politische Planung im Aussenministerium, verwahrte sich gegen Kritik, die USA
betrieben eine Politik des Unilateralismus. «Was Sie von dieser Administration erwarten dürfen, ist
Multilateralismus á la carte. (. . .) Wir werden uns jedes Abkommen einzeln anschauen und eine Entscheidung
treffen.» Das Ergebnis der bisherigen Einzelfallentscheidungen ist bildlich gesprochen eine Schneise der
Verwüstung in der Rüstungskontroll-Landschaft. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die Regierung
Bush jetzt erstmals einen Rüstungskontrollvertrag unterzeichnet. In ihm steht nichts, was Washington
beeinträchtigen könnte, aber vieles, das für einen weiteren Abbau rüstungskontrollpolitischer Regeln genutzt
werden kann.
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25. Mai 2002
Tagesspiegel

Wieder ein Startversuch
Otfried Nassauer

Die Zahlen sind eindrucksvoll: Die USA und Russland wollen ihre nuklearen Sprengköpfe in den
nächsten zehn Jahren jeweils um 6000 Stück reduzieren. Aber mindestens so interessant ist das, was in
dem neuen Abkommen nicht geregelt wird. Und das ist das meiste.

Es ist beschlossen und verkündet. Die Präsidenten George W. Bush und Wladimir Putin haben am Freitag in
Moskau einen neuen Rüstungskontrollvertrag unterzeichnet. Beide verpflichten sich, ihre strategischen
Atomwaffen binnen zehn Jahren auf einen aktiven Bestand von je 1700 bis 2200 Sprengköpfen zu reduzieren.
Der Abrüstungsprozess geht weiter – könnte man meinen. Aber ganz so einfach liegen die Dinge nicht.
Ganze zwei bis drei Seiten umfasst das neue Abkommen, den meisten Platz frisst die Präambel. Interessant ist,
was alles nicht geregelt wird. Was geschieht mit den außer Dienst gestellten Trägersystemen? Moskau und
Washington können es je für sich entscheiden. Das Gleiche gilt für Sprengköpfe. Ob sie demontiert, langfristig
eingelagert oder zur schnellen atomaren Wiederaufrüstung bevorratet werden, bleibt den Vertragspartnern
überlassen. Jede Seite kann den Vertrag binnen 90 Tagen einseitig kündigen. Über Verifikations- und
Transparenzregeln zur Überprüfung der Vertragstreue konnte keine Einigung erzielt werden – diese sollen nach
Inkrafttreten des Vertrages in einer gemeinsamen Kommission entwickelt werden. Der Vertrag hat eine
Laufzeit von zehn Jahren. Danach kann er verlängert werden – oder auch nicht. Unklar ist, was mit den
Regelungen des Start-I-Vertrages 2009 passiert, wenn dieser abläuft. Das umstrittene Thema Raketenabwehr –
der Vertrag enthält keine Begrenzungen.
So viel Flexibilität und Freiheiten gestehen sich Washington und Moskau erstmals in einem
Rüstungskontrollvertrag zu. Hier setzten sich die USA durch. Ihr Interesse ist es, so wenig wie möglich
rechtlich verbindlich zu regeln. Wissend, dass Russland aufgrund seiner wirtschaftlichen Lage absehbar kaum
in der Lage ist, die ihm zugestandenen Obergrenzen zu nutzen, drängt vor allem das Pentagon darauf, für die
Weiterentwicklung des amerikanischen Nuklearpotenzials oder gar dessen künftige Wiederaufrüstung flexibel
zu bleiben. Washington kann und wird einige Tausend Nuklearwaffen über die vereinbarten Obergrenzen
hinaus in Reserve halten. Das einzige Zugeständnis an Moskau ist, einen rechtlich bindenden Vertrag
abzuschließen. Putins Motto lautete wohl: „Besser überhaupt einen Vertrag als gar keinen.“ Dieser entspricht
etwa den Zielsetzungen für Start III, diese werden aber teilweise später erreicht. Letztlich bleibt die neue
Vereinbarung teilweise deutlich dahinter zurück. So war bereits vereinbart zu prüfen, ob die Demontage
nuklearer Sprengköpfe oder die Einbeziehung taktischer Atomwaffen in Start III möglich wäre. Davon ist keine
Rede mehr. Unklar ist, was mit den Regeln des nie in Kraft getretenen Start-II-Vertrages passiert: Gilt er nicht
mehr, so darf Russland die Lebensdauer seiner SS-18 Raketen mit je zehn Sprengköpfen verlängern und etliche
im Dienst halten. Start II sah vor, sie zu verschrotten.
Das neue Abkommen spiegelt das veränderte Verhältnis Washingtons zu Abrüstung und Rüstungskontrolle
wider. Nach achtzehnmonatiger Amtszeit hat die neue US-Administration deutliche Zeichen gesetzt: Mit
vertraglich vereinbarter Rüstungskontrolle und Abrüstung hat sie kaum etwas am Hut. Rüstungskontrolle ist ein
Feld für den Kahlschlag im Paragraphenwäldchen. Die USA möchten sich von bindenden Abkommen und
vertraglichen Fesseln befreien. Eine systematische Deregulierung der internationalen Beziehungen als Mittel,
die Flexibilität des Stärkeren, das heißt der USA, zu verbessern, greift um sich. Die Konfliktlinie in der US-
Administration verläuft heute nicht mehr primär zwischen denen, die Rüstungskontrolle befürworten und jenen,
die sie skeptisch sehen. Sie verläuft vielmehr zwischen jenen, die praktisch jeden Rüstungskontrollvertrag
ablehnen und denen, die im Einzelfall prüfen wollen, welche Vereinbarungen im nationalen Interesse
erhaltenswert sind und welche nicht.
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Die Zwischenbilanz ist ernüchternd: Der ABM-Vertrag wurde gekündigt und mit ihm entfallen auch viele
Begrenzungen für eine künftige Militarisierung des Weltraums. Die Unterschrift der USA unter die Konvention
des internationalen Strafgerichtshofs ist zurückgezogen. Ersatzlos aufgegeben wurden Verhandlungen über ein
Verifikationsprotokoll, mit dem das Verbotsabkommen für biologische Waffen wirksamer gemacht werden
sollte. Verhindert wurde, dass im Juli 2001 bei der ersten UN-Konferenz über den illegalen Handel mit
Kleinwaffen ein sehr begrenztes, aber sinnvolles Aktionsprogramm zur Begrenzung des Kleinwaffenhandels
verabschiedet werden konnte. Zurückgezogen wurde die Zusage der Regierung Clinton, bis 2006 auf
Antipersonenminen zu verzichten und dem Ottawa-Vertrag über ein Verbot dieser Waffen beizutreten. Damit
nicht genug, die nächsten Schritte sind absehbar: Auf Wunsch des Pentagons wird geprüft, ob die USA ihre
Unterschrift unter den CTBT, den nuklearen Teststopp-Vertrag, zurückziehen. Das Verteidigungsministerium
meint, er behindere die Entwicklung neuer Atomwaffen. Im Energieministerium wird die Vorbereitungszeit für
die Wiederaufnahme atomarer Tests verkürzt. Es ist damit zu rechnen, dass auch der Weltraumvertrag in Frage
gestellt wird. Er behindert die Weltraumrüstungspläne der USA.

Die Liste ist lang und könnte fast beliebig fortgesetzt werden. Washington möchte auch in anderen Bereichen,
zum Beispiel beim Klimaschutz, eine Deregulierung der internationalen Beziehungen. Manche in den
Washingtoner Amtsstuben würden gar am liebsten die Wiener Konvention über internationale Verträge durch
Widerruf der US-Unterschrift aus dem Verkehr ziehen. Diese fordert von den Signatarstaaten eines
Abkommens, das noch nicht ratifiziert ist, sich so zu verhalten als sei der Vertrag bereits in Kraft. Salt II und
Start II traten nie in Kraft und wurden deshalb trotzdem eingehalten.

Würden die USA sich von der Konvention verabschieden, so stünden auf einen Schlag eine Vielzahl von
Abkommen in Frage: Der CTBT, der KSE2-Vertrag über Konventionelle Stabilität in Europa oder die
Zusatzprotokolle der Genfer Konvention zur Begrenzung inhumaner Kriegführung.

Richard Haass, Direktor für Politische Planung im Außenministerium, verwahrte sich gegen Kritik, die Politik
der USA sei Unilateralismus. „Was Sie von dieser Administration erwarten dürfen, ist Multilateralismus à la
carte. Wir werden uns jedes Abkommen einzeln anschauen und eine Entscheidung treffen." Das Ergebnis der
bisherigen Einzelfallentscheidungen ist bildlich gesprochen eine Schneise der Verwüstung in der
Rüstungskontroll-Landschaft. Daran ändert sich nichts, weil die Regierung Bush erstmals einen
Rüstungskontrollvertrag unterzeichnet. In ihm steht nichts, das Washington beeinträchtigen, aber vieles, das für
einen weiteren Abbau von Rüstungskontrollregeln genutzt werden kann.
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16. Juni 2002
Tagesspiegel

Ohne Vorwarnung
Otfried Nassauer

In Kürze wird US-Präsident George W. Bush seine neue Sicherheitsstrategie vorstellen. Sie wird radikal
sein und heftige Debatten auslösen – nicht nur in Europa. Amerika will künftig die Souveränität von
Staaten begrenzen und sich das Recht nehmen, die „Achse des Bösen“ anzugreifen. Zur Prävention.

Große Ereignisse werfen lange Schatten voraus. So auch dieser Tage: Der Präsident der Vereinigten Staaten hat
die Verpflichtung, dem Kongress jedes Jahr eine „Nationale Sicherheitsstrategie" vorzulegen. Geduldet wird,
wenn ein neuer Präsident dies im ersten Amtsjahr unterlässt. Er soll sein eigenes Konzept entwickeln können.
George W. Bush benötigt länger. Im Frühherbst, mehr als anderthalb Jahre nach seiner Amtseinführung, soll
George W. Bushs erstes Strategiedokument präsentiert werden. Erarbeitet wird es unter Führung von
Condoleezza Rice, Bushs Sicherheitsberaterin. Die Verzögerung hat Gründe. Nicht nur die Terroranschläge des
11. September sollen ihren Niederschlag finden. Bush will auch mit etlichen Tabus amerikanischer
Sicherheitspolitik brechen. Seit Monaten sickern alarmierende Elemente in die Öffentlichkeit.

George W. Bush machte persönlich den Anfang. In einer Rede an die Nation im Januar machte er deutlich:
Terrorismus und das Streben nach beziehungsweise der Besitz von Massenvernichtungswaffen können
amerikanische Interventionen auslösen. Afghanistan gilt als Beispiel für Ersteres, der Irak als Teil der „Achse
des Bösen" als Beispiel für das Zweite. Es ist dabei unerheblich, ob der das Eingreifen auslösende Akteur ein
Staat oder ein nicht-staatlicher Akteur ist.

Die Logik des letzten Mittels

Vor Absolventen der Militärakademie in West Point ging Bush kürzlich einen Schritt weiter. „Eindämmung ist
nicht möglich, wenn unkalkulierbare Diktatoren Massenvernichtungswaffen mit Raketen einsetzen können oder
im Geheimen an Terroristen weitergeben könnten. (…) Wenn wir warten, bis solche Bedrohungen voll
entstanden sind, dann haben wir zu lange gewartet." Und: „Der Krieg gegen den Terrorismus kann nicht aus der
Defensive gewonnen werden. Wir müssen das Gefecht zum Feind tragen, seine Pläne durchbrechen und die
schlimmsten Bedrohungen angehen, bevor sie aufkommen. In der Welt, die wir jetzt betreten haben, ist der
einzige Weg zur Sicherheit der des Handelns. Und diese Nation wird handeln."

Hatte der Präsident etwa angedeutet, dass die USA künftig bereit seien, auch präventiv militärisch
einzugreifen? In der Tat, das hatte er. Andere Regierungsmitglieder legten nach: Vize-Präsident Cheney: „Wir
werden nicht warten, bis es zu spät ist." Ein ungenannter hoher Regierungsbeamter in der Washington Post: Ja,
die neue Nationale Sicherheitsstrategie werde die Möglichkeit zu Präemption und zu „defensiven
Interventionen" enthalten, also zu Militäraktionen, die verhindern sollen, dass Amerika, dessen Verbündete und
Freunde angegriffen werden können. Solche Schläge müssten ohne „vorhergehende Warnung" erfolgen. Macht
die Regierung Bush diese Ankündigungen wahr, so hat das tief greifende Folgen. Es mag zwar auf den ersten
Blick plausibel klingen, Terroristen ihre Terrormittel und Diktatoren ihre Massenvernichtungswaffen aus der
Hand zu schlagen, bevor sie diese benutzen können.

Aber es gibt auch schwerwiegende Gegenargumente: Solche Angriffe können nicht völkerrechtlich legitimiert
werden, und sie wären auch nicht mit dem Völkerrecht vereinbar. Da sie ohne Warnung erfolgen müssen, um
durch Überraschung erfolgreich zu sein, können sie nicht vorher durch die UN gebilligt werden – das würde die
Angriffsabsicht öffentlich machen.

Also muss die Entscheidung zunächst allein in Washington getroffen und erst im Nachhinein vor der
Weltöffentlichkeit gerechtfertigt werden. Da die meisten Beweise zur Rechtfertigung mit hoher
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Wahrscheinlichkeit geheimdienstlichen Ursprungs sind, werden sie kaum vorgelegt werden, um die
Informationsquellen zu schützen. Damit verliert die Rechtfertigung weiter an Glaubwürdigkeit, weil sie
theoretisch fabriziert sein könnte, weil Gegenindizien unterdrückt worden sein könnten. Mit anderen Worten:
Washington nähme sich so offensichtlich Sonderrechte in der Weltgemeinschaft heraus, dass andere versucht
sein könnten, den USA nachzueifern. Das Gewaltmonopol der UN wäre endgültig ausgehöhlt.

Doch damit nicht genug: Washington, das macht das Ergebnis der im März öffentlich gewordenen, geheimen
Überprüfung der Nuklearstrategie und des Nuklearwaffenpotenzials deutlich, schließt auch den Einsatz
nuklearer Waffen in solchen Szenarien nicht aus. Atomwaffen wären, so die Logik, das „letzte Mittel", zu
dessen Einsatz man nur greifen werde, wenn andere Waffen nicht die gewünschte Wirkung erzielen könnten.
Ausschließen will man den Einsatz nuklearer Waffen, auch den präemptiven Einsatz, jedenfalls nicht.

In Planung: Die nächsten Schritte

In der Nato präsentierte der amerikanische Verteidigungsminister Rumsfeld die neuen amerikanischen Ideen
erstmals vor den Verteidigungsministern in der vergangenen Woche. Washington wünscht, dass Brüssel
mitzieht und die Strategie der Allianz der amerikanischen anpasst.

Eine lebhafte Debatte steht bevor: Können sich die europäischen Staaten vorstellen, mitzumachen, wenn
Staaten oder nichtstaatliche Akteure wie Terroristen ohne Vorwarnung und ohne völkerrechtliche Absicherung
angegriffen werden, notfalls auch mit Nuklearwaffen? Langgediente in Brüssel sehen „eine höllische Debatte"
auf das Bündnis zukommen. Haben doch die europäischen Nato-Staaten bislang ein solches Vorgehen immer
angelehnt. Doch Washington ist zuversichtlich: Die Allierten hätten im Grundsatz „einen Konsens" erzielt,
berichtete ein amerikanischer Beamter hinterher dem „Guardian“. Davon dürfte mancher Europäer allerdings
noch nichts ahnen.

Und doch bereitet Washington bereits die nächsten Schritte vor. Richard Haass, Leiter der politischen
Planungsabteilung des amerikanischen Außenministeriums, bringt die amerikanischen Ideen für ein neues
Interventions- und Völkerrecht auf den Punkt: „Ich weiß zwar nicht, ob es eine Doktrin darstellt, aber was Sie
in unserer Regierung beobachten können, ist die Entwicklung einer Reihe von Ideen, die Sie die Grenzen der
Souveränität nennen könnten. Souveränität beinhaltet Verpflichtungen. Man kann seine eigene Bevölkerung
nicht massakrieren. Man kann auch den Terrorismus nicht in irgendeiner Weise unterstützen. Wenn eine
Regierung ihre Verpflichtungen nicht einhält, dann vergibt sie sich manche Vorteile der Souveränität,
einschließlich des Rechts, innerhalb ihres Territoriums in Ruhe gelassen zu werden. Andere Regierungen,
einschließlich der USA, bekommen das Recht zu intervenieren." So weit die Theorie.

Man darf gespannt sein, ob auch diese Überlegung ihren Weg in die neue Nationale Sicherheitsstrategie der
USA finden wird.
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16. Juni 2002
Tagesspiegel

Washingtons Welt
Otfried Nassauer

Die USA wollen die internationalen Beziehungen neu regeln – ohne völkerrechtliche Absicherung.

Infolge der Deregulierung der weltweiten Wirtschafts-, Handels- und Finanzpolitik entsteht eine neue
Weltunordnung, Diese wird nicht nur „von unten", von den Verlierern der Globalisierung, versagenden Staaten
und kleinen Kriegen gespeist, sondern immer deutlicher auch „von oben" initiiert. Unter George W. Bush
schlagen die USA einen Kurs der Deregulierung der internationalen Beziehungen ein. Washington sucht die
Handlungsfreiheit des Stärkeren zu vergrößern und einschränkende völkerrechtliche oder multilaterale
Regelungen aufzuweichen oder außer Kraft zu setzen. Beispiele gibt es viele.

Erstes Beispiel: Wann ist Krieg ein legitimes Mittel? In der (noch) bestehenden Weltordnung ist dies ziemlich
klar geregelt. Ein Staat, der von einem anderen Staat angegriffen wird, darf sich im Rahmen der
Verhältnismäßigkeit der Mittel verteidigen. Zu militärischen Mitteln darf man auch greifen, wenn die Vereinten
Nationen (UN) einen Angriff feststellen oder ein Eingreifen der internationalen Staatengemeinschaft
beschließen. Dies galt ursprünglich ausschließlich für Konflikte zwischen Staaten. In der Praxis der neunziger
Jahre wurden – von Washington und den Nato-Staaten initiiert – auch militärische Eingriffe in innerstaatliche
Konfliktlagen geduldet, so genannte humanitäre Interventionen. Nach den Terrorangriffen des 11. September
kam – wiederum unter Führung der USA – die Bekämpfung des Terrorismus als Interventionsgrund hinzu.
George W. Bush hat darüber hinaus angekündigt, dass Washington sich militärische Angriffe auf Staaten und
nichtstaatliche Akteure vorbehält, die nach Massenvernichtungswaffen streben oder solche besitzen.

Solche Angriffe könnten auch präemptiv erfolgen – rechtzeitig bevor solche Waffen zum Einsatz kommen
können. „Defensive Intervention" nennt Washington dies. Die Zahl der Kriegsgründe steigt. Die
Entscheidungsbefugnis darüber, wann ein Krieg zulässig ist und wann nicht, verlagert sich mit jedem dieser
Schritte mehr von New York nach Washington, von der Internationalen Organisation UN zum Nationalstaat
USA.

Verträge verlieren ihre Bedeutung

Beispiel Rüstungskontrolle. In weniger als zwei Jahren hat Washington weite Teile der bilateralen und
multilateralen Rüstungskontrolle in Frage gestellt. Vor drei Tagen lief der ABM-Vertrag aus, der
Raketenabwehr und Weltraumrüstung begrenzte. Der Start-2-Vertrag ist ebenfalls irrelevant. Verhandlungen
über die Verifikation des B-Waffen-Verbotsabkommens wurden abgebrochen, Maßnahmen zur Eindämmung
des illegalen Kleinwaffenhandels unterbunden. Washington überlegt, seine Unterschrift unter den Vertrag über
ein Verbot atomarer Tests zurückzuziehen. „Multilateralismus à la carte", nannte dies Richard Haass, der
Planungschef des US-Außenministeriums.

Schließlich ein letztes Beispiel: Multilateralismus à la carte könnte man auch das nennen, was die
Bündnispartner Washingtons am meisten sorgt – der Umgang mit Organisationen wie der Nato und
internationalen Organisationen wie der UN. Washington signalisiert mit seinem Verhalten und seinen
Initiativen, dass es sie nicht wirklich braucht oder gar nicht will. Die Europäer müssen sich jetzt dazu verhalten,
müssen sich orientieren, während die USA sagt: Ja, die Nato-Partner können mitmachen, nicht aber
mitentscheiden. Nein, der Internationale Strafgerichtshof für Kriegsverbrecher ist überflüssig und muss
bekämpft werden.

Unilateralismus nennen das viele Kritiker – eine Deregulierung von oben, eine neue Weltunordnung initiiert
von oben, ist es allemal.
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28. Juni 2002
Streitkräfte und Strategien, NDR info

Totgeglaubt und fast vergessen? - Nuklearwaffen in Europa
von Otfried Nassauer

Die Regierung Bush ist immer wieder für Überraschungen gut. Im Januar schockierte der US-Präsident Freund
und Feind, als er die Unterstützung des Terrorismus und die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen als
Interventionsgründe nannte und zudem eine "Achse des Bösen" ausmachte. Im März drangen Teile einer
geheimen Überprüfung der US-Nuklearpolitik an die Öffentlichkeit. Darin fanden sich Formulierungen, die
einen Nuklearwaffeneinsatz gegen nichtstaatliche Akteure wie Terroristen oder nichtnukleare Staaten, die nach
Massenvernichtungswaffen streben, als Möglichkeit erscheinen ließen. Dann machte Präsident Bush klar, dass
er auch überraschende, präemptive Angriffe nicht ausschließe – Angriffe, die verhindern sollen, dass ein
staatlicher oder nichtstaatlicher Gegner die USA, deren Streitkräfte oder Verbündete attackieren könnte. "Wenn
wir warten, bis solche Bedrohungen voll entstanden sind, dann haben wir zu lange gewartet", so Bush. Hohe
Regierungsbeamte prägten dafür den Begriff der "Defensiven Intervention" . Washington will die Möglichkeit
zu solchen Schlägen in die neue "Nationale Sicherheitsstrategie" aufnehmen, die im Herbst veröffentlicht
werden soll. Atomwaffen, so die Logik der Regierung Bush, sind das "letzte Mittel", zu dessen Einsatz man nur
greifen werde, wenn andere Waffen nicht die gewünschte Wirkung erzielen könnten. Ausschließen will man
den Einsatz nuklearer Waffen, auch den präemptiven Einsatz, jedenfalls nicht. Der Planungsdirektor im US-
Außenministerium, Richard Haass, ließ gar durchblicken, dass die USA an Ideen für ein Konzept, eine Doktrin
über die – Zitat - "Grenzen der Souveränität" arbeiten. Haass wörtlich: "Wenn eine Regierung ihre
Verpflichtungen nicht einhält, dann vergibt sie sich mancher Vorteile der Souveränität, einschließlich des
Rechts, innerhalb ihres Territoriums in Ruhe gelassen zu werden. Andere Regierungen, einschließlich der USA,
bekommen das Recht zu intervenieren."

In der Nato präsentierte der amerikanische Verteidigungsminister Rumsfeld die neuen Ideen erstmals auf der
Frühjahrstagung der Allianz Anfang des Monats. Washington wünscht, dass Brüssel mitzieht und die Bündnis-
Strategie der amerikanischen anpasst. Langgediente Beobachter in Brüssel sehen "eine höllische Debatte" auf
die Allianz zukommen. Bislang hat die NATO amerikanische Vorstellungen, sich die Möglichkeit eines
Nuklearwaffeneinsatzes gegen nichtnukleare Staaten oder nichtstaatliche Akteure vorzubehalten, nicht
übernommen. Soll sie nun, nach dem 11. September, doch noch offizielle Politik des Bündnisses werden?
Vorsicht – so war in Brüssel zu hören - taktische Atomwaffen eignen sich nicht für die Terroristenjagd.

Und doch hat die Debatte über die künftige Rolle der Atomwaffen begonnen. Bereits das im März in Teilen
veröffentlichte Geheimpapier zur Nuklearpolitik Washingtons kündigte an, den Nato-Verteidigungsministern
würden Empfehlungen zur künftigen Stationierung konventionell und nuklear einsetzbarer Flugzeuge
vorgelegt. Überprüft werde, ob Änderungen an der derzeitigen Stationierung von nuklearfähigen Flugzeugen
und nuklearen Waffen erforderlich seien, "um sie an die veränderte Bedrohungsumgebung anzupassen".
Entsprechende, geheime Empfehlungen der High Level Group wurden jetzt in Brüssel gebilligt. Ihr Inhalt ist
bislang unbekannt.

Die Diskussion über die Zukunft der nuklearfähigen Trägerflugzeuge ist brisant. Sechs europäische NATO-
Staaten verfügen im Rahmen der nuklearen Teilhabe über die Fähigkeit, im Kriegsfall US-Nuklearwaffen mit
ihren Flugzeugen einzusetzen: Holland, Belgien, Italien, Griechenland, die Türkei und Deutschland. Derzeit
können theoretisch 360 Nuklearwaffen auf europäischen Luftwaffenstützpunkten gelagert werden. Rechnet
man die Reservestützpunkte hinzu, so sind es sogar über 400. Experten gehen jedoch davon aus, dass real nur
150-180 Waffen in Europa gelagert sind. Dabei handelt es sich um Bomben des Typs B 61-Modell 10 –
wiederverwendete Sprengköpfe der abgerüsteten Pershing-II-Raketen. Alle diese Waffen lagern in speziellen
Nuklearwaffengrüften – Unterflurmagazinen aus Stahl, die in den Boden der Schutzbauten für die Flugzeuge
eingelassen sind. Jedes Magazin kann zwei Waffen aufnehmen. Auf den Stützpunkten der europäischen
NATO-Partner sind US-Sondereinheiten für Wartung und Sicherheit der Nuklearwaffen zuständig.
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In Deutschland wird die Aufgabe der nuklearen Teilhabe vom Jagdbombergeschwader 33 in Büchel
wahrgenommen. Dort gibt es 11 Magazine, von denen eines offenbar nur für Trainings- und
Ausbildungszwecke genutzt wird. Darüber hinaus dient die US-Luftwaffenbasis Ramstein als zentrales
europaweites Nachschubdepot – hier gibt es eine Lagerkapazität für mehr als 100 Waffen.

Die bei den europäischen NATO-Staaten eingesetzten, nuklearfähigen Flugzeugmuster, F-16, Tornado und A-
4, erreichen im nächsten Jahrzehnt zumeist das Ende ihrer Lebensdauer. Die Bundeswehr beschloß im Januar
2001, alle nuklearfähigen Tornados durch die Jagdbomber-Version des Eurofighters zu ersetzen. 2015 soll der
Prozeß abgeschlossen sein. Dann sind auch in Büchel Eurofighter stationiert. Dieses Flugzeug ist nicht
nuklearfähig. Auch der Joint Strike Fighter, der in etlichen europäischen Staaten die F-16 ablösen soll, wurde
bislang nur als konventionelles Flugzeug geplant. Die Nuklearfähigkeit ist aber nachrüstbar. Soll also die
"nukleare Teilhabe" doch kein Auslaufmodell werden, sondern im Zeichen von Terror- und
Proliferationsbekämpfung auch langfristig aufrecht erhalten werden? Sollen die Nuklearwaffen auch in der
NATO zum letzten Mittel gegen Terrorismus und Proliferation werden?

Das stellt die europäischen NATO-Partner vor heikle Fragen - insbesondere jene, die wie die Bundesrepublik
über die Fähigkeit verfügen, im Rahmen der "nuklearen Teilhabe" mit eigenen Kampfflugzeuge US-
Nuklearwaffen im Kriegsfall einzusetzen. Wären sie dazu im Extremfall bereit? Auch wenn der Gegner über
keine eigenen Atomwaffen verfügt und keine existenzgefährdende Bedrohung darstellt? Auch wenn ein solcher
Einsatz weder durch das Völkerrecht gedeckt, noch mit den Verpflichtungen in Übereinstimmung zu bringen
wäre, die sich für nicht-nukleare Nato-Mitglieder aus dem Atomwaffensperrvertrag ergeben?

Eine ketzerische Frage taucht auf: Könnte es sein, dass Washington an der nuklearen Teilhabe dieser Tage
wieder mehr liegt? Könnte es sein, dass die Regierung Bush sich die Möglichkeit offenhalten will, einen
rechtlich nicht gedeckten und politisch höchst umstrittenen Nuklearwaffeneinsatz gegebenenfalls durch die
NATO beschließen und durchführen zu lassen?

Schon einmal wurde diese spezielle Lesart transatlantischer Lastenteilung ins Spiel gebracht: Als die USA
darüber nachdachten, wie man Interventionen ohne UN-Mandat politisch rechtfertigen könnte, entstand im
Sommer 1993 ein weitreichendes Argument: Was, wenn die NATO-Staaten, gewichtige Demokratien,
gemeinsam ohne UN-Mandat agieren würden? Lange blieb dies eine hypothetische Frage. Doch der Kosovo-
Krieg 1999 zeigte, wie schnell aus einer hypothetischen Frage Realität werden kann. Die NATO-Staaten
agierten ohne UN-Mandat und teilten sich die Last des Vergehens gegen das Völkerrecht. Heute ist es eine
hypothetische Frage, ob die NATO unter Zuhilfenahme der nuklearen Teilhabe je nukleare Waffen gegen einen
Staat ohne Atomwaffen oder einen nichtstaatlichen Akteur mit Massenvernichtungswaffen einsetzen würde.
Aber aus der Sicht Washingtons wäre nur zu logisch, im Falle eines Falles die Solidarität der Bündnispartner zu
suchen.
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Frankfurter Rundschau
15. Juli 2002

Eine neue militärische Aufteilung der Welt
Die künftige Kommandostruktur der USA für eine globale Ordnung und eine zurechtgestutzte Nato

Otfried Nassauer

Die USA zimmern sich die Welt neu zurecht: In wenigen Wochen gibt es kein Fleckchen Erde mehr, für das
nicht ein regionales Militärkommando der USA Zuständigkeit beansprucht. Die Pläne für ein neues Zeitalter
der Abschreckung mitsamt strategischer Vergeltungsschläge bedeuten für die Nato einen erheblichen Verlust
an Einfluss. Europa reagiere auf die konkreten Planspiele bislang überraschend zurückhaltend, meint Otfried
Nassauer. Wir dokumentieren die Analyse des Journalisten und Leiters des Berliner Informationszentrums für
Transatlantische Sicherheit (BITS).

Am 1. Oktober 2002 ist die Welt aufgeteilt - aufgeteilt unter den militärischen Oberkommandos der
Vereinigten Staaten. Zum ersten Mal in der Geschichte gibt es kein Fleckchen Erde mehr, für das nicht eines
der regionalen Kommandos der USA zuständig ist - auch nicht in der Antarktis. Schon darin spiegelt sich das
veränderte Selbstverständnis Washingtons als einzige nach dem Kalten Krieg verbliebene Supermacht. Es
spiegelt sich aber auch eine veränderte Bedrohungs- und Risikowahrnehmung. Gefahren für die Supermacht
können überall lauern.

Am 1. Oktober 2002 entsteht ein neues Machtzentrum in der amerikanischen Militärbürokratie - ein
Oberkommando, dem Frühwarnsysteme und Satelliten, Raketenabwehrsysteme und strategische
Angriffsraketen, strategische Mittel für konventionelle und nukleare Angriffsoperationen unterstellt werden.
Washington plant eine integrierte Kommandozentrale für - auch präventive - strategische Angriffe, strategische
Vergeltungsangriffe und strategische Verteidigung. Dieses Oberkommando soll konventionelle und nukleare
strategische Operationen planen und durchführen und wird damit zum Symbol für ein neues, zweites, sehr
anderes Zeitalter und Verständnis der Abschreckung.

Das ist, kurz gefasst, das Ergebnis der jüngsten Überprüfung des "Unified Command Plans", ein Dokument,
das alle 2 bis 3 Jahre überarbeitet und vom Präsidenten der USA gebilligt wird. Es beschreibt die Aufgaben,
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der wichtigsten militärischen Kommandobehörden der USA, der
regionalen Oberkommandos mit ihren geographischen Zuständigkeiten und der funktionalen Oberkommandos
für spezifische Fachaufgaben. In mehreren Schritten hat die Regierung Bush seit April ihre von den Ereignissen
des 11. Septembers deutlich geprägten Entscheidungen öffentlich gemacht. Am 1. Oktober sollen sie in Kraft
treten. Sie beinhalten gravierende Veränderungen - gerade auch für Europa und die Nato.

Aufgeteilte Welt

Erstmals wird ein militärisches Oberkommando für die Verteidigung Nordamerikas (NORTHCOM)
eingerichtet. Geographisch zuständig ist es von Mexiko im Süden bis nach Alaska im Norden. Hinzu kommen
Seegebiete, die je 500 Meilen weit in den Pazifik und den Atlantik hineinreichen. Dazu gehören auch Teile der
Karibik einschließlich Kubas. Deutlicher kann die elementare, neue Erfahrung des 11. Septembers ihren
Ausdruck militärisch nicht finden: Ein alter amerikanischer Traum, der von der Unverwundbarkeit der USA, ist
ausgeträumt. Vorsorge gegen die Verletzlichkeit der Industriegeselllschaft gegen asymmetrische Risiken und
Bedrohungen soll auf allen Ebenen getroffen werden. Dem militärischen Schritt entsprechen im zivilen Bereich
die Einrichtung eines "Büros für Heimatsicherheit" (Office of Homeland Security) und eines
"Heimatsicherheitsrates" (Homeland Security Council) im Weißen Haus sowie die - vorbehaltlich der
Zustimmung des Kongresses - für den 1. Januar 2003 geplante Einrichtung eines Ministeriums für
Heimatsicherheit (Department of Homeland Security).

Erweitert wird die Zuständigkeit des Oberkommandos Europa (EUCOM). Bislang umfasste es Europa, Afrika
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außer Nordostafrika, Israel, Syrien und den Libanon sowie die Staaten südlich des Kaukasus und Teile des
Atlantiks. Hinzu kommen jetzt der Großteil des restlichen Nordatlantik, große Teile des Südatlantiks und vor
allem Russland. Russland fällt damit zu ersten Mal in den Zuständigkeitsbereich eines spezifischen regionalen
Oberkommandos, eine Zuordnung, die deutlich widerspiegelt, dass Washington Moskau nicht mehr als
Supermacht betrachtet, aber auch nicht mehr primär als Feindstaat sieht.

Größer wird auch der Zuständigkeitsbereich des Pazifischen Oberkommandos (PACOM). Indien, Südostasien,
China, die beiden koreanischen Staaten, Japan und Australien gehörten schon lange dazu. Jetzt kommt die
Antarktis hinzu. Diese blieb bislang - auch als Folge des Antarktisvertrages - aus der Zuständigkeit aller
regionalen Oberkommandos ausgeklammert. PACOM soll EUCOM bei der Zusammenarbeit mit Russland im
fernöstlichen Militärbezirk unterstützen.

Unverändert bleiben das Southern Command (SOUTHCOM) mit Zuständigkeit für Mittel- und Südamerika
sowie das Central Command (CENTCOM) mit seiner Zuständigkeit für Nordostafrika, den Persischen Golf,
Zentralasien und Pakistan, also jene Regionen, in denen die größten Ressourcen an fossilen Energieträgern
lagern. Asien bleibt unverändert auf zwei regionale Oberkommandos aufgeteilt. Hier sieht Washington in der
näheren Zukunft das größte Risiko des Entstehens neuer Krisen und Konflikte.

Nur kleinere Veränderungen wurden zunächst für die funktionalen Oberkommandos verkündet. Das erst 1999
eingerichtete Joint Forces Command (JFC) gibt seine bislang noch bestehende territoriale Zuständigkeit für den
Atlantik, wie schon zu Zeiten der Regierung Clinton vorgesehen, endgültig ab, ebenso die Zuständigkeit für die
Verteidigung Nordamerikas, mit der es zwischenzeitlich nach dem 11. September betraut worden war. Es soll
künftig als Spezialkommando für Zukunftskonzepte und teilstreitkraftübergreifende Operationen dienen.
Unverändert bleiben die Zuständigkeiten des Oberkommandos der Spezialkräfte (SOCOM) und des
Transportkommandos (TRANSCOM).

Sorgenfalten in Brüssel

Post zu den neuen Kommandostrukturen erhielt kürzlich auch George Robertson, der Nato-Generalsekretär.
Der US-Präsident bat ihn darum, den Oberbefehlshaber des Nato-Oberkommandos Atlantik, SACLANT, ab
Oktober 2002 von seinen Nato-Aufgaben zu entbinden, damit dieser sich ganz auf die Aufgaben als
Befehlshaber des Joint Forces Commands konzentrieren könne. Dessen Stellvertreter solle übergangsweise die
Tagesarbeit übernehmen, bis im Rahmen der laufenden Überarbeitung der Nato-Kommandostrukturen eine
dauerhafte Lösung für die Zukunft gefunden sei.

Hinter der Bitte Washingtons steckt mehr. ACLANT, das Atlantik-Kommando der Nato, ist aus Sicht des
Pentagons nicht länger erforderlich. ACLANT aber ist nicht irgendein Kommando, sondern gleichberechtigt
mit dem Nato-Oberkommando Europa eine der beiden höchsten Kommandobehörden der Allianz. ACLANT ist
der wichtigste militärische Brückenkopf der Nato auf dem amerikanischen Kontinent. Es hat bedeutende
Zuständigkeiten. Es soll unter einheitlichem Befehl die Seewege über den Atlantik sichern. Deshalb
unterstehen ihm auch die Kräfte der US-Flotte im Atlantik. Und es befehligt die auf U-Booten stationierten,
strategischen Nuklearstreitkräfte der USA und Großbritanniens, falls diese in einer Krise der Nato zugeordnet
werden sollten.
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Kleine Nato-Stützpunkte gefährdet

Mithin: Es hätte gravierende Folgen für die Nato, wenn deren Oberkommando Atlantik letztlich aufgelöst oder
auch nur in seiner Bedeutung deutlich heruntergestuft werden sollte. Verabschiedet sich Washington aus der
gemeinsamen Sicherung der Seewege über den Atlantik? Oder schafft es sich nationale Parallelstrukturen und -
zuständigkeiten, die im Ernstfall auch ohne die Nato agieren können? In beiden Fällen wäre ein erheblicher
Einflussverlust für die Nato die Folge. Das einzige große Nato-Hauptquartier auf dem Boden der USA ginge
verloren. Die Existenz der kleineren Nato-Hauptquartiere für den westlichen Atlantik wäre ebenfalls gefährdet.
Die Zukunft der strategische Nuklearkomponente der Nato wäre neu zu regeln, ebenso wie die Zuständigkeit
dafür.

Mancher in Brüssel fragt sich deshalb besorgt, ob Washington nur eine bessere Heimatverteidigung oder eine
verteidigungspolitische Autarkie anstrebt oder ob die Regierung Bush gar letztlich noch weiter geht und auf
eine partielle Abkopplung von Europa zielt. Will die Regierung Bush Europas Einflussmöglichkeiten über die
Nato auf die Sicherheitspolitik der USA reduzieren oder gar ausschalten?

Auch die Nato hat mit der Arbeit an einer neuen Kommandostruktur begonnen. Während des Prager Nato-
Gipfels im November sollen erste Pflöcke eingeschlagen werden, bis zum Juni 2003 soll sie vorliegen. Ein
schier unmöglich erscheinendes Unterfangen. Denn der Nato-Gipfel soll auch entscheiden, welche neuen
Mitglieder das Bündnis aufnehmen wird. Damit stehen deren Ansprüche, künftig Teile der Nato-Kommando-
Struktur zu beherbergen, gleich mit auf der Tagesordnung. Eine komplexe Aufgabe und eine komplizierte dazu.
Denn mitbedacht werden will auch, dass - so jedenfalls die deklarierte Absicht - die neu zu entwickelnden
Strukturen auch mit jenen kompatibel sind, die die Europäische Union für die Implementierung ihrer
europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik benötigen wird. Noch komplizierter wird die Aufgabe jetzt
durch die nationalen Entscheidungen Washingtons zu seiner eigenen Kommandostruktur.

Da mag es kaum verwundern, dass mancher in Brüssel inbrünstig hofft, in der Diskussion mit den 18 anderen
Nato-Staaten werde Washington seine Meinung im Blick auf das Oberkommando Atlantik doch noch einmal
ändern - schließlich sei ja eine Lösung im Konsens zu finden. Doch die Karten dafür aber sind schlecht verteilt.
Denn erstens müsste Washington eine bereits getroffene, nationale Entscheidung revidieren, zweitens hat es der
Nato die Diskussion mit seiner Entscheidung verordnet und drittens muss Brüssel der US-Diskussion
hinterhereilen.

Neues militärisches Machtzentrum

Ende Juni fällte Washington eine weitere wichtige Entscheidung. Zwei der wichtigsten funktionalen
Oberkommandos werden zusammengelegt. Das Weltraumkommando (SPACECOM), mittlerweile auch
zuständig für die Informationskriegsführung, und das Oberkommando der Strategischen Streitkräfte,
(STRATCOM) werden integriert. SPACECOM zieht von der Luftwaffenbasis Peterson in Colorado zu
STRATCOM nach Offut Air Force Base in Nebraska um. Die Luftwaffenbasis Peterson beherbergt künftig das
neue regionale Oberkommando NORTHCOM, zuständig für die Verteidigung Nordamerikas.

Das neue strategische Oberkommando in Offut erhält weitreichende Zuständigkeiten. Hier werden alle
militärischen Elemente der neuen strategischen Triade, des strategischen Instrumentariums der USA, unter
einem Dach zusammengefasst: Die Kontrolle über die Satellitensysteme der USA, die Frühwarnung und
Verteidigung gegen Raketenangriffe - also auch das Raketenabwehrprogramm der USA - und die
Verantwortlichkeit für konventionelle wie nukleare Angriffsoperationen großer Reichweite. Was zunächst als
Verschlankung und Rationalisierung von amerikanischen Befehlsstrukturen dargestellt wird, ist zugleich etwas
anderes: Die Zusammenführung zweier schon jetzt sehr mächtiger Teilstrukturen der US-Streitkräfte unter
einem Dach. Geschaffen wird so ein neues, ausgesprochen starkes militärisches Machtzentrum, das die künftige
Militärpolitik Washingtons ebenso entscheidend mitprägen wird wie die Auseinandersetzung ums Geld.

Nukleare Angriffsoptionen

Mehr noch: Mit dem neuen strategischen Oberkommando wird einer der entscheidenden und umstrittenen
Grundgedanken der jüngsten Überprüfung der Nuklearstrategie und -streitkräfte der USA, des Nuclear Posture
Review, erstmals umgesetzt. Defensive und offensive Elemente werden ebenso integriert wie konventionelle
und nukleare Angriffsoptionen. Als strategisch erachtete Bedrohungen der USA - wie z. B. durch Staaten oder
nichtstaatliche Akteure, die über Massenvernichtungswaffen verfügen - sollen künftig von einem einzigen, mit
allen erforderlichen Kompetenzen ausgestatteten Oberkommando bearbeitet werden, dem eine möglichst breite,
flexible Reaktionspalette zur Verfügung steht. Es soll sowohl Abwehrmaßnahmen gegen einen drohenden
Angriff koordinieren und durchführen als auch Vergeltungsangriffe planen können.
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Zudem soll es in der Lage sein, sogenannte präemptive Angriffe durchzuführen, Angriffe, die verhindern
sollen, dass die Vereinigten Staaten überhaupt angegriffen werden können. Dabei ist es gleichgültig, ob der
potenzielle Angreifer ein Staat ist oder ob es sich um einen nichtstaatlichen Akteur wie z. B. eine internationale
Terroristengruppe, religiöse Extremisten oder einen zur Gewalt greifenden internationalen Konzern handeln
würde.

Vereinfacht: Washington will zuschlagen können, bevor es getroffen wurde. Die Administration George W.
Bush's hat für solche Angriffe jüngst den Begriff der "defensiven Intervention" geprägt. Damit deutet sich an,
dass die USA das Selbstverteidigungsrecht des Völkerrechts künftig sehr weit auslegen und die Entscheidung
über die Rechtmäßigkeit eines Krieges weitgehend von der UN in New York nach Washington verlegen
werden. Im Frühherbst sollen diese Überlegungen in ein öffentliches Regierungsdokument münden, in eine
neue "Nationale Sicherheitsstrategie".

Besondere Besorgnis ruft auch die Tatsache hervor, dass präemptive, nukleare Angriffe explizit nicht
ausgeschlossen werden. Das Argument: Viele potenzielle Ziele, äußerst tief unter der Erde oder in Gebirgen
gelegene Bunker zum Beispiel, können mit konventionellen Waffen nicht gesichert zerstört werden.
Nuklearwaffen, wahrscheinlich auch speziell zu entwickelnde, neue Nuklearwaffen, seien gegen solche Ziele
das einzig probate Mittel. Atomare Angriffe gegen solche Ziele aber könnten - Terroristen haben kein
Staatsterritorium - auch gegen nicht-nukleare Staaten erfolgen. Wieder hätte das internationale Recht das
Nachsehen. Natürlich, so argumentiert die Regierung Bush, seien Nuklearwaffen das letzte Mittel, dann, wenn
kein anderes Erfolg verspreche. Gerade deshalb sei es so wichtig, dass ein einziges Oberkommando zuständig
werde und zwischen beiden Möglichkeiten abwägen könne. Doch während die Regierung argumentiert, dies
verringere die Wahrscheinlichkeit, dass nukleare Waffen zum Einsatz kämen, sehen das deren Kritiker genau
umgekehrt: Der Unterschied zwischen konventionellen und nuklearen Operationen werde verwischt. Nukleare
Waffen würden zu "normalen" Instrumenten der Kriegführung und damit steige die Wahrscheinlichkeit, dass
sie - weil wirksamer - auch eingesetzt würden. Bis zu 2200 strategische Atomwaffen in den aktiven
Streitkräften und 2400 zügig reaktivierbare Reservesprengköpfe wollen die USA nach dem neuen
Rüstungskontrollabkommen mit Rußland auch langfristig behalten.

Die Bush-Revolution und Europa

Wieviel Europa brauchen die USA? Wie reagiert Europa auf die von den USA angestoßene neue Debatte über
die Zukunft der Nato? Wie reagiert Europa auf das neue Konzept der Abschreckung, auf die Entscheidung
Washingtons, Terrorismus und Proliferation als Interventionsgründe zu betrachten und über eine Doktrin "der
Grenzen der Souveränität" - wie es Richard N. Haas, der Direktor der Planungsabteilung des US-
Außenministeriums, kürzlich nannte - nachzudenken?

Drei europäische Reaktionsweisen

Schon diese wenigen Fragen zeigen, dass hinter scheinbar militärisch-technischen Entscheidungen zur Zukunft
der militärischen Kommandostruktur der USA unausweichliche, hochpolitische Fragen und
Richtungsentscheidungen lauern.

Drei europäische Reaktionsweisen sind bislang charakteristisch. Die europäische Politik reagiert defensiv und
ohne erkennbare Alternativ-Konzepte. Sie agiert nach dem Prinzip Hoffnung "Nichts wird so heiß gegessen,
wie es gekocht wurde". Und sie reagiert oft mit einer falschen Kritik: Sie wirft den USA Unilateralismus vor.

Doch Unilateralismus ist es nicht, was die gegenwärtige US-Administration umtreibt. Die Regierung Bush hält
es schlicht im nationalen Interesse für unverzichtbar, bestehende Beschränkungen der amerikanischen vor
allem militärischen Handlungsfreiheit abzubauen, um künftig flexibler vorgehen zu können.
Rüstungskontrollverträge, die das Ausspielen eigener militärischer Stärken behindern, werden aufgegeben oder
gar nicht erst abgeschlossen. Völkerrechtliche Regeln, die wie die UN-Charta kaum oder keinen Spielraum für
militärische Interventionen gegen Terrorismus und Proliferation lassen, müssen geändert oder durch die eigene
Praxis außer Kraft gesetzt werden. In Bündnissen und Allianzen, die anderen Mitspracherechte über die Politik
Washingtons garantieren, muss klargestellt werden, dass sie amerikanisches Handeln nicht blockieren dürfen
und mitmachen sollten, wenn sie nicht ins Abseits gestellt werden wollen.

Als "Multilateralismus a la carte" hat Richard N. Haas diese Herangehensweise bezeichnet. Man prüfe in jedem
Einzelfall, ob historische multilaterale Bindungen noch den eigenen Interessen entsprechen. Sicherheitspolitik
ist in diesem Verständnis eine militärische Gestaltungsaufgabe, mithin nicht primär an Stabilität, sondern an
Veränderung interessiert. Dazu müssen hinderliche Regeln einer alten Weltordnung abgerissen und vielleicht
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künftig durch neue, auf Vorgaben aus Washington fußende Regeln ersetzt werden. Bis dahin dient - und dies
wäre der Kern einer gerechtfertigten Kritik - die von der Bush-Administration praktizierte Deregulierung der
internationalen Beziehungen vor allem einem - dem Stärkeren.

Auf diese Entwicklungen reagiert Europa erstaunlich defensiv, ohne erkennbare Alternativkonzepte und
offensichtlich vorrangig in der Hoffnung, doch noch bremsen zu können. Es verwundert, dass aus Europa keine
Vorschläge für eine effizientere Nichtverbreitungspolitik kommen. Es ist kaum verständlich, dass die
europäischen Staaten im Blick auf die vorrangig nicht-militärisch zu führende Bekämpfung des Terrorismus
mit ihren eigenen Beiträgen so defensiv umgehen. Und vor allem irritiert, dass die europäischen Nato-Staaten
aus der Tatsache, dass der Sicherheitspolitik ein erweiterter Begriff der Sicherheit zu Grunde zu legen ist, nicht
schlussfolgern, dass die Beiträge zur transatlantischen Lastenteilung künftig ebenfalls nach erweiterten
Kriterien bemessen werden müssen.

Anzeichen der Lähmung

Nicht allein Fähigkeiten zu militärischer Kriegführung und Ausgaben für militärische Zwecke, sondern alle
Aufwendungen für eine Sicherheitspolitik, die sich als Gestaltung von künftiger Weltordnung versteht, müssten
dabei herangezogen werden. Europa hätte auch allen Grund, mit konstruktiven Konzepten und Vorschlägen
aufzuwarten, die der Stärkung internationaler Organisationen, des Multilateralismus und der Multipolarität
dienen. Nur - diese bleiben aus. Mithin - das politische Washington neigt immer mehr zu der Schlussfolgerung,
dass Europa weder politisch noch militärisch ein ernsthafter Partner bei der Gestaltung von Weltordnung sein
will, dass Europa sich der Übernahme globaler Verantwortung entzieht. Die Passivität der europäischen Staaten
muss umso mehr erstaunen, da die Politik der Regierung Bush dem Prinzip der europäischen Integration - der
zunehmenden Verrechtlichung internationaler Beziehungen - zuwiderläuft und die Grundinteressen
europäischer Außen- und Sicherheitspolitik, Multilateralismus und Multipolarität, immer deutlicher negiert.
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Auf dem Weg in eine neue Weltunordnung?
Otfried Nassauer

"Seit den Anschlägen des 11.9. ist nichts mehr wie bisher." Diese Aussage ist richtig und falsch zugleich.
Richtig ist, dass die Terroranschläge die Bedrohungswahrnehmung, vor allem in den USA, deutlich verändert
haben. Der Traum von der Unverwundbarkeit Amerikas ist ausgeträumt. Falsch dagegen wäre es, anzunehmen,
dass sich seit den Terrorangriffen die strategische Ausrichtung der US-Politik grundlegend verändert hätte.
Deren neue Zielsetzungen wurden lange vor dem 11.9. festgelegt. In Dutzenden strategischer Studien entstand
das Konzept einer Neuausrichtung der US-Politik vom Kopf bis zu den Gliedern. "Vom Kopf", das meinte von
einer Neudefinition der US-Interessen und einer Neuausrichtung der US-Militärstrategie auf Dominanz auf
allen Ebenen, "bis zu den Gliedern", das meinte bis zu den einzelnen Instrumenten der Außen- und
Sicherheitspolitik, der Bündnis- und Regionalpolitik, den Streitkräftestrukturen und der Bewaffnung. Die
Terrorangriffe fanden vor allem Eingang in die Begründungsmuster für den radikalen Politikwechsel, den die
Administration unter Präsident George W. Bush vollzieht. Er soll im Herbst in eine neue Nationale
Sicherheitsstrategie münden.

Grenzen der Souveränität

Die Bekämpfung von Terrorismus und Proliferation rechtfertigt militärische Interventionen. Zwei neue
Rechtfertigungsfiguren treten neben die schon praktizierte "humanitäre Intervention", die wie diese im
schriftlich fixierten Völkerrecht keine Legitimation finden. Für militärisches Eingreifen, für das mit einem UN-
Mandat nicht gerechnet werden kann, werden Präzedenzfälle geschaffen, auf die man sich künftig berufen
kann. Für die Bekämpfung des Terrorismus ist es Afghanistan; für die Bekämpfung der Proliferation soll der
Irak zum Präzedenzfall werden. Da die UN-Charta die Souveränität des Nationalstaates hoch gewichtet und die
UNO deshalb in vielen Fällen kein Mandat erteilen kann, läßt die US-Regierung die Entscheidung über Krieg
und Frieden in einer wachsenden Zahl von Fällen von New York, dem Sitz der UNO, nach Washington
umziehen.

Mit dem Argument, das Recht auf Selbstverteidigung schließe auch das Recht zur präemptiven Bekämpfung
erkannter Angriffsabsichten ein, spricht Washington sich selbst das Recht zu "defensiven Interventionen" zu –
d.h. das Recht zu präventivem militärischem Eingreifen, bevor die USA angegriffen werden können. Dies soll
weit ausgelegt werden und die Möglichkeit zum Einsatz nuklearer Waffen einschließen. Keine Rolle spielt, ob
der erkannte oder vermutete Angreifer ein Staat oder ein nichtstaatlicher Akteur ist. Geprüft wird, ob eine
Doktrin der Grenzen nationaler Souveränität erarbeitet werden soll, d.h. ein Verhaltenskodex für jene
Regierungen, die sich vor Interventionen sicher wähnen wollen.

Parallel dazu kann beobachtet werden, dass die neue US-Administration mehr oder minder offen
Regierungswechsel in einer ganzen Reihe von Staaten betreibt – Venezuela, die Philippinen, Afghanistan,
Nepal, der Irak und demnächst Myanmar könnten Beispiele sein. Die US-Politik wartet nicht, bis sich
Veränderungen ergeben, sondern betreibt diese aktiv.

Multilateralismus a la carte – Rüstungskontrolle

Rüstungskontrolle – so die Sicht der Bush-Administration - bindet den Stärkeren, stärkt den Schwächeren und
schwächt so den Stärkeren. Sie ist deshalb kein vorrangiges Instrument der US-Sicherheitspolitik mehr.
Bestehende Verträge werden überprüft, ob sie den US-Interessen dienlich sind oder ob sie die
Handlungsfreiheit der USA einschränken. Entsprechend wird gehandelt: Der ABM-Vertrag wurde gekündigt,
und mit ihm entfallen auch viele Begrenzungen für eine künftige Militarisierung des Weltraums. Die
Unterschrift unter die Konvention des internationalen Strafgerichtshofs ist zurückgezogen. Aufgegeben wurde
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der Plan, ein Verifikationsprotokoll für das B-Waffen-Verbotsabkommen zu schaffen. Zurückgezogen wurde
die Zusage, bis 2006 auf Antipersonenminen zu verzichten und dem Ottawa-Vertrag beizutreten. Die nächsten
Schritte sind absehbar: Auf Wunsch des Pentagons wird geprüft, ob die USA ihre Unterschrift unter den
nuklearen Teststopp-Vertrag zurückziehen. Der Weltraumvertrag wird in Frage gestellt, weil er die
Weltraumrüstungspläne behindert.

Multilateralismus a la carte – Bündnispolitik

Traditionelle Allianzen wie die NATO verlieren an Bedeutung; nicht zuletzt, weil sie vor allem in Regionen
existieren, die relativ stabil sind bzw. weil die dort existenten Konflikte für die USA selten von strategischem
Interesse sind. Dort aber, wo die aus Sicht der USA wesentlichen Veränderungen anstehen – im Nahen und
Mittleren Osten, in Zentralasien sowie in Süd- und Südostasien, existieren keine gewachsenen
Bündnisstrukturen. Für Interventionen in diesen Regionen sind die Bündnispartner in Europa schlecht gerüstet
und oft politisch unvorbereitet. Über Jahrzehnte haben sie gelernt, auf geopolitische Ambitionen zu verzichten
– nun soll plötzlich alles ganz anders sein: Washington macht ihr aktives globales militärisches Engagement
zur Voraussetzung für strategische Mitsprache darüber wie mit Interventionen umgegangen wird. Zugleich
signalisiert die US-Regierung: Wir können es auch alleine. Wechselnde, nicht feste Allianzen liegen im US-
Interesse, vergrößern die Handlungsfreiheit und Flexibilität. Der jüngste "Unified Command Plan", in dem die
Aufgaben und Zuständigkeiten der militärischen Oberkommandos der USA neu festgelegt werden, spiegelt
beides: Den Wunsch nach größerer Flexibilität und Handlungsfreiheit sowie nach geringeren
Bindungswirkungen in traditionellen Bündnissen. Bessere Möglichkeiten zu autarkem Handeln werden
angestrebt.

Zwischenbilanz nach zwei Jahren

Unilateralismus ist es nicht, was die US-Administration umtreibt. Die Regierung Bush hält es schlicht im
nationalen Interesse für unverzichtbar, bestehende Beschränkungen der amerikanischen militärischen
Handlungsfreiheit abzubauen, um flexibler vorgehen und die eigene Dominanz besser ausspielen zu können.
Völkerrechtliche Regeln, die wie die UN-Charta kaum oder keinen Spielraum für militärische Interventionen
gegen Terrorismus und Proliferation lassen, müssen geändert oder durch die eigene Praxis außer Kraft gesetzt
werden. Rüstungskontrollverträge, die das Ausspielen eigener militärischer Stärken behindern, werden
aufgegeben oder nicht abgeschlossen. In Allianzen, die anderen Mitspracherechte über die Politik Washingtons
garantieren, muss klargestellt werden, dass sie amerikanisches Handeln nicht blockieren dürfen und mitmachen
sollten, wenn sie nicht ins Abseits gestellt werden wollen.

Als "Multilateralismus a la carte" hat Richard N. Haas diese Herangehensweise bezeichnet. Sicherheitspolitik
ist in diesem Verständnis eine militärische Gestaltungsaufgabe, mithin nicht primär an Stabilität, sondern an
Veränderung interessiert. Dabei dient - und dies wäre der Kern einer gerechtfertigten Kritik - die von der Bush-
Administration praktizierte Deregulierung der internationalen Beziehungen vor allem einem - dem Stärkeren.
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27. September 2002
Streitkräfte und Strategien, NDR info

Ist nichts mehr wie es einmal war?
Mär vom dramatischen US-Kurswechsel nach dem 11. September.

von Otfried Nassauer

In der Sicherheitspolitik – so ist hierzulande oft zu hören – sei seit den Anschlägen des 11.Septembers alles
anders geworden. Seither habe sich die Außen- und Militärpolitik Washingtons mit atemberaubender
Geschwindigkeit entwickelt, Europa könne der Entwicklung kaum folgen. Die Gefahr einer
Kontinentalplattenverschiebung wachse. Der transatlantische Graben werde breiter und tiefer. Es ist also Zeit
für eine Zwischenbilanz, eine Überprüfung solcher Aussagen – ein Jahr danach. Was hat sich verändert und
wurden die Veränderungen durch den 11. September ausgelöst?

Offensichtlich sehr zufrieden ist Donald Rumsfeld, der amerikanische Verteidigungsminister, mit sich und
seiner geleisteten Arbeit der letzten anderthalb Jahre. Zu dem bisher Erreichten zählt er

• eine neue Verteidigungsstrategie,
• die Abkehr von der "Theorie zweier größerer Regionalkriege", ein neues Konzept für die

Raketenabwehr ohne die Bindungen des ABM-Vertrages,
• eine Reorganisation der Fähigkeiten zur Weltraumkriegführung, die Entwicklung einer neuen

Kommandostruktur, die die Heimatverteidigung verbessere und den Umbau der Streitkräfte
beschleunige,

• ein neues Konzept der strategischen Abschreckung und schließlich eine neue Art und Weise,
Sicherheitsrisiken abzuwägen.

Mit kaum verkennbarem Stolz fügte Rumsfeld wörtlich hinzu: "Diese Ergebnisse wurden erzielt, während wir
einen Krieg gegen den Terrorismus führen – kein schlechter Beginn für ein Ministerium, das den Ruf hat, sich
gegen Veränderungen zu wehren." So das Vorwort zu seinem jüngst veröffentlichten ersten Bericht an den
Kongreß.

Rumsfelds Erfolge bereiten in Europa Kopfschmerzen. Die Abkehr der Bush-Administration von der
Rüstungskontrolle – beispielsweise die Kündigung des ABM-Vertrages – wurde als erstes Alarmzeichen
gewertet. Die Politik zur Verhinderung eines Internationalen Strafgerichtshofes für Kriegsverbrecher wurde als
Anzeichen amerikanischen Unilateralismus betrachtet. Die neue Abschreckungsdoktrin und die Pläne für die
Raketenabwehr weckten Befürchtungen um die Stabilität sowie – hinter vorgehaltener Hand - um die künftige
Rolle Europas in diesem Konzept. Befürchtungen wurden auch wach, als die neue Kommandostruktur der US-
Streitkräfte deutlich machte, dass Washington seine nationale Verteidigung von der NATO unabhängig machen
würde. Washingtons Intervention gegen den Terrorismus in Afghanistan wurde aus Gründen der politischen
Solidarität mitgetragen, obwohl es viele Bedenken gab. Ernsthaft erschrocken aber reagierte Europa, als
Washington begann, offensive Militärschläge zu erwägen, die einem potentiellen Angriff durch einen anderen –
staatlichen oder nichtstaatlichen - Akteur zuvorkommen sollen und dabei selbst Nuklearwaffeneinsätze nicht
ausschloß. Aufregung herrschte in den Hauptstädten, als immer deutlicher wurde, dass der Krieg gegen den
Terrorismus im Krieg gegen den Irak, einen Staat der an Massenvernichtungswaffen arbeitet, seine Ergänzung
finden würde und sich abzeichnete, dass die USA eine machtpolitische Neuordnung großer Teile Asiens
anstreben – Regierungswechsel vielerorts mit eingeschlossen.

Kaum einer dieser Schritte aber konnte wirklich überraschen. Denn fast alle Vorhaben lagen bereits vor dem
11.September, zumeist sogar vor der Wahl Bushs, auf dem Tisch. Das Konzept einer neuen Abschreckung, die
Raketenabwehr und offensive nukleare wie konventionelle Fähigkeiten integriert, wurde im Januar 2001 vom
National Institute for Public Policy vorgelegt. Es beinhaltete die Möglichkeit präemptiver und präventiver
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Angriffe. Die verstärkten Bemühungen um die Raketenabwehr waren Thema etlicher Papiere. Pläne für eine
verstärkte Betonung der Verteidigung Amerikas gegen Bedrohungen aller Art, einschließlich des Terrorismus,
waren schon zur Wahl unter dem Stichwort Heimatverteidigung, Home Land Defense, in Denkfabriken weit
gediehen. Die radikale Reform der Streitkräfte, ihre Ausrichtung auf künftige Konflikte in Asien und viele
Vorschläge zur Vorbereitung auf diese fanden sich z.B. in fertigen Studien des Pentagons, insbesondere in
Arbeiten, an denen das Office of Net Assessment beteiligt war. Die deutliche Abkehr von der bilateralen und
multilateralen Rüstungskontrolle war bereits vor der Wahl Gemeingut in der republikanischen Politik, ebenso
die Abkehr vom Multilateralismus. Der neue Umgang mit der schwächelnden Großmacht Russland war in einer
Studie des Nixon-Centers ausgearbeitet worden. Selbst die erst jüngst in Europa Beachtung findende Debatte
über Amerika als Imperium und eine offen imperialistische Politik war vorgedacht – eine hochrangige
Expertengruppe des "Projektes für das Neue Amerikanische Jahrhundert" hatte sie vorformuliert. Und
schließlich: dass die Bush-Administration Saddam Hussein von der Macht entfernen wollte, war auch bekannt.
Es stand in dem Gesetz über die Befreiung des Iraks, das der republikanisch beherrschte Kongress 1998
verabschiedet hatte.

Es war damit zu rechnen, dass die Bush-Administration eine stark an nationalen Interessen und der eigenen
Handlungsfreiheit orientierte Außen- und Sicherheitspolitik betreiben würde. Entsprechend hatten sich etliche
Mitglieder der neuen Regierung zuvor in einer Studie geäußert. Es war vorhersehbar, dass diese Politik zu einer
Deregulierung der internationalen Beziehungen, also dem Ausstieg aus internationalen Verträgen und
Verpflichtungen, führen würde. Einer Politik zur Stärkung des Rechts würde eine Strategie entgegengesetzt, die
das Recht des Stärkeren noch weiter stärkt.

Das Ergebnis dieser kleinen Zwischenbilanz: Die Vielzahl strategischer und bedeutsamer Veränderungen in der
Sicherheitspolitik Washingtons geht in den allermeisten Fällen nicht auf den 11. September zurück. Vielmehr
ermöglichte es der 11. September den Sicherheitspolitikern der Bush-Administration, zusätzliche
Begründungsmuster für ihre Vorhaben zu entwickeln und bereits geplante Reformen und Umstrukturierungen
zu beschleunigen und ohne substantielle Widerstände durchzusetzen. Zudem bot er einen Anlaß, erheblich
mehr Geld für Aufgaben der äußeren und inneren Sicherheit bereitzustellen.

Wie aber konnte es dann hierzulande zu der Wahrnehmung kommen, der 11. September habe zu quasi-
revolutionären Veränderungen in der amerikanischen Außen- und Sicherheitspolitik geführt? Weder das
Berliner Außen- noch das Verteidigungsministerium waren im Januar 2001 hinreichend auf eine von George
W. Bush geführte Regierung vorbereitet. Es gab keine Politikplanung und -vorbereitung im Sinne einer
umfassenden Analyse republikanischer Politikvorhaben. Dabei waren sie frühzeitig nachzulesen in Studien
hochrangig besetzter Expertengruppen und Denkfabriken. Soweit bekannt gab es keine detaillierten Studien,
wer in der neuen Administration möglicherweise welche Ämter einnehmen werde und für welche Vorhaben
und Positionen die einzelnen Personen stehen würden. Durchdachte Politikalternativen für die Bundesregierung
fehlten ebenfalls. Abwarten und Teetrinken hieß die Devise, die Ministerialbeamte und Offiziere der Politik
empfohlen hatten - und nur keine vorschnelle Aufregung. Nichts wird so heiß gegessen wie es gekocht wird –
das war auch die Reaktion auf die ersten deutlicheren Worte der neuen US-Regierung. Bald folgte ungläubiges
Staunen über die Geschwindigkeit, mit der die Bush-Administration das Steuer herumriss, multilaterale
Bindungen aufkündigte und eine am nationalen Interesse orientierte Machtpolitik durchsetzte. Und doch: Noch
Wochen nach dem 11. September hofften hohe deutsche Beamte, nun werde die Regierung Bush ihre Neigung
zum Unilateralismus aufgeben und zurückkehren auf den Pfad der Tugend - eine international abgestimmte,
multilaterale Politik.

Mancher in den Amtsstuben rechnete noch immer nicht damit, dass Washington seiner eigenen Agenda und
seinen eigenen Interessen folgen werde, unabhängig davon, was die europäischen Partner dazu sagen würden.
Solche Fehleinschätzungen und Fehler in der Wahrnehmung deutscher Politik lassen sich heute leichter
verdecken, wenn man die Terroranschläge zum Auslöser der Veränderungen in der Politik Washingtons erklärt.
Dabei hatten sie aus US-Sicht vor allem eine andere, instrumentelle Funktion – sie waren eine günstige
Gelegenheit, Solidarität statt solidarischer Kritik zu fordern.

Dass nicht der 11. September und der Krieg gegen den Terrorismus im Zentrum der Washingtoner Politik steht,
wird auch an kleinen, symbolischen Akten deutlich: Als jüngst die Philippinen beabsichtigten, dem
Internationalen Strafgerichtshof beizutreten, drohte Washington mit einer radikalen Kürzung der Finanzhilfen
zur Bekämpfung des Terrorismus. Eine klare Aussage über Prioritäten.
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Söldner sind immer die anderen
Christopher Steinmetz

Anders als Guerilla- und Partisanengruppen, die als staatliche Gewaltakteure in spe betrachtet werden, galten Söldner
bislang als Verkörperung der Antithese des staatlichen Gewaltmonopols. Dieses Bild ist in den 90er Jahren ins Wanken
geraten. Söldner werden differenzierter betrachtet, ihr konkretes Handeln und ihre Motivation treten hinter der Analyse
ihres Funktionierens in begrenzten Konflikten und ihrer Steuerungsmöglichkeiten zurück.

Im Februar dieses Jahres wurde nun erstmals eine offizielles Diskussionpapier einer europäischen Regierung zu diesem
Thema vorgelegt. Auf Empfehlung des britischen Parlaments legte die britische Regierung ein sogenanntes Green Paper
zu den Möglichkeiten der Regulierung des Söldnerwesens vor.(1) Es ist davon auszugehen, daß sich die weiteren
internationalen Diskussionen über den Umgang mit dem Söldnerwesen an diesem Green Paper orientieren werden.
Deswegen ist es um so bemerkenswerter, daß die Thesen und Vorschläge der britischen Regierung auf wenig Widerspruch
bei Nichtregierungsorganisationen, der Wissenschaft, der Politik und den betroffenen Söldnerfirmen stießen. Auch die im
August 2002 veröffentlichte Stellungnahme des britischen Parlaments beschränkte sich auf geringfügige Anmerkungen.
Wenn das Papier tatsächlich den Stand der Debatte in politischen Kreisen adäquat wiedergibt, wird eine weitreichende
Legalisierung des Söldnerwesens nicht mehr aufzuhalten sein. Die bisherigen Kritiker scheinen sich mit der Existenz von
Söldnerfirmen arrangiert zu haben. Dies wird gravierende Konsequenzen für die (ärmeren und rohstoffreichen) Staaten der
Peripherie haben. Europäische Söldnerfirmen werden in Zukunft eine noch größere Rolle in regionalen und lokalen
Konflikten spielen, auch im Dienst der "Demokratien des Westens".

Des Söldners neue Kleider

Das Green Paper vollzieht mit der Regulierungsfrage einen Schritt, den die vorwiegend amerikanischen und britischen
akademisch-politischen Kreise bereits seit Anfang der 90er Jahre vorbereitet haben: die Legalisierung des Söldnerwesens.
Das erste Signal war die Diskussion um die Unterscheidung der verschiedenen Söldnertypen. Damals lenkte die
Korporatisierung der Söldner und deren Selbststilisierung als Sicherheitsdienstleister die Blicke der Kritiker auch auf
bereits bestehende "Sicherheitsfirmen", die in Europa und den USA bereits prächtig an der Privatisierung hoheitlicher
Aufgaben im Sicherheitsbereich verdienten.(2) Diese Konzerne versuchten alles, sich von ihren schmuddeligen
Verwandten zu distanzieren: Sprach man bisher von Söldnern und ihren Unternehmen, so wird nun unterschieden
zwischen: "einzelnen Söldnern", "Private Military Companies" (PMC) und "Private Security Companies" (PSC). Als
Söldner gelten dabei nur noch jene Individuen, die sich für Geld an jeden verkaufen. Private Military Companies und
Private Security Companies sind "Geschäftspartner", schließlich verkaufen sie sich "nur" an Regierungen, und nur die
Private Military Companies beteiligen sich an (offensiven) Kampfhandlungen.

International Alert, eine britische NGO, die den gesamten britischen Prozeß konstruktiv begleitete verstieg sich sogar zu
der Aussage, daß PMC's nicht nur aus reinem Profitstreben Aufträge annehmen, sondern an der Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit interessiert wären!(3)

Allein die Verfeinerung der Organisationsstrukturen reichte aus, um die Söldner zu respektablen Ansprechpartnern zu
machen. Sie verschwanden als Unternehmer hinter einer Fassade der Normalität. Plötzlich wurde ihr Profitstreben in der
internationalen Debatte als seriös präsentiert und davon ausgegangen, daß sie sich als Unternehmer ähnlich verhalten
würden wie beispielsweise ein Versicherungskaufmann.

Die zweite Verschiebung zugunsten der Rehabilitierung von Söldnern als einem legitimen Instrument der Politik scheint
der "erfolgreiche" Einsatz von Söldnern der südafrikanischen Firma Executive Outcomes 1995 in Sierra Leone gewesen zu
sein. Im Auftrag der Regierung gelang es ihnen innerhalb von wenigen Wochen, die Rebellen der Revolutionary United
Front aus den lukrativen Diamantengebieten zu vertreiben und an den Verhandlungstisch zu bringen. Zwar wurde der
Regierung im Anschluß u.a. auch vom IWF mit einer Kreditsperre gedroht, wenn sie weiter mit Executive Outcomes
zusammenarbeiten würde, so daß die Söldnerfirma 1996 Sierra Leone verlassen mußte (4), doch angesichts des späteren
Wiederaufflammens des Bürgerkrieges und der schlecht koordinierten UN-Mission verklärte sich die Bewertung des
Söldnereinsatzes. Seitdem gilt, daß Söldnerfirmen schneller, effizienter und billiger als alle vergleichbaren Instrumente der
Internationalen Gemeinschaft zu Befriedung von Regionen sind. Bauchgrimmen bereitet den Befürwortern alleine die
fehlende juristische und politische Legitimation für den Einsatz von Söldnern.
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Zwei weitere Faktoren begünstigen diesen Wahrnehmungswandel. Die westlichen Regierungen befinden sich immer noch
im Prozeß der Auslagerung staatlicher Aufgaben - auch des Gewaltmonopols - an private Träger. Noch wird davon
ausgegangen, daß dies Kosten einspart und die Effizienz verbessert. Der erhebliche Unterschied in Verhalten und
Motivation privater Akteure im Vergleich zum demokratisch legitimierten öffentlich-behördlich kontrolliertem
Belohnungssystem wird dabei meistens ignoriert.

Unter diesen Prämissen werden auch Söldnerfirmen attraktive Geschäftspartner. Ihnen kann man heikle oder lästige
Aufgaben in Weltgegenden übergeben, die keine geostrategische Rolle mehr spielen. Mit geringerem Mittelaufwand und
geringerem politischen Risiko setzt man die Söldnerfirmen als Hilfssheriffs ein.

Gleichzeitig bricht zunehmend die Opposition gegen das Söldnerwesen zusammen. Hauptsächlich waren es
Hilfsorganisationen vor Ort, die die Öffentlichkeit über die Anwesenheit von Söldnern und ihre Kriegsbeteiligung
informierten. Angesichts immer gefährlicherer Hilfsmissionen und fehlender Unterstützung westlicher Staaten sind diese
Organisationen zum Teil dazu übergegangen, selber Söldnerunternehmen zu beschäftigen, sowohl für die strategische
Sicherheitsplanung als auch für bewaffnete Konvois in Zielgebiete.(5) Verständlicherweise wird darüber nicht gerne
geredet. Die Spendenbereitschaft könnte darunter leiden, daß von dem Geld Söldner bezahlt werden. Außerdem ist es
widersprüchlich, einen angeblichen "Zerfall des Staates" zu beklagen und gleichzeitig in eine weitere Aufweichung des
Gewaltmonopols vor Ort zu investieren.

(De-)Regulierungsoptionen?

Die britische Regierung entwickelte in ihrer Untersuchung sechs Optionen, um den Umgang mit Söldnerfirmen zu
regulieren. Sie pendeln erwartungsgemäß zwischen den beiden Extremen des absoluten Verbotes und der
Selbstregulierung von Söldnerfirmen. Natürlich wird als eine Option auch das gänzliche Verbot eines Einsatzes von
Söldnerfirmen im Ausland genannt, zugleich aber als nicht umsetzbar dargestellt.(6)

Man kann davon ausgehen, daß die Bemühungen - nicht nur der britischen Regierung - auf den Aufbau eines
Lizensierungsregimes hinauslaufen werden. D.h. zum einen müssen sich die entsprechenden Söldnerfirmen registrieren
lassen und dabei einigen formalen Kriterien gerecht werden, zum anderen wird es eine Art von Rechenschaftspflicht bzw.
Kontrolle über ihre laufenden Geschäfte geben.

Dahinter ist auch strategisches Kalkül zu vermuten. Gelingt es, Standards aufzustellen, die auch für die "Zivilgesellschaft"
akzeptabel sind, finden sich die nicht-lizensierten Söldnerfirmen aus anderen Weltgegenden in der Defensive. Die
Propagierung westlicher Standards der Unternehmensführung und einer gewissen Werte-Identität als Voraussetzung für
die Legalität des Söldnerunternehmens würde den Markt zugunsten der westlichen Söldnerfirmen sichern.(7)

Sind Söldner Waffensysteme?

Wenn schon kein umfassendes Verbot von Söldnerfirmen mehr zu erwarten ist, kann man nur darauf hoffen, daß die
Auflagen und Bedingungen so restriktiv wie möglich gehandhabt werden. Ein Ansatz, der auch von International Alert ins
Spiel gebracht wird, sieht eine Ausrichtung der Lizensierung eng an den bestehenden Waffenkontroll- und
Rüstungsexportgesetzen vor. Der Gedanke geht in die richtige Richtung, schließlich sind Söldner in gewisser Weise ein
Waffensystem. Sie vermitteln als Multiplikatoren militärisches Wissen an ihre Kunden und steigern die Nachfrage nach
Waffen. Gerade im Bereich der Kleinwaffen tragen Söldnerfirmen zur Proliferation bei. Sie kaufen und transportieren für
ihre Arbeit notwendige Waffen auch unter Verletzung von Waffenembargos.

Umgekehrt wird spätestens unter diesem Gesichtspunkt deutlich, wie unwahrscheinlich tatsächlich eine restriktive
Regelung werden wird: Rüstungsgüter, Unternehmertum und der staatliche Gewaltapparat bilden zusammen eine für
Demokratie und Recht undurchdringliche Mauer.

Söldnerfirmen entstanden aus konspirativen militärisch-hierarchisch strukturierten Netzwerken. Ihr Personal verfügt fast
ausnahmslos über eine militärische Sozialisation. Das kapitalistische Unternehmensrecht bietet genügend Spielraum, diese
Strukturen innerhalb eines Unternehmes legal weiter zu betreiben. Grob gesprochen, zeichnen sich die westlichen
Söldnerfirmen durch folgende Eigenschaften aus:

• Gegenseitige Beteiligungen und Schachtelkonstruktionen sind die Regel. Bewußt wird auf Briefkastenfirmen in
Steuerparadiesen zurückgegriffen, um Gelder zu waschen und Profite auszulagern. Genauso läßt sich die
Geschäftstätigkeit schnell einstellen und unter einem neuen Namen wieder aufnehmen.(8)

• Trotz einer Vielzahl von Unterabteilungen und Tochtergesellschaften gibt es nur wenige Angestellte. Das meiste
Personal wird aus einem bestehenden Pool quasi als Freiberufler rekrutiert. Damit sind auch der Überprüfung von
Lebenslauf und "Eignung" des Personals enge Grenzen gesetzt.

• Söldnerfirmen sind in der Regel Teile eines größeren Unternehmensgeflechts, so daß ihre "Dienste" im Paket mit
anderen Leistungen angeboten werden, z.B. mit Waffenlieferungen, für die die Firma dann auch Ausbildung und
Wartung übernimmt, oder mit geophysikalischen Diensten, bei denen das Unternehmen den Objektschutz
koordiniert. Damit hat der Auftraggeber letzten Endes auch keine Gewißheit mehr, daß die Söldnerfirmen sich bei
ihrem Einsatz ausschließlich um seine Belange kümmern werden.(9)

Söldnerfirmen sind in einem besonderen Bereich tätig. Fast überall unterliegen die legitimen Gewaltakteure einer
besonderen Form der Kontrolle - nicht unbedingt durch die Allgemeinheit, aber wenigstens durch andere Gremien.
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Söldnerfirmen müßten also einem besonderen Maß an Kontrolle ausgesetzt werden, sowohl was die Personalauswahl wie
auch die Entscheidungsstrukturen angeht. Das Unternehmensrecht garantiert das in keinem Staat in einem adäquaten Maß.

Kontrolle ist eine Illusion: Natürlich könnte man Söldner und Söldnerfirmen wie Rüstungsunternehmen bzw.
Rüstungsexporteure behandeln. Allerdings kann man nicht behaupten, daß entsprechende Gesetze bislang den
Rüstungsexport erheblich behindert hätten. Jede Form der Rechenschaftspflicht kann mit dem marktwirtschaftlichen
Prinzip des Kunden- bzw. Geschäftsschutzes ausgehebelt werden. Söldnerfirmen werden genau wie jedes andere
Unternehmen das Privileg nutzen, ihre Geschäftsverbindungen und Auftragsangebote streng vertraulich zu behandeln, und
darauf verweisen, daß jede Offenlegung ihre Marktposition schwächt. Und ist schließlich die eigene Regierung der
Auftraggeber, greift in der Regel auch noch die Geheimhaltungspflicht aus Gründen der nationalen Sicherheit. Außerdem
stehen die möglichen Sanktionsmechanismen gegenüber den Firmen und Einzelpersonen in keinem Verhältnis zu dem
angerichteten Schaden vor Ort. In allen industriellen Bereichen hat sich gezeigt, daß es nahezu unmöglich ist,
Unternehmen für die direkten gesellschaftlichen Konsequenzen ihrer Produkte in adäquatem Maß zur Rechenschaft zu
ziehen. Die Verurteilung eines Managers zu einer Geldstrafe und ein Entschädigungsfonds schwächen weder das
Unternehmen, noch bestrafen sie wirklich die Entscheidungsträger und Ausführenden. Im Söldnerwesen würde sich dieser
Mangel des Unternehmensrechts noch gravierender zeigen, da hier das Wort "Skandal" für den Tod vieler Menschen steht.

Der geschlossene Kreis

In Zukunft wird eine stärkere Anbindung der europäischen Söldnerfirmen an "ihre" Regierungen zu beobachten sein, wie
das in den USA schon länger der Fall war. Die Regulierung des Söldnerwesens wird mit dem Ziel verfolgt, am Ende
zwischen "guten" und "bösen" Söldnerfirmen unterscheiden zu können. Während den "bösen" das Exil auf den Cayman
Islands droht, können die "guten" Söldner sich auf das Füllhorn der Regierungen freuen. Damit würde sich auch der Kreis
schließen, der mit dem Personalabbau in den westlichen Streitkräften eröffnet wurde.

Der Abbau wurde mit einer veränderten sicherheitspolitischen Lage begründet und der Notwendigkeit, mehr Geld in die
Forschung, Entwicklung und Beschaffung neuer Rüstungstechnologien zu stecken. Ein Teil des Personals wurde de facto
nur in die Söldnerfirmen abgeschoben, die zumeist von Generälen a. D. geführt werden. Eine wirkliche Demobilisierung
der entlassenen Soldaten hat nie stattgefunden. Werden nun Söldnerfirmen durch längere Verträge wieder eingebunden,
kann man zu Recht davon sprechen, daß es nur um "Lohndumping" und Auslagerung der politischen Verantwortung für
einen Teil des Gewaltapparates gegangen ist.

Am Ende werden Söldner als PMC/PSC dort eingesetzt werden, wo die westlichen Regierungen und Konzerne dies für
richtig erachten, aber keine eigenen Soldaten hinschicken wollen. Dies kann im Rahmen von UN-Missionen oder eines
Ausbildungsprogramms für "befreundete" Armeen erfolgen. Mit dem Einsatz von Söldnern entledigen sich die westlichen
Regierungen eines Teils ihrer Mitverantwortung für die Entwicklungen vor Ort. Menschenrechtsverletzungen,
Embargoverletzungen, Massaker oder eine weitere Konflikteskalation können einem "Mißmanagement" des
Söldnerunternehmens zugeschrieben werden.

Die Kernfrage lautet also, ob die Staaten bereit sind, die politische und juristische Verantwortung für die
Duldung/Unterstützung einer Söldner-Mission gegenüber der Bevölkerung im Einsatzland zu übernehmen? Nach wie vor
ist der rechtliche Status der Söldner ungeklärt und auch im Green Paper der britischen Regierung finden sich wenig
Hinweise darauf, daß die Regierung in Zukunft bestrebt sein wird, für die Konsequenzen, die sich aus dem Einsatz
britischer Söldner ergeben, den Kopf hinzuhalten.

Christopher Steinmetz ist freier Journalist und wissenschaftlicher Mitarbeiter bei BITS.
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Israels Raketenabwehrprojekte
Gerhard Piper

Beim drohenden US-Angriff auf den Irak will die israelische Regierung das amerikanische Vorgehen
unterstützen. Als Kriegspartei könnte Israel erneut zum Ziel irakischer Raketenangriffe werden. Während beim
Golfkrieg 1991 die Al Hussein-Raketen nur mit konventionellen Sprengköpfen bestückt waren, könnten die
Raketen diesmal chemische oder biologische Gefechtsladungen tragen, denn vermutlich verfügt die Regierung
in Bagdad immer noch über ein kleines Arsenal an Massenvernichtungswaffen. Seit Jahren versucht sich Israel
durch den Aufbau eines Abwehrschirms aus Anti-Raketen- Raketen gegen diese Bedrohung zu schützen, was
militärtechnisch außerordentliche Schwierigkeiten aufwirft. Zur Zeit sind vermutlich sieben Batterien mit
amerikanischen Patriot PAC-2 und eine Batterie mit israelischen Arrow-2-Abwehrraketen einsatzbereit.
Darüber hinaus entwickeln die Rüstungsingenieure gleichzeitig mehrere Abwehrsystemen aus Raketen,
Drohnen oder Laserkanonen. Der folgende Artikel gibt eine Übersicht über die verschiedenen Projekte.

1. Mögliche Bedrohung durch irakische Kurzstreckenraketen

Ursprünglich verfügte der Irak über Scud-B-Raketen aus der Sowjetunion. Diese Waffensysteme konnten einen
Gefechtskopf mit einem Gewicht von 985 kg 300 km weit befördern und dabei das Ziel auf 300 m genau
treffen. (1) Nach Angaben der UNO-Kontrolleure hat der Irak in der Vergangenheit insgesamt 819 Scud-B-
Raketen besessen, davon konnte in 817 der Verbleib des Flugkörpers geklärt werden: 516 Exemplare feuerte
der Irak im ersten Golfkrieg gegen den Iran ab, 48 Raketen wurden von der UNSCOM selbst entdeckt und im
Laufe der neunziger Jahre zerstört. Vermutlich besitzt der Irak heute keine funktionierende Scud mehr.

Aber die irakischen Militäringenieure "verbesserten" den Flugkörper. Dabei wurde durch eine Reduktion der
Gefechtskopflast die Reichweite gesteigert, weil dadurch Ziele in Israel erreichbar wurden. Entsprechend haben
die Raketen vom Typ Al Hussein bei einem Sprengkopfgewicht von 500 kg eine Reichweite von 600 bis 650
km. (2) Die irakischen Raketentechniker experimentierten auch mit chemischen oder biologischen
Sprengköpfen, sie konnten aber nicht das Problem lösen, wie der Kampfstoff (z. B. Anthrax, Sarin und
möglicherweise auch VX, etc.) in der Endflugphase "optimal" zerstäubt werden könnte, vielmehr würde ein
Teil der Giftladung bei der Explosion am Boden verbrennen. Nach unterschiedlichen Angaben produzierten die
irakischen Rüstungstechniker 75 bis 80 Raketengefechtsköpfe mit biologischem oder chemischem Kampfstoff;
davon konnte bei 25 biologischen Raketenspitzen (13 Botulin, 10 Milzbrand, 2 Aflatoxin) der Verbleib von der
UNSCOM nicht geklärt werden. Außerdem fehlt der Nachweis für 30 konventionelle Sprengköpfe, die
zwischenzeitlich möglicherweise mit Kampfstoff gefüllt wurden. (3)

Da nie geklärt werden konnte, wieviele Al Hussein-Raketen der Irak einst produziert hatte, weiß man heute
nicht, wieviele davon fehlen. Von der UNSCOM wurden 62 Exemplare gefunden und zerstört. John Pike von
der Federation of American Scientists (FAS) in Washington taxiert die Zahl auf 6 bis 16 Stück; (4) Klaus
Becher vom International Institute for Strategic Studies in London vermutet noch einen Restbestand von 12
Raketen. (5) Um ihren amerikanischen Bündnispartner in seiner Rechtfertigungskampagne für einen erneuten
Irakkrieg propagandistisch zu unterstützen, präsentierte auch die britische Regierung ein neues Gutachten,
allerdings ohne neue Fakten zu präsentieren. Darin geht die Londoner Regierung davon aus, daß noch 20 Al
Hussein-Raketen existieren. (6) Wie viele der vorhandenen Raketen tatsächlich einsatzbereit sind, ist nicht
bekannt. Jedenfalls ist die Zahl der vermuteten Gefechtsköpfe größer, als die Zahl der dafür verfügbaren
Trägerraketen.

Für den Abschuß dieser Raketen gab es neben ortsfesten Rampen auch drei verschiedene Werferfahrzeuge:
schwedische Al Waleed vom Hersteller Saab Scania, sowjetische MAZ-543P von der Minskiy Avtomobilniy
Zavod und deutsche Al Nida der früheren Daimler Benz AG. Nach unterschiedlichen Angaben hat die
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UNSCOM 10 bis 15 dieser Lkws gefunden und zerstört, dennoch kann der Nachbau von einem Exemplar etwa
durch Umrüstung vorhandener Panzertransportfahrzeuge natürlich nicht ausgeschlossen werden. Für einen
Angriff auf Israel müßten die Raketen aufgrund ballistischer Gesetzmäßigkeiten in einem Gebiet westlich der
Stadt Ar Rutbah beiderseits der Autobahn Amman-Bagdad – der sogenannten "Scud Box" – disloziert werden.
(7) Bei dieser geringen Zahl von möglicherweise noch vorhandenen Raketen, ihrer geringen Treffgenauigkeit
und den Milzbrandvarianten, die der Irak besitzt, kann nicht von einem militärisch nennenswerten Arsenal -
gegen Israel - gesprochen werden.

Im Golfkrieg 1991 feuerte der Irak 88 Raketen ab. Davon richteten sich 42 Stück (inklusive dreier Blindgänger,
die schon kurz nach dem Start über Irak bzw. Jordanien abstürzten) gegen Israel, 46 Flugkörper schlugen in
Saudi-Arabien ein. (8) Die auf Israel abgefeuerten Raketen hatten Gefechtsköpfe aus konventionellem
Sprengstoff; manche enthielten nur "Luft", dienten somit der psychologischen Kriegsführung. Da die Raketen
nur eine "Treffgenauigkeit" von 1,6 bis 3,2 km hatten, ließ sich mit konventionellen Gefechtsköpfen ohnehin
kein Objekt gezielt zerstören. (9) Drei Raketen gehörten zur Spezialversion Al Hijara und hatten einen mit
Beton gefüllten Gefechtskopf. Für Behauptungen, mit diesen Raketen wollten die Iraker die Schutzhülle des
Atomreaktors in Dimona zertrümmern, gibt es keinerlei Beweise. (10)

Zur Abwehr der Raketen wurden 158 Patriot abgefeuert, aber entgegen der damaligen Pentagon-Propaganda
waren die Abwehrversuche kaum erfolgreich: Die irakischen Flugkörper wurden zwar oft getroffen und
zerplatzten in der Luft, dennoch blieben die Sprengköpfe unzerstört. Ein fataler Fehler! "Raketenabwehr" meint
natürlich nicht wörtlich die Abwehr von Raketen, sondern zielt allein auf die Zertrümmerung von deren
Gefechtsköpfen, der Rest der Waffe besteht bloß aus der ausgebrannten Antriebsstufe. Aus der Bahn geworfen
stürzten diese Raketenspitzen zusammen mit den Trümmern der Antriebsstufe auf die Erde, wo es zahlreiche
Verletzte und Sachschäden gab. (11) Außerdem ging ein nicht unerheblicher Teil der Schäden darauf zurück,
daß mehrere Patriot vom Kurs abkamen und ihre Gefechtsköpfe irgendwo in der Landschaft explodierten. Im
Nachhinein wird angenommen, daß überhaupt nur 0 bis 10 Prozent der Abfangversuche erfolgreich verliefen.
(12) Dennoch hielt sich die Zahl der Opfer entgegen allen Befürchtungen in Grenzen, da keine der irakischen
Angriffsraketen mit einem ABC-Gefechtskopf bestückt war. So wurden nur zwei Israelis getötet; (13) in Saudi-
Arabien starben beim einem Zufallstreffer in einem Militärdepot in Dahran am 25. Februar 1991 28 US-
Soldaten.

Anders als beim Golfkrieg 1991 dient Israel diesmal als Aufmarschraum für die US-Streitkräfte, die hier drei
geheime Militärbasen mit eingelagertem Kriegsmaterial unterhalten und auf sechs Flugplätzen Depots mit
"eingemotteten" Kampfjets unterhalten. (14) Sollte der Irak beim nächsten Krieg Israel tatsächlich mit
Flugkörpern angreifen, deren Gefechtskopfspitzen biologische oder chemische Kampfstoffe enthalten, wäre
eine mangelhafte "Raketenabwehr" wie beim letzten Golfkrieg fatal: Sollte eine irakische Rakete bei einem
Abwehrversuch noch in der Luft zersprengt werden, ohne daß dabei der chemische Gefechtskopf zerstört wird,
würde sich der Kampfstoff über ein größeres Gebiet verteilen, als es bei einem ungehinderten Aufschlag auf
den Erdboden der Fall gewesen wäre. Dennoch wäre selbst ein solcher gescheiterter Abwehrversuch aus
israelischer Sicht durchaus erfolgreich: Durch die Reichweite der PAC-2 würde der Abfangversuch
wahrscheinlich über jordanischem Gebiet stattfinden, so daß "bloß" arabisches und nicht israelisches Gelände
vergiftet würde. Für den Fall eines irakischen ABC-Angriffs drohte die israelische Regierung vorab mit einem
Vergeltungsschlag. Dies erklärte Regierungschef General a. D. Ariel Sharon gegenüber dem amerikanischen
Präsidenten am 9. Februar 2002. (15) Auch eine verschärfte Repression gegenüber den Palästinensern und eine
Ausweisung von Präsident Jassir Arafat werden befürchtet. (16)

Auf Grund der geringen Größe des Gefechtskopfes und ihrer hohen Endgeschwindigkeit ist die Abwehr von
angreifenden Raketen extrem schwierig, so als wolle man mit einer Gewehrkugel eine andere Kugel im Flug
treffen. Im Falle Israels kommt die geringe Vorwarnzeit noch erschwerend hinzu: Die Flugdauer einer Al
Hussein-Rakete vom Irak bis Israel beträgt 7 Minuten, eine Scud-C braucht von Syrien bis Israel gerademal 3
Minuten. (17) Die eigene Luftverteidigung muß ständig gefechtsbereit sein, um in diesem Zeitraum den
gegnerischen Raketenstart zu entdecken und die Bahn des Flugkörpers zu vermessen. Zur Sicherheit gegen
einen technischen Blindgänger werden dann mindestens zwei eigene Abwehrraketen abgefeuert, von denen
schließlich eine das Zielobjekt computergesteuert treffen und zerstören soll. Außerdem baut man nicht ein
einzelnes, sondern mehrere überlappende Raketenabwehrsysteme auf, die unterschiedliche technische
Leistungsparameter haben und sich ergänzen. Für die Soldaten bedeutet der Dienst Dauerstreß. Ein Feuerbefehl
der politischen Führung kann angesichts der kurzen Zeit nicht extra eingeholt werden, vielmehr gibt es eine
Prädelegation der Befehlsgewalt an den diensthabenden Offizier vor Ort. Der Übergang von Frieden zu Krieg
vollzieht sich fast vollautomatisch.
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Irakische Boden-Boden-Raketen:

Name Reichweite (km) Sprengkopfgewicht (kg) Stückzahl

Ababil-100 (*) 100-140 200-300 0+
Al Samoud (*) 150-200 200-300 0-50

SCUD B 300 985 0-2
Al Hussein 600-650 300-500 6-50
Al Hijarah 750 350 ?
Al Abbas 800-950 125-450 0
Tammuz I 2000 0

Al Abid (**) - Prototyp

Anmerkung: (*) Trotz seiner Entwaffnungs-auflagen erlaubt der UN-Sicherheitsrat in seiner Resolution Nr. 687 vom 25. Februar 1991
dem Irak ausdrücklich den Besitz von Kurzstreckenraketen mit einer Reichweite bis 150 km. Die beiden Flugkörper Ababil-100 und Al
Samoud werden in Ibn Al Haytham hergestellt. Sie basieren auf der Flugabwehrrakete Wolga (SAM-2 Guideline), werden jedoch in den
oben genannten Ausführungen als Boden-Boden-Raketen eingesetzt. (**) Satellitenträgerrakete, ein gescheiterter Raketentest am
5.12.1989.

2. Defensive Raketenabwehrsysteme Israels

Unzuverlässige Patriot
Die ursprüngliche "MIM-104A Patriot" ist eine Flugabwehrrakete zur Bekämpfung gegnerischer Bomber und
Jagdbomber. Auf deren Basis wurde schrittweise eine Raketenabwehrrakete entwickelt, die Patriot Advanced
Capabilities (PAC). Erste Varianten sind die MIM-104B Patriot PAC-1 aus dem Jahre 1988, die MIM-104C
Patriot PAC-2 von 1990 und die 1995 eingeführte MIM-104D Patriot PAC-2 GEM (Guidance Enhanced
Missile) mit verbessertem Lenksystem. Die neueste Version MIM-104E Patriot PAC-3 befindet sich noch in
der Erprobung. Die PAC-2 transportieren einen 91 kg schweren Splittergefechtskopf über eine Entfernung von
maximal 160 km. Sie erreichen mit einer Geschwindigkeit von Mach 5 eine maximale Höhe von 24 km. Ein
Battalion gliedert sich in der Regel in sechs Batterien mit jeweils acht Werfern a 4 Raketen. (18) Weil bei den
Raketen nicht genannte Probleme auftraten, startete die US Army im März 2000 eine weltweite Rückrufaktion.
(19)
Zur Flugabwehr verfügen die israelische Luftverteidigung normalerweise über vier Batterien Patriot PAC-2 mit
insgesamt 128 Raketen, von denen eine Einheit von der deutschen Bundesregierung zur Verfügung gestellt
wurde. Die Einheiten sind in Arad, Eilat, Haifa und Tel Aviv stationiert. (20) Die Batterie in Arad ist u.a. für
den Objektschutz des Atomreaktors in Dimona in der Negev-Wüste zuständig. Angesichts des drohenden
Golfkrieges stellte Israel mit US-Hilfe im Sommer 2002 kurzfristig drei weitere Batterien mit PAC-2 oder
PAC-2 GEM in Haifa, Gedera und Eilat auf. (21) Außerdem erhöhten die amerikanischen und israelischen
Streitkräfte ihre Übungstätigkeit: Im Januar/Februar 2001 verlegte das 52nd Battalion der 69th Air Defense
Artillery Brigade aus Ansbach (BRD) in die Negev-Wüste, um am jährlichen Manöver JUNIPER COBRA
teilzunehmen. (22) Anfang diesen Jahres lieferten die USA Israel ein neues Frühwarnradar zur Erfassung von
Raketenangriffen. (23)
Das modernere System PAC-3 besteht aus folgenden Einzelelementen: Werferfahrzeugen M901, Radaranlagen
AN/MPQ- 53, Flugkörperbahnverfolgungsanlagen AN/MSQ-104, Antennenträger, Stromerzeugungsaggregate
etc. Während die Splittergefechtsköpfe der älteren Patriot-Versionen per Annährungszünder nur in der Nähe
angreifender Raketen explodieren sollen, hat die Spitze der PAC-3 ein eingebautes Radargerät, um den
gegnerischen Gefechtskopf zu rammen. Durch diesen "Hit to Kill" soll sichergestellt werden, daß nicht nur die
gegnerische Rakete getroffen, sondern deren Sprengkopf garantiert zerstört wird. Dem Gefechtsstand des
Battalion auf einem Lkw M900 unterstehen fünf Radaranlagen und ein Werferfahrzeug mit 16 Raketen. (24)
Eine Vorserienproduktion der PAC-3 begann im Jahre 2000 mit kleineren Stückzahlen. Eigentlich sollte nun
die Produktion im September 2002 voll anlaufen, aber es kommt zu Verzögerungen. Obwohl das ursprüngliche
Testprogramm bereits im Mai 2002 abgeschlossen wurde, gilt die Waffentechnik als nicht ausgereift. (25) Nun
soll die Systemsoftware verbessert und die Erprobungsphase erneut aufgenommen werden. (26) Obwohl die
Anti-Raketen-Rakete Patriot in den letzten zehn Jahren dreimal wesentlich verbessert wurde, ist die Patriot
PAC-3 heute offensichtlich noch genauso unzuverlässig wie die PAC-1 im Golfkrieg 1991. Dennoch wurden
wegen des bevorstehenden Irakkrieges die ersten 36 PAC-3-Raketen im August 2002 an zwei Batterien der US
Army ausgeliefert.
Zusätzlich könnte die 6. US-Flotte im Mittelmeer durch Verlegung von Zerstörern der Arleigh Burke-Klasse in
israelische Gewässer im Kriegsfall die regionale Raketenabwehr kurzfristig verstärken. Dazu sind die Schiffe
mit dem AEGIS-Radarsystem und Abfangflugkörpern Standard Missile SM-3 ausgerüstet. (27)
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Der jüdische Schutzwall Homa
Die Entwicklung des wichtigsten israelischen Raketenabwehrprojektes, Homa (dt. Mauer), begann im Jahre
1987. Das System besteht aus mehreren Einzelkomponenten: Frühwarn- Radaranlagen Green Pine, Feuerleit-
Radarstationen Citron Tree, Abschußkontrollzentren Hazelnut Tree und Raketenabwehrraketen Chez (engl.
Arrow): Die Phased Array- Radaranlagen vom Typ EL/M-2080 Green Pine haben eine Erfassungsreichweite
von 500 km und sollen angeblich echte Raketengefechtsköpfe von Sprengkopfattrappen unterscheiden können.
Bis zu 14 verschiedene Ziele können gleichzeitig verfolgt werden. Die Entwicklung der zweistufigen
Abwehrrakete Arrow-1 begann im Juli 1988. Sie wurde erstmals am 12. Juni 1994 erfolgreich über dem
Mittelmeer getestet. Die Rakete ging jedoch nicht in Serienproduktion, stattdessen wurde sie zur Arrow-2
fortentwickelt.

Die zweistufige Arrow- 2 erreicht eine Geschwindigkeit von 2,5 km pro Sekunde (Mach 9) und kann
angreifende Raketen schon in einer Entfernung von 100 km und einer Höhe von maximal 75 km abschießen.
(28) Dazu muß der Splittergefechtskopf im Umkreis von 50 m um das Zielobjekt explodieren. Bei mehreren
Tests schossen Arrow-2-Raketen Zielflugkörper ab, die angreifende Scud-B simulierten. Als Zielobjekte
dienten Raketen der Typen Hera, TM-91 und Black Sparrow. (29) Die Kosten des Homa-Projektes belaufen
sich mittlerweile auf 2,2 Milliarden Dollar, von denen rund 60 Prozent die USA bezahlen. (30)

Fünf Jahre hinter dem ursprünglichen Zeitplan hinterher hinkend wurde die Arrow-2 am 14. März 2000 von
den israelischen Streitkräften für einsatzbereit erklärt. Im Oktober desgleichen Jahres stellten sie die erste
Raketenabwehr-Batterie auf dem Fliegerhorst Palmachim bei Tel Aviv in Dienst, eine weitere Batterie wird
gegenwärtig in Hadera aufgebaut. (31) Eine dritte Einheit soll spätestens bis 2005 aufgestellt werden. Allein in
diesem Jahr wird die US-Regierung für Israels Raketenabwehrprojekt Finanzhilfen in Höhe von mindestens
460 Millionen Dollar leisten. (32) Jede Batterie besteht aus vier Werferfahrzeuge mit jeweils 6 Raketen. (33)
Gegenwärtig sind also erst 24 der geplanten 72 Raketen feuerbereit. Demgegenüber verlautete, daß die USA
und Israel darin übereinkamen, innerhalb der nächsten fünf Jahre in den USA 200 Arrow- 2 zu produzieren.
(34)

Über eine spezielle Funkbrücke ALUC (Arrow/Link 16 Upgrade Capability) ist das Arrow-System mit den
Patriot-Stellungen verbunden, so daß die Daten der Radaranlagen untereinander ausgetauscht werden können.
(35) Mit diesem Abwehrschirm ließe sich dann das gesamte Staatsgebiet Israels geographisch abdecken und
damit quasi eine Rundumverteidigung ermöglichen. In der Praxis jedoch kann kein Raketenabwehrschirm
Israel bei einem Angriff von allen Seiten schützen, da die Zahl der libanesischen, syrischen, jordanischen,
saudischen oder ägyptischen Boden- Boden-Raketen die Zahl der israelischen Anti-Raketen- Raketen um ein
Vielfaches übertreffen würde. Einerseits ist die Notwendigkeit eines Anti-Raketen-Schutzschirms innerhalb der
israelischen Bevölkerung unstrittig, aber wegen des Elektrosmogs möchte niemand, daß eine solche Radar- und
Raketenstellung ausgerechnet an seinem Wohnort aufgestellt wird. (36)

Schon als das System im Jahre 2000 erstmals installiert wurde, begann ein Programm zur
Waffenmodernisierung: Arrow System Improvement Program (ASIP). Durch Verbesserung bei der
Computersoftware soll die Gefechtskopferfassung verbessert und der Bekämpfungsradius erhöht werden, um
zukünftig die iranischen Flugkörper Shahab-3/4 abschießen zu können. So wird das Homa-System erst im Jahre
2010 technisch ausgereift und damit voll einsatzbereit sein. (37) Um Kosten zu senken, plant die Regierung in
Tel Aviv, die Arrow- 2-Raketen in die Türkei, nach Indien und Japan zu exportieren. Weil die Raketen mit
amerikanischer Militärhilfe entwickelt wurden und ein Teil der Bauteile zukünftig bei der Boeing Company
hergestellt werden, müßte die US-Administration in Washington dem Geschäft zustimmen. Dies ist aber
fraglich, weil die Amerikaner damit gegen das Abkommen gegen die Weiterverbreitung von
Raketentechnologie (Missile Technology Control Regime – MTCR) von 1987 verstoßen würden. (38) So liefert
Israel ersteinmal nur zwei Radaranlagen Green Pine an Indien.

Die beiden Barak-Systeme gegen Cruise Missiles
Das Air Defense Anti-Missile System (ADAMS) Barak ist eigentlich eine Flugabwehrrakete, die auch zur
Bekämpfung relativ langsam und niedrig fliegender Marschflugkörper eingesetzt werden kann. Das
Waffensystem wurde seit 1983 von der Rafael Armament Development Authority in Haifa entwickelt. (39) Der
erste Test der Barak-1 fand 1989 statt und seit 1994 sind mit dem Waffensystem die mindestens sieben
Patrouillenboote der Saar-4.5-Klasse ausgerüstet. Jedes Schiff hat vermutlich 32 Startrohre. (40) Eine
verbesserte Version Barak-2 ist für die geplanten Korvetten der Saar 5+-Klasse ist im Gespräch. (41)
Ursprünglich für die Ausrüstung von Schiffen gedacht, wird seit 1991 auch eine landgestützte Variante für den
Einsatz auf mobilen Werferfahrzeugen entwickelt. (42)
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Unbemannte Flugzeuge gegen unbemannte Raketen
Schnelle Raketen können nicht nur mit gleichschnellen Abwehrraketen, sondern auch mit langsam fliegenden
Drohnen bekämpft werden. Ein erster Plan für eine Raketenabwehr- Drohne war das Israeli Boost-Phase
Intercept System (IBIS). Dieses System sah vor, die Drohne HA-10 mit einer Anti-Raketen-Rakete vom Typ
Missile Optimised Anti-Ballistic (MOAB) auszurüsten, die eine gegnerische Rakete in den ersten neunzig
Sekunden nach dem Start zerstören sollte. Dazu sollte ein Infrarot-Sensor den Raketen-Antriebsstrahl erfassen,
während mit Hilfe eines Laserentfernungsmesser der Flugkörper angepeilt wurde. Die Erfassungsreichweite
sollte 200 km übersteigen. (43) MOAB sollte auf Basis der Luft-Luft-Rakete Phyton-4 entwickelt werden.
Allerdings kritisierte die amerikanische Ballistic Missile Defense Organization, die Nutzlast der HA-10 sei zu
gering, stattdessen solle man die US-Drohne Global Hawk als Trägersystem verwenden. (44) Nach mehreren
Testflügen und 40 Millionen Dollar Entwicklungskosten wurde das Projekt im Juli 2000 eingestellt. (45)

Im Mai 2001 wurde ein Nachfolgeprojekt vorgestellt: Boost-Phase Launcher Intercept (BPLI). Dieses System
beruht auf der Aufklärungsdrohne Heron-2, die für mittlere Höhen mit einer Flugdauer von über 50 Stunden
ausgelegt wird. Zur Raketenabwehr soll die Drohne – neben der Heron-2 ist auch noch die größere Heron-TP
im Gespräch - als Waffenträger für bis zu 10 Luft-Boden-Raketen dienen. Das Konzept sieht nicht die direkte
Bekämpfung angreifender Raketen vor, vielmehr sollen deren Werferfahrzeuge innerhalb von fünf Minuten
nach dem ersten Raketenstart zerstört werden. (46) Weil diese nachladbar seinen, wäre die Vernichtung eines
Werfers gleichbedeutend mit der Zerstörung von mehreren Raketen. Wenn allerdings der Werfer bereits vor
dem Abschuß der ersten Rakete attackiert werden würde, wäre dies ein Präventivschlag. Eine solche
Handlungsweise wäre zwar international umstritten, aber darüber würde sich die israelische Regierung
hinwegsetzen. Gerade diese Fähigkeit macht das Projekt auch für entsprechende amerikanische Überlegungen
interessant. (47) Das System wird wohl erst im Jahre 2006 einsatzbereit sein. Die geschätzten
Entwicklungskosten belaufen sich auf 400 Millionen Dollar. (48)

Zwei Laserkanonen (M)THEL
Seit Jahren beschießt die libanesische Hisbollah den Norden Israels immer wieder mit 122 mm Katjuscha-
Artillerieraketen. Diese ungelenkten Flugkörper haben eine Reichweite von rund 15 km; eine verbesserte
Version aus dem Iran soll angeblich sogar über eine Entfernung von maximal 100 km einsetzbar sein. Ein
einziges Werferfahrzeug vom Typ BM-21 kann eine Salve aus 40 Raketen abfeuern; normalerweise sind in
einer Werfer-Batterie sechs dieser sogenannten "Stalinorgeln" zusammengefaßt. Bei einer Geschwindigkeit von
3 Mach beträgt die Flugzeit rund 40 Sekunden, während der die "anfliegende" Rakete abgeschossen werden
kann. (49) Dazu wurde im Rahmen des Projektes NAUTILUS die Laserabwehrkanone Tactical High-Energy
Laser (THEL) entwickelt. Es handelt sich um einen hochenergetischen Wasserstoff-Fluorid- Laser. Wenn das
THEL-Radarsystem die anfliegende Rakete geortet hat, richtet der Steuerungscomputer die Laserkanone mittels
eines Pointer Tracker Subsystems (PTS) auf das Ziel aus und feuert einen Lichtstrahl ab, der den Flugkörper
innerhalb von drei Sekunden zur Explosion bringen soll. (50) Die Reichweite der Strahlenkanone ist auf rund
10 km begrenzt, (51) dennoch erfordert es enorme Präzision, auf diese Distanz eine 12 cm dünne Rakete zu
treffen.

Das Projekt begann im Jahre 1996. Der einzige Prototyp THEL/ACTD (THEL Advanced Concept Technology
Demonstrator) befindet sich auf dem amerikanischen Erprobungsgelände White Sands. Hier konnte die
Laserkanone über zwanzig Mal anfliegende Katjuscha-Raketen abschießen, der erste erfolgreiche Versuch
erfolgte am 6. Juni 2000. Die Entwicklung der Laserkanone kostete über 250 Millionen Dollar, davon wurden
zwei Drittel von der US-Regierung aufgebracht.
Für den ursprünglich genannten Zweck, der Abwehr von Katjuscha-Raketen ist das System jedoch ungeeignet
und zu teuer: Um die israelisch-libanesische Grenze auf ganzer Länge abdecken zu können, müßten mehrere
Laserkanonen installiert werden. Die Rede ist von mindestens drei Batterien. Auf der anderen Seite hat die
Hisbollah rund 20 Werferfahrzeuge BM-21, das syrische Heer besitzt weitere 250 Exemplare. Die Hisbollah
hat in der Vergangenheit mehrfach gezeigt, daß sie bis zu 100 Raketen hintereinander abfeuern. Der letzte
Angriff erfolgte im März 2002. Eine solches Flächenbombardement überfordert die THEL-Abwehrkapazitäten.
(52)
Um das Projekt im abgewandelter Form doch noch zu retten, erwägt die israelische Regierung lediglich die
Einführung einer kleineren Version Mobile THEL (MTHEL). Ein erster Prototyp wird voraussichtlich bis zum
Jahre 2008 fertiggestellt. Das System kann auf drei Lkws für das Radar, den Laser und die Energieversorgung
installiert werden. Sollte bei einem Raketenangriff alle Abwehrversuche durch das Homa-System scheitern,
könnte die Laserkanone auf Grund ihrer geringen Reaktionszeit als Back-up-System einen letzten
Abfangversuch starten. Die US Army entwickelt parallel zur THEL ein eigenes System für den Einsatz auf
Hubschraubern etc, den Advanced Tactical Laser.
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Frühwarnsatelliten
Zur Frühwarnung vor einem Raketenangriff haben die israelischen Streitkräfte zusätzlich zu den Radaranlagen
der Patriot- und Arrow-Systeme eine weitreichende Boden-Radarstation installiert, die seit 1998 von der
Luftwaffe entwickelt wurde. (53) Mit dem israelischen Aufklärungssatelliten IAI Ofeq-5, der zusätzlich mit
einem Sensor zur Entdeckung von Raketenstarts ausgestattet ist, haben die israelischen Streitkräften erstmals
ein weltraumgestütztes System zur Frühwarnung. Der Raumflugkörper wurde am 28. Mai 2002 von der
Luftwaffenbasis Palmachim ins All geschossen. Eine Bodenstation zum Empfang der Satellitendaten befindet
sich in Yehud. (54) Die hier an den Computerbildschirmen arbeitenden Soldaten sind die ersten, die von einem
irakischen Raketenangriff erfahren. Sie geben die Information an die nationalen Kommandobehörden und die
Raketenabwehreinheiten weiter, können dem weiteren Geschehen aber nur ohnmächtig an ihren Konsolen
zuschauen. Das Zivilverteidiungskommando der israelischen Streitkräfte wird daraufhin den Raketenalarm
"HOMAT BARZEL" ("Eiserne Wand") auslösen, um die Bevölkerung zu warnen. (55)

Bisher waren die israelischen Militärs allein auf die Unterstützung durch die US-Regierung angewiesen. Dazu
wurde im Jahre 1997 ein bilaterales Abkommen abgeschlossen, daß den Israelis den direkten Zugang zu den
amerikanischen Frühwarnsatelliten des Defense Support Program (DSP) und zum Heritage-Systems des
National Reconnaissance Office erlaubt. Im Falle eines feindlichen Raketenangriffs durch den Irak oder Iran
bleibt den israelischen Streitkräften heute eine Frühwarnzeit von fünf bis sieben Minuten. (56)

Raketentechnische Staatssicherheit
Bei Gründung des Staates Israels reichte zum Schutz der Nation noch die Parole: "Jeder Israeli ist ein Soldat!"
In den sechziger Jahren mußte man seine Sicherheit schon einem Arsenal von Atomwaffen anvertrauen. (57)
Heute scheint dies zur Abschreckung nicht mehr ausreichend zu sein, da verschiedene arabische bzw.
moslemische Staaten in den letzten Jahren ihr Arsenal an Massenvernichtungswaffen ausbauen konnten. (58)
Zusätzlich zu seinen Kernwaffen braucht Israel nun auch noch einen Raketenabwehrschirm.

Wer seit 1918 mit seinen Nachbarn ständig bewaffnete Streitigkeiten austrägt, weil er mit diesen nicht in
Frieden leben kann oder will, der muß sich auf seine politischen Bündnispartner oder die technische
Überlegenheit seines militärischen Arsenals verlassen. Zur Zeit fühlt sich die israelische Regierung unter ihrer
Glocke aus Atom- und Anti-Raketen- Raketen noch sicher und traut sich sogar, die US-Aggression gegen den
Irak zu unterstützen. Es ist aber riskant, das Überleben des eigenen Volkes allein der technischen Perfektion
von HighTech-Waffen anzuvertrauen. Im Hochgeschwindigkeitskrieg, Rakete gegen Rakete, entscheiden
Sekundenbruchteile, da könnte der kleinste technische Patzer zu einem Massaker führen. (59) Wo früher die
Köpfe von Staatsmännern über Krieg und Frieden entschieden, haben heute Elektronengehirne diese Funktion
übernommen. In den USA führte dieser Umstand in den sechziger Jahren dazu, daß im Kongreß darüber
diskutiert wurde, ob der Aufbau eines Raketenabwehrsystem mit der demokratischen Verfassung vereinbar sei.
Jedenfalls gibt es keine technologischen Lösungen für Probleme, die nur politisch bewältigt werden können.

Wenn bei einem Flugkörperangriff mit Massenvernichtungsmitteln die gestaffelten Raketenabwehrsysteme
komplett versagen, kann nur der Zivilschutz das Ausmaß der Katastrophe begrenzen. Die israelische
Zivilschutzvorsorge fällt analog zur ethnisch-religiösen Volkszugehörigkeit unterschiedlich aus. Zwar leben 2,1
Millionen Israelis in der Nähe von öffentlichen Zivilschutzbunkern und 1,8 Millionen jüdische Haushalte sind
mit einem privaten Schutzraum ausgestattet, aber für zwei Millionen Bürger fehlt ein entsprechender Schutz.
Betroffen sind vor allem die Siedlungsgebiete der nicht-jüdischen Bevölkerung: christliche Drusen und
moslemische Araber. Auch bei den ABC-Schutzmasken wurde ein Defizit von 600.000 offiziell konstatiert.
(60) Also ist Israel trotz seiner jahrelangen Kriegserfahrungen auf einen solchen Ernstfall schlecht vorbereitet.

Wer daher nicht ausschließlich auf die defensive Bekämpfung angreifender Raketen durch Abwehrflugkörper
vertrauen will, dem bleibt nur noch die Möglichkeit einer offensiven Zerstörung der gegnerischen Flugkörper
im Rahmen von Präventivschlägen, solange diese Raketen in ihren unterirdischen Bunkergaragen abgestellt
sind. US-Vizepräsident Dick Cheney schlug in einer Rede vor den amerikanischen Kriegsveteranen am 26.
August 2002 vor, die USA sollten zur Durchsetzung ihrer Sicherheitsinteressen solche offensiven
Präventivschläge durchführen. (61) Im Pentagon laufen entsprechende Militärplanungen unter dem Arbeitstitel
"Operation POLO STEP". (62) Dazu könnten Mini-Atombomben eingesetzt oder verschiedene Maßnahmen der
sogenannten Conventional Counter Force (CCF) angewendet werden: chemische Bunkerknackerbomben, die
im Rahmen des "Vulcan Fire"-Programms derzeit entwickelt werden, (63) panzerbrechende Streubomben BAT
(Brilliant Anti-armor) oder der Einsatz von Sondereinheiten. (64)

Obwohl Generalmajor Aharon Ze’evi, Chef des israelischen Militärgeheimdienstes Agaf ha-Modi’in (Aman),
am 5. Oktober 2002 erklärte, im Westen des Iraks befände sich keine einzige Rakete, die gegen Israel gerichtet
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werden könnte, (65) ist - nach Presseberichten – das israelische Spezialkommando Sayeret Matkal in den
Westirak bereits eingedrungen, um dort vermutete Raketenwerfer zu lokalisieren. (66) Ähnliche Einsätze
endeten im Golfkrieg 1991 genauso erfolglos, wie die damaligen Abfangversuche mit den Patriot-Raketen.
Zwar verkündete General Schwarzkopf am 18. Januar 1991, er habe am selben Tag gleich elf Werferfahrzeuge
auf einen Streich erledigt, (67) aber im Nachhinein stellte sich heraus, daß die US-Kriegsallianz im Verlauf des
Krieges kein einziges Werferfahrzeug zerstören konnte. Getroffen worden waren vielmehr Tankwagen, Lkws
oder irakische Attrappen.

Selbst wenn der Irak tatsächlich keine Massenvernichtungswaffen gegen Israel einsetzen sollte, sei es, daß er
kein militärisch nennenswertes Arsenal hat oder weil es angeblich einen bilateralen Nichtangriffspakt gibt, (68)
wäre damit die nationale Sicherheitsfrage des Staates Israel keineswegs gelöst. Nachdem die Israelis zuerst
Raketen mit ABC-Sprengköpfen angehäuft hatten, folgten arabische Staaten diesem zweifelhaften Vorbild. Im
Lauf der Jahre hat die israelische Militärpolitik selbst dazu beigetragen, daß eine Verteidigung Israels
waffentechnisch kaum noch möglich ist. Die Zeit, als es ausreichte, wenn jeder Israeli ein Soldat war, ist
unwiederbringlich vorbei.

Israels Raketenabwehrprojekte:

Kateg
orie

Name Länge
(m)

Gefechst
kopf (kg)

Mindestdista
nz (km)

Reichweite
(km)

Höhe
(km)

Geschwin
digkeit
(Mach)

Hersteller Stückza
hl

FK PAC-2 5,18 91 3 160 24 5 Raytheon 112
FK PAC-3 5,2 73 15 15 5 Raytheon 0
FK Arrow-1 7,5 50 22 IAI -
FK Arrow-2 6,95 16-50 90-150 10-75 9 IAI ?
FK Barak-1 2,17 22 0,5 10-12 2 Rafael 192
FK Barak-2 Rafael 0
FK Barak-2

(Land)
Rafael 0

Droh
ne

HA-
10/MOA
B

- 15+ IAI/Rafael -

Droh
ne

Heron-2/- 15 250 - IAI 0

Laser THEL - - 10 - TRW -
Laser MTHEL - - ca. 8 11 - 0
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NATO am Scheideweg
Otfried Nassauer

Im November entscheidet das Nordatlantische Bündnis über die zweite Erweiterungsrunde. Auch ein
Konzept gegen die terroristische Bedrohung steht an. Otfried Nassauer schildert seine Erwartungen.

Gipfeltreffen

Große Ereignisse werfen lange Schatten voraus. So auch der Gipfel der NATO am 21. und 22. November im
vom Hochwasser geschädigten Prag. Erwartet wird ein historisches Ereignis. Schon die Ortswahl ist Symbol.
Der Gipfel in einem neuen Mitgliedsstaat soll erneut weitere Staaten in die NATO einladen.

Doch ein Jahr nach den Terroranschlägen in den USA ist es keineswegs mehr ausgemacht, dass die
Erweiterung im Zentrum des Gipfels stehen wird. Die Terrorangriffe aber auch die Entscheidung der USA,
militärische Antworten fast ohne die Allianz zu planen haben das Bündnis in eine Sinnkrise gestürzt.
Generalsekretär Lord Robertson selbst lieferte im Frühjahr einen Hinweis, als er die NATO mit Blick auf ihre
Fähigkeiten vor der Wahl zwischen Modernisierung und Marginalisierung sah.

Die erneute Erweiterung der NATO ist kaum umstritten. Wahrscheinlich werden die Baltischen Staaten, die
Slowakei, Slowenien, Rumänien und Bulgarien eingeladen. Dabei kommen vor allem Rumänien und Bulgarien
strategische Bedeutung zu. Denn das Signal für den Balkan lautet: Die Stabilisierung Südosteuropas ist
Gemeinschaftsaufgabe. Zugleich verbessern sich Möglichkeiten, westliche Interessen im Schwarzmeerraum zu
vertreten. Das zu erwartende Votum für eine Erweiterung um die sieben realistischen Aspiranten hat Ursachen.
Hier spiegelt sich eine in dreierlei Hinsicht veränderte Haltung Washingtons zur NATO. Zum einen spielt die
geografische Erweiterung der militärischen Beistandspflicht heute eine viel geringere Rolle als bei der ersten
Erweiterung. Das Risiko eines klassischen Krieges ist weiter gesunken. Zum Zweiten sehen die USA die
Aufgabe der NATO in Europa zunehmend als stabilisierend. Die NATO sichere die endgültige Integration
Mittel- und Osteuropas in die westlichen Strukturen ab. Die militärische Aufgabe in Europa sei primär, ein
Wiederaufflammen großer Konflikte auf dem Balkan zu unterbinden. Und schließlich: Erfolge die Aufnahme
aller sieben Staaten auf einen Streich, so sei klar, dass auf absehbare Zeit keine für das Verhältnis zu Russland
politisch schwierige Erweiterung des Bündnisses mehr ansteht. Dies enthebe die NATO als Ganzes und deren
interessierte Mitgliedstaaten der Notwendigkeit, in naher Zukunft erneut über eine kompensatorische
Vertiefung der Zu­sammenarbeit mit Russ­­land nachzudenken. Zwei Mal ging der Aufnahme neuer Staaten
eine Initiative zur Vertrauensbildung gegenüber Russland voraus. Als nächster Schritt so die teils ernste, teils
gejuxte Begründung launiger Beobachter bleibe ja nur, Russland die Vollmitgliedschaft zu offerieren. Doch
damit lasse man sich besser noch viel Zeit.

Strittiger ist das zweite wichtige Gipfelthema: die künftigen Aufgaben. Die NATO befindet sich im Kampf ums
politische Überleben. Obwohl sie nur einen Tag nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 den
Bündnisfall ausrief, forderte Washington nur eher symbolische militärische Beiträge und vermied es, die
NATO in die Entscheidung über militärische Reaktionen einzubeziehen. Die NATO und die Mitgliedstaaten,
die Streitkräfte zur Unterstützung bereitstellen, werden informiert und gegebenenfalls konsultiert. Auf
Mitwirkung an politisch-strategischen Entscheidungen haben sie keinen Anspruch. Die Mitsprache bleibt auf
operative Entscheidungsbefugnisse wie über den AWACS-Einsatz in den USA beschränkt.

Defensive Intervention
Mit aller Macht versucht Lord Robertson, diesem Relevanzverlust entgegenzusteuern. Die NATO, so sein
Credo, müsse die Terrorismusbekämpfung mit ins Zentrum ihrer Aktivitäten holen. Auch der Bekämpfung der
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Verbreitung von Massenvernichtungswaffen komme wachsende Bedeutung zu. Etliches sei schon erreicht. So
habe das Bündnis endlich die sterile Debatte um Out-of-Area-Einsätze zu den Akten gelegt und sich dazu
bekannt, Einsätze nach Erfordernis und wo nötig durchzuführen . Mithin: weltweit. Die NATO könne jetzt eine
führende Rolle bei der Bekämpfung des Terrorismus übernehmen, sagte Robertson im Juni vor dem American
Enterprise Institute in Washington, und ihre militärischen Fähigkeiten anderen internationalen Organisationen
und Koalitionen von Fall zu Fall zur Verfügung stellen. Der NATO-Gipfel in Prag soll ein vom
Militärausschuss erarbeitetes Militärisches Konzept zur Verteidigung gegen den Terrorismus verabschieden.
Ein neues strategisches Konzept ist dagegen nicht geplant. Die neue Gewichtung der Aufgaben wird sich wohl
in einer Gipfelerklärung finden.

Das wird nicht einfach. Die USA haben in den vergangenen Monaten ihre nationale Strategie deutlich
verändert. Sie schließen es bei der Bekämpfung des Terrorismus und der Verbreitung von
Massenvernichtungswaffen nicht mehr aus, selbst anzugreifen, bevor sie angegriffen werden können. Dafür
stehen die Begriffe pre-emptive strikes (im Deutschen als Präventiv-Schläge bezeichnet) und defensive
Intervention im Sinne vorbeugender Selbstverteidigung. Selbst der Einsatz nuklearer Waffen wird bei solchen
Einsätzen, die sich gegen staatliche wie nicht-staatliche Akteure richten können, nicht ausgeschlossen. Damit
gerät die NATO in ein Dilemma. Würde sie ihre Strategie anpassen, so bekäme die NATO Probleme mit der
völkerrechtlichen Legitimität ihrer Planungen, müssten diese je umgesetzt werden. Weder präventive Angriffe
noch der in der nationalen Strategie der USA offen gehaltene Einsatz nuklearer Waffen in einem solchen
Kontext wäre völkerrechtlich abgedeckt. Und was, wenn gar Forderungen laut würden, die europäischen
NATO-Staaten sollten über die nukleare Teilhabe an solchen Einsätzen mitwirken? Die NATO liefe Gefahr,
aktiv das Gewaltmonopol der Vereinten Nationen zu schwächen und an der Deregulierung der internationalen
Beziehungen mitzuwirken. Doch auch die Alternative kann nicht schmecken: Wie soll die NATO ihrem
stärksten Mitglied klarmachen, dass in der Allianz andere Regeln gelten? Ein kaum lösbares Dilemma, dem die
Allianz nur mit Formelkompromissen oder selbstauferlegten Denkverboten vorerst entkommen kann. In den
öffentlichen Gipfeldokumenten werden sich solch heikle Fragen und die erzielten (Formel-)Kompromisse
kaum widerspiegeln. Eher schon in vertraulichen Papieren wie denen des Militärausschusses. Mithin: Das
Konzept zur Verteidigung gegen den Terrorismus verdient höchstes politisches Augenmerk.

Anpassen will der Gipfel auch die NATO-Initiative zur Stärkung der militärischen Fähigkeiten vor allem der
europäischen Bündnispartner. Diese, als DCI bekannte Initiative, soll nun neben Fähigkeiten für das
Krisenmanagement auch solche fördern, die zur Bekämpfung des Terrorismus und der
Massenvernichtungswaffen relevant sind. Zugleich soll das Vorhaben gestrafft, auf weniger, aber wichtige
Felder beschränkt und im Hinblick auf die Mitglieder verpflichtender gemacht werden. Schon die neuen
Streitkräfteziele im Juni wiesen in diese Richtung.

Angesichts der großen Steigerung bei den Militärausgaben Washingtons fürchtet der Rest der NATO,
mittelfristig seine technische Fähigkeit zum Zusammenwirken mit den US-Streitkräften einzubüßen und
deshalb weiter an Bedeutung zu verlieren. Die europäischen Staaten sehen sich gedrängt, mehr Geld als mit
Blick auf die Maastricht-Kriterien möglich auszugeben. Zugleich schlagen sie sich mit dem Vorwurf herum, ihr
Geld nicht effizient auszugeben. Schlanker, funktions- und handlungsfähiger soll die größere NATO werden.
Der Gipfel soll Vorgaben für eine neue, effizientere Arbeitsstruktur des Bündnisses und für eine neue
Kommandostruktur beschließen. Vor allem Letzteres ist eine heikle Aufgabe. Geht es doch für jeden NATO-
Staat um Einfluss, den Anteil an gut dotierten Posten und um die Hauptquartiere auf seinem Boden. Bis
Sommer 2003 soll der Militärausschuss die Sisyphos-Aufgabe lösen, eine endgültige Entscheidungsgrundlage
vorzubereiten. Darum ist er kaum zu beneiden, denn Ungemach droht. Es kommt aus zwei Richtungen. Bei der
Reform der Kommandostrukturen könnten die künftigen NATO-Mitglieder Anspruch auf Berücksichtigung
erheben. Dies wirkt gegen das Ziel der Straffung. Zum anderen hat die Reform der nationalen Kommando-
Struktur der USA in Brüssel deutliche Besorgnis ausgelöst. Die NATO soll demnach ihren wichtigsten Stab in
den USA, SACLANT, endgültig aufgeben. Ein Ausgleich ist geplant. SACLANT ist dem NATO-
Oberbefehlshaber SACEUR gleichgestellt, befehligt die Seestreitkräfte im Atlantik und im Krieg auch die
assignierten strategischen Nuklear-Uboote, den Kern der NATO-Nuklearabschreckung.

Hinzu kommt, dass NORTHCOM, das neue Oberkommando für die Heimatverteidigung, auch die
Zuständigkeit für eine 500-Meilen-Zone vor der US-Atlantik-Küste erhält. Ein Signal, dass die NATO zur
Verteidigung der USA nicht gebraucht wird? Diese Befürchtung kann auch durch Überlegungen, das
Atlantikkommando der NATO in ein funktionales strategisches Oberkommando umzuwandeln, letztlich nicht
ausgeräumt werden.
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Erlaubte Fragenzeichen

Gipfeltreffen unterliegen eigenen Gesetzen. Das strittigste Thema steht häufig gar nicht auf der Tagesordnung.
Es wird beim Essen besprochen, wenn kein Protokoll geführt wird. Das heikle Thema Irak steht an.

Die Wahlschlachten in Deutschland, der Türkei und den USA sind geschlagen. Es kann wieder große, notfalls
unpopuläre Politik gemacht werden. Egal, ob ein Eingreifen im Irak dem Ziel der Ausschaltung irakischer
Massenvernichtungswaffen oder des Regimes von Saddam Hussein folgt es gibt Fragen: Spielt die Allianz bei
einer Intervention eine Rolle, und wenn ja, welche? Wird es ein Mandat der Vereinten Nationen geben? Wird
die Intervention den Charakter eines präventiven Angriffs haben? Für die NATO birgt das äußerst heikle
Probleme: Kann das Bündnis als Wertegemeinschaft glaubwürdig bleiben, wenn es sich selbst über gültiges
Völkerrecht hinwegsetzt und einen Angriffskrieg führt? Noch schwieriger ist die Lage für Deutschland, einen
der wenigen Staaten, deren Verfassung die Vorbereitung eines Angriffskrieges explizit verbietet. Ob Regierung
oder Opposition die politische Ablehnung einer deutschen Beteiligung hat hier wohl auch eine wichtige
Ursache..
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Nr.10, Oktober 2002

Von Brüssel nach Belgien
EU-Verhaltenskodex für Waffensausfuhren und die Wirklichkeit

Christopher Steinmetz

Im August diesen Jahres genehmigte die belgische Regierung die Lieferung von 5.500 leichten
Maschinengewehren des Typs Minimi der Firma FN Herstal nach Nepal. Dieses Kleinwaffenexportgeschäft ist
in zweifacher Hinsicht folgenreich gewesen: Erstens führte die Genehmigung des Exports in das
Bürgerkriegsland Nepal zum Rücktritt der stellvertretenden Ministerpräsidentin Magda Alvoet; zweitens wurde
zum ersten Mal der Öffentlichkeit die eingeschränkte Bindungswirkung des Europäischen Verhaltenskodex für
Waffenausfuhren vorgeführt. Da die Bundesregierung bereits im März/April 2002 eine ähnliches
Ausfuhrgeschäft (Heckler&Koch G-36E Sturmgewehre) abgelehnt hatte und auch Belgien gemäß dem EU-
Verhaltenskodex davon in Kenntnis gesetzt hatte, wäre die belgische Regierung verpflichtet gewesen, vor der
Erteilung der Exportgenehmigung wenigstens Konsultationen mit der Bundesregierung aufzunehmen. Der
belgische Skandal macht die tieferliegenden Probleme der europäischen Rüstungsexportkontrolle deutlich.

Der Verhaltenskodex der Europäischen Union zu Rüstungsexportgeschäften von 1998 sollte strenge - und vor
allem einheitliche - europäische Rüstungsexportkriterien einführen und gleichzeitig die Transparenz für
getätigte Exporte verbessern. (1) Vier Jahre später hat sich längst Ernüchterung breit gemacht. Zwar wurden
mit viel Brimborium jährliche nationale Rüstungsexportberichte eingeführt, genauso wie Jahresberichte über
die Umsetzung des EU-Verhaltenskodex und auch eine einheitliche Liste von zu erfassenden Rüstungsgütern.
Doch die Berichte verheimlichen mehr als sie offenlegen. Die "Fortschritte" in den anderen Bereichen nehmen
sich noch bescheidener aus. Das Herzstück des EU-Verhaltenskodex, der gegenseitige Informationsaustausch
über abgelehnte Exportgeschäfte - die sogenannten "Notifizierungen" - und das Konsultationsverfahren, lassen
den Staaten noch genügend Spielraum, einen wirklichen Einblick in ihre Exportkartei zu verhindern.

Belgische Minimi-Gewehre - Skandal um Nepal
Bei einer vertraulichen Sitzung des belgischen Kernkabinetts im 11. Juli 2002 wurde über eine Reihe von
"besonderen Exportgeschäften" abgestimmt. Unter anderem ging es um die Lieferung von Minimi-
Maschinengewehren der belgischen Rüstungsfirma FN Herstal an Nepal. (2) Mit Zustimmung des
Kernkabinetts genehmigte Außenminister Louis Michel am 19. Juli das Exportgeschäft, obwohl in Nepal
Bürgerkrieg herrscht und die Regierung am 27. November 2001 einen Ausnahmezustand verhängt hatte. (3)
Die Öffentlichkeit wurde erst hellhörig, nachdem FN Herstal am 21. August einen großen Vertragsabschluß für
den Export von Minimi's angekündigt hatte - ohne den Käufer zu nennen. Im Verlauf der Woche kamen weitere
Details ans Tageslicht, auch begünstigt durch innerparteiliche Auseinandersetzungen bei den belgischen
Grünen ("Agalev"). Als stellvertretende Premierministern hatte auch Magda Aelvoet von der Agalev-Partei an
der besagten Sitzung teilgenommen und nicht gegen den Export gestimmt. Ihr Verhalten sorgte für heftige
innerparteiliche Diskussionen und Proteste. Aelvoet verkündete konsequenterweise ihren Rücktritt und Zwang
damit den belgischen Premierminister Guy Verhofstadt, am 31. August im Parlament die Vertrauensfrage zu
stellen. (4)

Es zeigte sich aber vor allem, dass Außenminister Louis Michel bei diesem Exportgeschäft seinen
Kabinettsmitgliedern wichtige Informationen vorenthalten hatte, unter anderem auch eine vorliegende
Notifizierung der Bundesregierung über die Ablehnung eines ähnlichen Geschäfts mit Nepal. Angesprochen
auf die Ablehnung des deutschen Bundessicherheitsrates behauptete Michel anfänglich, dass seines Wissens
Deutschland auch Gewehre geliefert hatte. Als sich dies als unhaltbar erwies, folgte ein Rückzug auf Raten:
Der Bundessicherheitsrat habe das Geschäft nicht endgültig abgelehnt sondern die Entscheidung nur vertagt.
Schließlich behauptete er, dass die Bundesregierung gar keinen Ablehnungsbescheid gemäß dem EU-
Verhaltenskodex herausgegeben hatte. (5)
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Damit wurde der Skandal kurzfristig auch sehr pikant für die Bundesregierung. Da sich keine Bundesregierung
zu Fragen nach einzelnen Rüstungsexportgenehmigungen öffentlich äußert, musste sie auf informellen Wege
streuen, dass das Nepal-Geschäft wirklich abgelehnt wurde und die anderen EU-Staaten auch rechtzeitig
darüber informiert wurden. Der Schwarze Peter lag also wieder bei Michel. Am Ende verstieg sich der
belgische Außenminister zu der Aussage, dass sich die Situation zwischen der deutschen Ablehnung im
März/April und dem August in Nepal verbessert hatte, obwohl in diesem Zeitraum der Ausnahmezustand
fortbestand und das nepalesische Parlament komplett entmachtet war.

Das ganze wurde endgültig zur Farce, als dann auch nur wenige Tage vor der belgischen Parlamentsdebatte
zum Nepalgeschäft am 31.8.02 der nepalesische Premierminister Sher Bahadur Deuba in Belgien weilte. Der
nepalesische Premierminister ließ den Ausnahmezustand zum 30. August auslaufen - behielt sich aber eine
Entscheidung über einen neues Dekret nach seiner Rückkehr in Nepal vor. Damit stärkte er symbolisch Michel
und Verhofstadt den Rücken. Mit den Stimmen von Agalev gewann Verhofstadt die Vertrauensfrage.
Premierminister Guy Verhofstadt war nur bereit, im Gegenzug für die notwendigen Agalev-Stimmen die
Auslieferung der Gewehre bis nach den von Deuba angekündigten Wahlen in Nepal im November 2002 zu
verschieben. (6)

Grundsätzlich ist es unverständlich, dass die belgische Regierung einen Waffenexport in ein Bürgerkriegsland
wie Nepal genehmigt hat. Daneben werfen die Umstände dieses Exportgeschäfts auch einige Fragen bezüglich
der Umsetzung des EU-Verhaltenskodex auf. Die Entscheidung Michels, gegenüber seinen
Kabinettsmitgliedern nicht mit offen Karten zu spielen und auch keine Konsultationen mit der Bundesregierung
anzustreben legt die Vermutung nahe, dass Michel die deutsche Ablehnung als Möglichkeit begriff, ein wenig
Standortpolitik zu betreiben. FN Herstal gilt als einer der weltweiten Marktführer in diesem Rüstungssegment.
Trotzdem laufen die Geschäfte, wie auch bei Heckler&Koch, nicht gut. Gegenwärtig ist FN Herstal im Besitz
der wallonischen Regierung, die dringend einen Käufer sucht. (7) Der Vizepräsident von FN Herstal, Jean-
Pierre Dubois, ist ein Parteifreund von Michel.

Offiziell wurde das belgische Verhalten von keiner der anderen EU-Regierungen kommentiert. Anscheinend
kann sich eine Regierung ohne Probleme über die Bestimmungen des EU-Verhaltenskodex hinwegsetzen.
Wenn einzelne Staaten in der Praxis die Notifizierung durch einen anderen EU-Staat als Geschäftsmöglichkeit
für die heimische Rüstungsindustrie benutzen, ist der Kodex gescheitert. Außerdem legen die fehlenden
Reaktionen anderer Staaten auf den innenpolitischen Skandal in Belgien den Verdacht nahe, dass Michels
Verhalten bei weitem kein Einzelfall gewesen war.

Exkurs: Heckler&Kochs G-36E
Der Kauf moderner Gewehre steht seit einigen Jahren ganz oben auf der Prioritätenliste Nepals. Insgesamt
plant Nepal, einer der ärmsten Staaten der Welt, in den nächsten Jahren 70 Mio. $ für moderne Waffen
auszugeben, davon allein 50 Mio.$ für Maschinen- bzw. Sturmgewehre. 65.000 Stück mit einem Kaliber von
5.56mm sollen für 45.000 Soldaten (!) beschafft werden. In die engere Auswahl kamen das amerikanische
Gewehr M-16, die israelische Galil und Heckler&Kochs G-36E. (8)

Alles schien auf die G-36E hinauszulaufen, die bereits die Ausschreibungen für eine 5.56mm Munitionsfabrik
und eine Wartungs- und Reparaturwerkstatt für Maschinengewehre gewonnen hatten und eine
Exportgenehmigung vom Bundessicherheitsrat dafür besaßen. (9) Doch aufgrund von Differenzen zwischen
Regierung und Armee wurde ein zweites Ausschreibungsverfahren im September 2001 begonnen. Die
Bundesregierung genehmigte damals die Lieferung von Testmodellen. (10) Wiederum beschloss die
nepalesische Regierung G-36E zu beschaffen. (11) Eine erste Lieferung war für den Frühling 2002 geplant.
Kommentatoren bemerkten, dass die Bundeswehr, die seit 1996 mit den Gewehren ausgerüstet wird, aufgrund
der Streitkräftereduzierungen einen geringeren Bedarf hat - nun werden neue Abnehmer gesucht, damit es bei
Heckler&Koch keine Umsatzeinbußen gibt.

Allerdings war diesmal der Bundessicherheitsrat anders als in den Vorjahren nicht mehr bereit, das
Exportgeschäft zu genehmigen. Den Ausschlag für die Ablehnung gaben wohl die Ermordung des Königs im
Sommer sowie die Verhängung des Ausnahmezustands im November 2001. Die Ausfuhrgenehmigung für eine
erste Tranche von 5.500 Heckler&Koch G-36E im Wert von 4,3 Mio.$ wurde verweigert. (12)

EU-Verhaltenskodex: Kriterien und Bestimmungen und Praxis
Eigentlich sind die Bestimmungen des EU-Verhaltenskodex sehr klar gehalten. Die Staaten haben sich
freiwillig verpflichtet die anderen EU-Staaten von einem Ablehnungsbescheid für ein Rüstungsexportgeschäft
zu informieren (Notifizierung) und diese Entscheidung zu begründen, wenn die Ablehnung auf den im EU-
Verhaltenskodex angeführten acht Kriterien basiert:
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1. "Einhaltung der internationalen Verpflichtungen der Mitgliedsstaaten, insbesondere der vom VN-
Sicherheitsrat und der von der Gemeinschaft verhängten Sanktionen, der Übereinkünfte über
Nichtverbreitung und andere Sachbereiche sowie sonstiger internationaler Verpflichtungen" (u.a.
Befolgung von Waffenembargos, NPT-Vertrag und Landminen-Konvention)

2. "Achtung der Menschenrechte im Endbestimmungsland" (u.a. nicht bei interner Repression und
dokumentierte Menschenrechtsverletzungen)

3. "Die innere Lage im Endbestimmungsland, als Ergebnis von Spannungen oder bewaffneter Konflikte"
(u.a. darf keine Konflikteskalation begünstigt werden)

4. "Erhalt von Frieden, Sicherheit und Stabilität in einer Region" (u.a. muß aggressive Verwendung gegen
ein anderes Land oder Durchsetzung von Gebietsansprüchen ausgeschlossen sein)

5. "Die nationale Sicherheit der Mitgliedstaaten und der Gebiete, deren Außenbeziehungen in die
Zuständigkeit eines Mitgliedstaates fallen, sowie die nationale Sicherheit von befreundeten und
verbündeten Ländern" (u.a. muß die Gefahr einer Verwendung gegen die Mitgliedstaaten
ausgeschlossen sein)

6. "Das Verhalten des Käuferlandes gegenüber der internationalen Gemeinschaft, insbesondere was seine
Haltung zum Terrorismus, die Art der von ihm eingegangenen Bündnisse und die Einhaltung des
Völkerrechts anbelangt"

7. "Das Risiko der Umleitung der Ausrüstung im Käuferland oder der Wiederausfuhr unter
unerwünschten Bedingungen" (u.a. Sicherstellung des Endverbleibs)

8. "Die Vereinbarkeit der Rüstungsexporte mit der technischen und wirtschaftlichen Kapazität des
Empfängerlandes, unter der Berücksichtigung, dass es wünschenswert ist, dass Staaten ihren legitimen
Sicherheits- und Verteidigungsbedürfnissen mit dem geringstmöglichen Abzweigen von menschlichen
und wirtschaftlichen Ressourcen für Rüstungszwecke entsprechen". (13)

Der EU-Verhaltenskodex regelt auch die Vorgehensweise bei der Notifizierung der anderen Mitgliedsstaaten.
Die Operativen Bestimmungen des Kodex halten unter Punkt 3 fest:

"Die Mitgliedstaaten teilen auf diplomatischen Wege Einzelheiten zu den abgelehnten Ausfuhranträgen mit, die
in Übereinstimmung mit dem Verhaltenkodex für militärische Ausrüstung verweigert werden, und fügen eine
Begründung bei, warum die Genehmigung verweigert wurde. Die mitzuteilenden Einzelangaben sind in dem
Mustervordruck in der Anlage1) enthalten. Bevor ein Mitgliedstaat eine Genehmigung erteilt, die von einem
anderen Mitgliedstaat bzw. anderen Mitgliedstaaten innerhalb der letzten drei Jahre für eine im Wesentlichen
gleichartige Transaktion verweigert worden ist, konsultiert er zunächst den bzw. die Mitgliedstaaten, die die
Genehmigung verweigert haben. Falls der betreffende Mitgliedstaat im Anschluß an die Konsultationen
dennoch beschließt, die Genehmigung zu erteilen, teilt er dies dem bzw. den Mitgliedstaaten, die die
Genehmigung ursprünglich verweigert haben, mit und erläutert ausführlich seine Gründe.

Die Entscheidung über den Transfer bzw. die Verweigerung des Transfers von militärischer Ausrüstung bleibt
im Ermessen eines jeden Mitgliedstaates. Als Ablehnung einer Genehmigung ist anzusehen, wenn der
Mitgliedstaat die Genehmigung des tatsächlichen Verkaufs oder der konkreten Ausfuhr der betreffenden
militärischen Ausrüstung abgelehnt hat und es andernfalls zu einem Verkauf oder Abschluß des betreffenden
Vertrags gekommen wäre. Für diese Zwecke kann eine notifizierbare Ablehnung, im Einklang mit nationalen
Verfahren, auch die Ablehnung einer Genehmigung für die Aufnahme von Verhandlungen oder ein
abschlägiger Bescheid auf eine förmliche Voranfrage zu einem bestimmten Auftrag sein." (14)

Code of Misconduct?

Der belgische Skandal zeigt, dass die Bindungswirkung des EU-Verhaltenskodex bislang nicht sehr groß ist.
Unbestritten handelt es sich bei den Minimi-Gewehren der Firma FN Herstal um eine "im Wesentlichen
gleichartige Transaktion" zur abgelehnten Lieferung von Heckler&Koch G-36E. Die belgische Regierung hat
auf die vorgeschriebenen Konsultationen verzichtet, wahrscheinlich um ihrer nationalen Rüstungsindustrie
einen Wettbewerbsvorteil zu verschaffen. Wenn nicht einmal die EU-Staaten untereinander mit offenen Karten
spielen, ist in Punkto Transparenz und mehr Öffentlichkeit nicht viel zu erwarten. Eine genauere Betrachtung
der operativen Bestimmungen des EU-Verhaltenskodex, vor allem des wichtigen Punkt 3, offenbart zahlreiche
Lücken in diesem Kontrollregime, vor allem beim Notifizierungsverfahren. Im folgenden sollen einige
mögliche Lücken dargestellt werden.

Zentrale Erfassung der Notifizierungen: Innerhalb des EU-Apparates ist die Arbeitgruppe für den Export
konventioneller Waffen (COARM) zuständig für die Erstellung des Jahresberichtes und für die Ausarbeitung
weiterer Vorschläge zur Verbesserung der Umsetzung des EU-Verhaltenskodex. COARM ist beim Komitee für
Politik und Sicherheit des EU-Rates angesiedelt und trifft sich etwa acht Mal im Jahr. Nach wie vor fehlt aber
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eine einheitliche Struktur für den Umgang mit den Notifizierungen. Die Hauptkommunikationslinien verlaufen
auf bilateraler Ebene zwischen den entsprechend designierten Abteilungen der einzelnen Regierungen. Dies hat
eine wirkliche Angleichung der Genehmigungs- und Berichterstattungsverfahren bzw. die Entstehung einer
kooperativen Kontrollstruktur verzögert. Ein zentrales Erfassungsgremium, welches die Notifizierungen an die
EU-Staaten weiterleitet, würde auch eine Möglichkeit darstellen, die zeitlichen Fristen für eine Notifizierung zu
vereinheitlichen. Außerdem bedarf es noch eines qualitativen Ordnungsverfahrens zur Bewertung der einzelnen
Notifizierungen, denn die in den Jahresberichten fehlenden Informationen über das notifizierte Geschäft
erschweren die Vergleichbarkeit.
Standardisierte Fristen für eine Notifizierung: Nach wie vor bleibt es allen Staaten selbst überlassen, wann sie
die anderen EU-Staaten von einer Ablehnung informieren. Es steht ihnen frei, die Notifizierungen zu bündeln
und auch nur ein Mal pro Jahr den anderen Staaten mitzuteilen. Rüstungsfirmen und Käuferstaaten könnten
theoretisch die Verzögerung in der Berichterstattung für sich nutzen, in dem sie parallel in verschiedenen
Staaten Anträge stellen, in der Hoffnung, im Falle einer Ablehnung durch einen Staat, die Genehmigung noch
vor der entsprechenden Notifizierung in einem anderen Staat zu erhalten. Diese Möglichkeit betrifft vor allem
Geschäfte mit Kleinwaffen, die innerhalb eines Zeitrahmens von Wochen oder Monaten, komplett abzuwickeln
sind. Um diesen Mißbrauch wirkungsvoll einzudämmen, bedarf es einer einheitlichen Regelung für alle
Staaten, bis wann die anderen Staaten von einer Ablehnung informiert wurden. Es bleibt unverständlich, warum
sich die Staaten beim Konsultationsverfahren auf einen engen Zeitraum einigen konnten, dies aber im
Notifizierungsverfahren unterlassen haben.
Verbesserung des Konsultationsverfahrens: Das Konsultationsverfahren soll angestrebt werden, wenn eine
Regierung von einer Ablehnung eines Exportgeschäfts in einem anderen Staat in Kenntnis gesetzt wurde, nun
aber eine ähnliches Geschäft genehmigen will. Auf Vorschlag von COARM gilt seit 1999 zwar ein konkreter
Zeitrahmen von zwei bis vier Monaten, in denen das Konsultationsverfahren über bis zu drei Jahre
zurückliegenden Ablehnungsentscheidungen eingeleitet werden soll. (15) Aber es bleibt offen, womit
Regierungen bewegt werden können, "freiwillig" ein Konsultationsverfahren einzuleiten. Die Öffentlichkeit
erfährt über Anlass und Ausgang des Verfahrens nichts und kann daher keine der beiden Seiten kontrollieren.
Der EU-Verhaltenskodex sieht keine Rechenschaftspflicht über den Ausgang des Konsultationsverfahrens vor -
also ob trotz erneuter Darlegung der Ablehnungsgründe das Geschäft genehmigt wurde oder nicht - und erlaubt
daher auch keine Bewertung der Wirksamkeit dieses Mechanismus. Theoretisch erlaubt es den beteiligten
Staaten, informelle Tauschgeschäfte zu beschließen nach dem Motto: du darfst Panzerrohre in die Türkei
liefern und ich Luft-Luft-Raketen nach Israel. Die wirkungsvollste Maßnahme zur Stärkung des
Konsultationsverfahrens - auch als vertrauensbildende Maßnahme - um das Unterlaufen einer
Genehmigungsverweigerung durch eine anderen Staat zu verhindern, wäre ein multilaterales
Konsultationsverfahren.

Beispiel Deutschland

Am Beispiel der Bundesregierung und ihres jährlichen Rüstungsexportberichtes lässt sich sehr gut aufzeigen,
dass die Angaben in den bisherigen drei EU-Jahresberichten mehr Fragen aufwerfen als Aussagen erlauben.
Laut ihrem Rüstungsexportbericht hat die Bundesregierung im Jahr 2000 zum Beispiel 117 Exportanträge nicht
genehmigt (einer aus einem EU-Staat, zwei aus NATO oder der NATO gleichgestellten Staaten, sowie 114 aus
sogenannten Drittstaaten). Im gleichen Zeitraum hat die Bundesregierung ihre EU-Partnerstaaten aber nur von
insgesamt 27 Ablehnungen in Kenntnis gesetzt. (16) Neben dieser Differenz von 90 nicht notifizierten
Ablehnungen verwundern besonders die beiden Ablehnungsentscheidungen für Exporte in die Türkei - warum
wurde hier nur für eine Ablehnung eine Notifizierung herausgegeben?
Aufgrund der fast deckungsgleichen Kriterien des EU-Verhaltenskodex und der politischen Grundsätze der
Bundesregierung von 2000 (17) sowie der identischen Unterteilung der Gegenstände in der Ausfuhrliste wären
deutlich mehr Notifizierungen zu erwarten gewesen. Im Vergleich  zum Vorjahr (1999) hat sich die Quote der
gemeldeten Ablehnungen sogar deutlich verringert. (Siehe Tabelle am Ende des Textes)
Anscheinend fehlt im Rüstungsexportbericht der Bundesregierung nicht ohne Grund jeder Hinweis darauf, nach
welchen Auswahlkriterien die anderen EU-Staaten von einer Ablehnung benachrichtigt werden. Die Regierung
könnte diesen Spielraum nutzen um zu entscheiden, ob den anderen Staaten Informationen über angedachte
Geschäfte übermittelt werden sollten, gerade wenn man es sich vielleicht noch überlegt, dass
Rüstungsexportgeschäft in abgewandelter Form später doch noch zu genehmigen.

Trotz öffentlicher Bekenntnisse zu einer restriktiven Rüstungsexportpolitik hat die Bundesregierung bislang nur
die minimalen Vorschriften des EU-Verhaltenskodex umgesetzt. Die operativen Bestimmungen des EU-
Verhaltenskodex sehen zwar nur vor, dass definitive Ablehnungen mitgeteilt werden sollen, erlauben aber auch
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die Berücksichtigung der vorgeschalteten Ablehnungen im nationalen Genehmigungsprozess, wie z.B. die
"Voranfragen" in Deutschland.

Noch mehr Fragezeichen betreffen die Umsetzung des Konsultationsverfahrens. Nach Angaben der EU-
Jahresberichte hat die Bundesregierung in den letzten vier Jahren in 22 Fällen mit anderen EU-Staaten wegen
einzelner Notifizierungen Konsultationen aufgenommen. Mit welchen Staaten und mit welchem Ergebnis?
Darüber wird öffentlich keine Rechenschaft abgelegt. Auch über die zwischen 1998 und 2000 von anderen EU-
Staaten angestrebten Konsultationsverfahren mit der Bundesregierung aufgrund ihrer Notifizierungen wird
nicht berichtet. Welche Staaten das waren und zu welchem Ergebnis die Konsultationen führten, ist für die
Öffentlichkeit nicht nachvollziehbar.

Genügend Manipulationsmöglichkeiten

Es ist bemerkenswert wie deutlich sich beim EU-Verhaltenskodex die Theorie von der Praxis unterscheidet.
Scheinbar sehen die Regierungsvertreter durchaus die Notwendigkeit, eine gemeinsame Linie beim Umgang
mit den Rüstungsexporten zu finden. Allerdings dürfte die Motivation weniger in der Sorge um den
Weltfrieden liegen als in der Angst vor Übervorteilung durch andere Staaten. Punkt 4 der Operativen
Bestimmungen bringt diese Vorbehalte auf den Punkt: " Die EU-Mitgliedstaaten behandeln derartige
Ablehnungen und die entsprechenden Konsultationen vertraulich und ziehen daraus keine wirtschaftlichen
Vorteile". (18)

Gerade das Notifizierungsverfahren erlaubt den Staaten weiterhin, zugunsten ihrer Rüstungsindustrie
einzuwirken, bilaterale Absprachen zu treffen und sogar, sich gleichzeitig vorteilhaft in der Presse zu
präsentieren.

Die Weiterleitung vieler Ablehnungsbescheide an die anderen Staaten könnte sich für Staaten mit einer
marginalen Rüstungsindustrie eignen. Sie würden sich gegenüber ihrer Öffentlichkeit als besonders transparent
und strikt präsentieren, ohne einen wirklichen Schaden für ihre Rüstungsindustrie wirklich befürchten zu
müssen.

Außerdem besteht die Möglichkeit die "Ablehnungsbilanz" bei den eigenen Wählern zu schönen, in dem man
auch für Voranträge Ablehnungen gemäß der politischen Kriterien veröffentlicht, die vor allem aus
ökonomischen Erwägungen gar keine Erfolgsaussicht im Genehmigungsverfahren hätten.

Es ist außerdem wahrscheinlich, dass einige Staaten Notifizierungen herausgeben, um auch andere europäische
Lieferanten zu blockieren, bis die eigene Rüstungsindustrie in der Lage ist, ein preisgünstigeres oder technisch
anspruchsvolleres Nachfolgemodell zu präsentieren.

Umgekehrt erlaubt eine restriktive Handhabung bei der Herausgabe der Notifizierungen den Regierungen, die
anderen EU-Staaten über eine Geschäftsmöglichkeit nicht zu informieren, um ein sogenanntes "undercutting"
zu vermeiden und sich die Option für ein ähnliches Geschäft zu einem späteren Zeitpunkt bei günstigeren
politischen Konstellationen offen zu halten.

Nur ein selektiver Kodex?

Das öffentlich gewordene Verhalten der belgischen Regierung bezüglich des EU-Verhaltenskodex ist vielleicht
nur die Spitze des Eisbergs. Außenminister Michel hat eindeutig die Notifizierung aus Deutschland eher als
eine lukrative Quelle von Rüstungsaufträgen für die eigene Industrie begriffen, denn als Hilfestellung zur
Vermeidung von Rüstungsexporten in Krisenregionen. Und er dürfte damit nicht allein stehen - auch wenn
bislang keine ähnlichen Ereignisse an die Öffentlichkeit gekommen sind. Solange keine allgemeingültigen
Maßnahmen und Verfahren zur Vermeidung einer Übervorteilung beschlossen werden, werden die
Regierungen Wege finden und nutzen, um ihre Informationspflicht zu umgehen.

Charakteristisch für den europäischen Prozeß ist das Bestreben, in möglichst vielen Bereichen des
Rüstungsexportes gleichzeitig zu arbeiten während wirklich verbindliche, einheitliche und transparente
Regelung dieser Aspekte nach hinten verschoben werden. Noch immer ringen die Regierungen darum, was
überhaupt als im "Wesentlichen gleichartige Transaktion" zu gelten hat - dem Kernbegriff des gesamten
Verhaltenskodex.

Ob man den EU-Jahresbericht zur Grundlage einer Aussage über den Stand der europäischen Rüstungsexporte
heranzieht oder sich dazu die Karten legen lässt - qualitativ kommt es auf das Gleiche heraus. Es bleibt zu
hoffen, dass der belgische Skandal dieses hermetische System aufbrechen wird. Bevor noch weitere Fragen,
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wie z.B. der Umgang mit Waffenhändlern, auf die Agenda gesetzt werden, sollten die Staaten gezwungen
werden, die bestehenden operativen Bestimmungen verbindlich zu präzisieren und dem Prinzip der
Freiwilligkeit ein Mehr an Transparenz als Gegengewicht entgegenzusetzen. (cs)

Notifizierungen und Konsultationen im Rahmen des EU-Verhaltenskodex
1998 (nur 2 HJ) 1999 2000

Deutschland: abgelehnte Anträge über endgültige Ausfuhren
-EU
-NATO
- Dritte

85
0
0

85

117
1
2

114
Deutschland: Notifizierungen gemäß EU-Kodex

-EU
-NATO
-Dritte

27 61
0
0

61

27
0
1

26
Alle Notifizierungen innerhalb der EU (167) 208 297
Alle initiierten Konsultationen nach Erhalt von Notifizierungen

- davon von Deutschland initiiert

11*
1*

33
14

36
7

Alle erhaltenen Konsultationsanfragen aufgrund herausgegebener
Notifizierungen

- davon an Deutschland herangetragen

11*
1*

27
4

25
5

Anmerkung: * = wurden im ersten Bericht nur gemeinsam erfaßt

Fussnoten:
(1) siehe ami 7/98, S. 9ff.
(2) Das Kernkabinett gibt Entscheidungsempfehlungen für die zuständige Minister. Außenminister Louis Michel ist federführend für Entscheidungen
bezüglich wallonischer Angelegenheiten, Annemie Neyts für flämische.
(3) Zum Bürgerkrieg in Nepal vgl. ami 6/02, S. 34
(4) Radio Netherlands, 27.8.02; BBC News Europe, 31.8.02
(5) De Standaard, 29.8.02
(6) BBC News Europe, 31.8.02
(7) Der Anteil wird mittels der Société Wallon de Gestion et de Participations (SOGEPA) gehalten.
(8) Berliner Zeitung (Berl.Z.), 6.3.02; Nepali Times, 18.5.01 (www.nepalnews.com.np); Nepali Times, 23.11.01; Jane's Defence Weekly, 27.3.02, S.42
(9) Im Jahr 1999 erhielt Heckler&Koch den Auftrag für den Bau einer Fabrik zur Herstellung von 5.56mm Munition. Allerdings beruhte die damalige
Entscheidung auf einem Tauschgeschäft. Ursprünglich sollte BAe Systems ein RJ 100 Flugzeug an Nepal liefern, doch scheiterte dieses Geschäft in der
letzten Minute. Als Kompensation arrangierte BAe Systems die Lieferung der besagten Fabrik im Wert von 2,7 Mio.$ durch die Tochterfirma von Royal
Ordnance, Heckler&Koch. Außerdem erhielt Heckler&Koch ein Jahr später einen Auftrag im Wert von 5 Mio.$ zur Errichtung einer Wartungs- und
Reparaturwerkstatt für die Gewehre. Vgl. Berl.Z. 6.3.02, Nepali Times Kathmandu, 18.5.01 (www.nepalnews.com.np)
(10) Heckler&Koch gehört zwar der britischen Rüstungsfirma Royal Ordnance, (ami 4/91, S. 13f.) aber die Produktionsstandorte liegen vorwiegend in
Deutschland. Aus diesem Grund mußte sich der Bundessicherheitsrat mit dem Nepal-Geschäft befassen.
(11) Janes Defence Weekly, 20.2.02, S.29
(12) Berl.Z., 8.5.02; Amnesty International - Deutschland, Juni 2002 (www2.amnesty.de/internet/deall.nsf/windexde/JL2002088)
(13) Die Kriterien finden sich im Rüstungsexportbericht 2000 der Bundesregierung als Anlange zu den "Politischen Grundsätzen der Bundesregierung
für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgüter" vom 19.1.00: Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren vom 8.6.98
(14) Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren vom 8.6.98, Operative Bestimmungen Punkt 3.
(15) Vgl. Second Annual Report according to Operative Provision 8 of the European Code of Conduct on Arms Exports (2000/C 379/01), abgedruckt im
Official Journal of the European Communities, 29.12.00
(16) Rüstungsexportbericht 2000. Bericht der Bundesregierung über ihre Exportpolitik für konventionelle Rüstungsgüter im Jahr 2000, Berlin, 2001, S. 9
(17) siehe ami 2/00, S. 15ff.
(18) Siehe z.B. Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren vom 8.6.98, Operative Bestimmungen Punkt 4 im Rüstungsexportbericht
2000 der Bundesregierung, s.o.
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Wissenschaft & Frieden
04/2002

Geheimnisumwittert
Die deutsch – israelische Rüstungszusammenarbeit

von Otfried Nassauer, Yves Pallade und Christopher Steinmetz

Die Rüstungskooperation zwischen Deutschland und Israel hat Tradition. Noch bevor die Bundesrepublik
offiziell wieder Waffen produzieren durfte, wurden 1955/56 zwei Patrouillenboote an Israel geliefert. Seither
ist die Rüstungszusammenarbeit immer wieder ein wichtiger Faktor der bilateralen Beziehungen. Drei
Merkmale prägen sie. Der Schleier weitgehender Geheimhaltung, der Nutzen auf Gegenseitigkeit und der
Wandel von der staatlichen zur industriellen Zusammenarbeit.

"Seit Beginn der Zusammenarbeit mit Israel ist es ständige Praxis aller Regierungen gewesen, diese
Kooperation möglichst wenig öffentlich zu gestalten oder zu formalisieren."  1 Ein altes aber immer noch
zutreffendes Zitat des Bundesverteidigungsministeriums aus dem Jahr 1991. Die deutsch-israelische
Rüstungskooperation umhüllt ein Mantel des Schweigens. Selbst Vereinbarungen aus den 50er und 60er Jahren
unterliegen noch immer der Geheimhaltung. Daran sind schon die Zuständigen interessiert: Zumindest bis Ende
der 80er Jahre wurde die Kooperation oft über die Auslandsgeheimdienste, den deutschen
Bundesnachrichtendienst (BND) und den israelischen Mossad, koordiniert oder abgewickelt. Damit bewegten
sich auch die Geschäfte schnell in einer Grauzone – geduldet von den jeweiligen Regierungen. Das belegen
nicht zuletzt skandalträchtige Beispiele wie der CERBERUS-Vorgang Ende der 80er Jahre und die Lieferung
von NVA-Waffen als »land- und forstwirtschaftliches Gerät« 1991.

Hintergrund ist das geschichtlich-prekäre deutsch-israelische Verhältnis. Während die Tabuisierung der
Ermordung der europäischen Juden die unmittelbaren Nachkriegsjahre in Deutschland kennzeichnete, wurden
auf israelischer Seite offizielle Kontakte mit der BRD aufgrund des Holocausts strikt abgelehnt. Verbindungen
wurden nur inoffiziell geknüpft, oft durch die Geheimdienste. Auch nach der gegenseitigen diplomatischen
Anerkennung 1965 blieb die Kooperation heikel und deshalb unauffällig. Deutsche Kennzeichen und
Firmenlogos wurden von Waffen und Komponenten entfernt, die nach Israel geliefert wurden. Deutsche
Schiffs- und U-Boottypen wurden auf französischen und britischen Werften für Israel gefertigt. Die
Kooperation über »kurze und informelle Wege« jenseits einer öffentlichen Kontrolle erwies sich für beide
Seiten als vorteilhaft. Deutschland hatte einen Abnehmer für Überschusswaffen und manchmal auch für seine
junge Rüstungsindustrie. Mit den Nahostkriegen wurde Israel zudem ein wichtiger Partner bei der Auswertung
sowjetischer Waffentechnologien. Israel dagegen hatte eine neue verlässliche Quelle für Ersatzteile und
Waffensysteme – selbst in Krisenzeiten. Lieferungen an Israel wurden nicht selten von Deutschland bezahlt.
Alle Bundesregierungen –auch die rot-grüne – zeigten kein Interesse, den Umfang und den politischen
Stellenwert der Rüstungskooperation mit Israel offen zu legen.

Ein Embargo das keines war
Im Frühjahr 2002 berichtete die Presse über eine vorübergehende Aussetzung der Lieferung von
Waffensystemkomponenten nach Israel. Wichtige Ersatzteile für Waffen der israelischen Armee und
Komponenten für den neuen Kampfpanzer Merkava 4 würden zurückgehalten. Öffentlich drohte der israelische
Verteidigungsminister Deutschland kurz darauf mit einer neuen Holocaustdebatte. Das Thema fand den Weg in
die Schlagzeilen während die israelischen Streitkräfte ihre seit Jahren größten und härtesten Operationen in den
Autonomiegebieten des Westjordanlandes durchführten. Die Bundesregierung begründete das Ausbleiben
deutscher militärischer Lieferungen allerdings nicht mit der angespannten Lage in Israel oder mit einer
konsequenten Anwendung der neuen Rüstungsexportrichtlinien und mit den darin niedergelegten Kriterien der
Einhaltung der Menschenrechte und der Gewaltprävention. Im Gegenteil, sie beeilte sich klarzustellen, dass
von einem Embargo, einer Liefersperre, nicht die Rede sein könne.
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Am 25. April beseitigte Bundeskanzler Schröder alle Zweifel am Fortbestand der Rüstungszusammenarbeit mit
Israel: "Ich will ganz unmissverständlich sagen: Israel bekommt das, was es für die Aufrechterhaltung seiner
Sicherheit braucht, und es bekommt es dann, wenn es gebraucht wird" Genauso plötzlich, wie Rüstungsexporte
nach Israel im April ihren Weg in die Zeitungen fanden, waren sie nach dem Machtwort Schröders wieder
verschwunden. Man gewann den Eindruck, dass es der Bundesregierung unangenehm war, öffentlich Stellung
zu beziehen.

Auch in den veröffentlichten Rüstungsexportberichten 1999/2000 finden sich kaum nähere Anhaltspunkte.
Außer dem Export von drei dieselgetrieben U-Booten (Typ Dolphin) im Wert von 1,283 Mrd. DM wurden nur
tatsächliche Rüstungsexporte im Wert von 4 Mio. DM angeführt. Glaubt man diesen Zahlen, können zwischen
Deutschland und Israel keine engeren Rüstungsbeziehungen bestehen.

Mehr als die Addition von Waffenlieferungen

Die Angaben sind allerdings mit Vorsicht zu genießen. Sie berücksichtigen nicht den Export von
Rüstungsgütern aus Bundeswehrbeständen, die tatsächliche Ausfuhr von sonstigen Rüstungs- und Dual-use
Gütern, den Export von Komponenten über Drittstaaten im Rahmen von Ausfuhr- und
Sammelausfuhrgenehmigungen oder die Genehmigungen für Dual-Use-Exporte. Die Angaben in den
Rüstungsexportberichten erlauben keine klare Aussage über das finanzielle Gesamtvolumen des
Rüstungsexportes nach Israel und über die Qualität der Kooperation.

Ein anderes Bild entsteht, wenn man die Rüstungsexporte als einen Bestandteil der Rüstungskooperation
betrachtet, die wiederum ein Aspekt der sicherheitspolitischen und militärischen Kooperation ist. Zu den
Bereichen des Wissens- und Waffentransfers gehören:

• die Zusammenarbeit im Bereich Forschung, Entwicklung und Erprobung
• der Export kompletter Waffensysteme
• der (Re-)Export von Komponenten für Waffensysteme

In diesen Kontext zerfließen – politisch gewollt - oft die Grenzen zwischen der Lieferung von Rüstungsgütern,
dem Technologietransfer, dem Austausch von Informationen und der Lieferung von Ersatzteilen,
Peripheriegerät und Verbrauchsgütern.

Forschung, Entwicklung und Erprobung

Die Kooperation in diesem Bereich begann Mitte der 60er Jahre. Immer wieder arbeiteten Deutschland und
Israel – oft im Verborgenen – bei der Auswertung östlicher Waffensysteme, bei der Entwicklung neuer Waffen
und bei der Erforschung neuer Technologien zusammen.

Bis in die neunziger Jahre kam dem 1967 vereinbarten Austausch bei der Auswertung von Wehrmaterial
sowjetischer Herkunft große Bedeutung zu. Israel und Deutschland verpflichteten sich gegenseitig,
Auswertungsergebnisse über und Waffen sowjetischer Technik zur Verfügung zu stellen. Israel lieferte der
Bundeswehr Kenntnisse und Waffen, die es in drei Kriegen – dem Sechs-Tage-Krieg 1967, dem Jom-Kippur-
Krieg 1973 und dem Libanonkrieg 1982 - von Nachbarstaaten erbeutet hatte. So konnten die Ergebnisse der
Auswertung russischer Panzer für die Modernisierung der deutschen Gegenstücke genutzt werden. Nach dem
Zusammenbruch des Warschauer Paktes revanchierte sich die Bundesregierung und überließ Israel
Rüstungsgüter der NVA in erheblichem Umfang, u.a. Ersatzteilpakete für den T-72 Kampfpanzer und die Luft-
Luft-Rakete AA-11 sowie das Radar des Trägerflugzeugs MiG-29.

Beide Staaten konnten so ihr Waffenarsenal und ihre Schutzmaßnahmen mit geringerem finanziellen Aufwand
qualitativ verbessern. Der umstrittene Störsender CERBERUS / TSPJ zeigt, dass zumindest seit 1972
insgeheim auch Waffensysteme gemeinsam konzipiert und auf Grundlage der Auswertungsergebnisse
entwickelt wurden. Die Auswertung der sowjetischen Luft-Luft-Raketen vom Typ AA-11 (Archer) und der
MiG 29, ermöglichte es beiden Seiten, modernste Luft-Luft-Raketen - Python 4 (Israel) und IRIS-T
(Deutschland) - zu entwickeln.

Während die Auswertung russischen Wehrmaterials an Bedeutung verliert, ist von einer wachsenden
Zusammenarbeit bei Forschung & Entwicklung auszugehen. Neben der laufenden »zivilen« F&E
Kooperationen, z.B. in der Raumfahrt oder Mikroelektronik, wird künftig auch die offene militärische
Kooperation an Bedeutung gewinnen. Seit 1996 kann Israel am Europäischen Rahmenprogrammen für
Forschung und Entwicklung der Europäischen Union teilnehmen, das schon heute Dual-use Vorhaben fördert
und nach dem Willen mancher Politiker für europäische Rüstungsforschungsvorhaben geöffnet werden soll.
Nach Unterzeichnung eines Geheimschutzabkommens mit der NATO im Jahr 2001 kann sich Israel nun auch
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an militärischen Forschungsprogrammen der NATO beteiligen. Am 24. November 1998 trat ein
Übereinkommen zwischen dem Bundesminister der Verteidigung und dem israelischen
Verteidigungsministerium über die Zusammenarbeit bei der Forschung und Technologie auf dem Gebiet der
Verteidigung in Kraft. Es gilt für zehn Jahre. 2

Tabelle: NVA-Waffen für Israel

Waffentyp Anzahl Jahr Bemerkungen
Freund-Feind-System SRZO-2 3 1990
Boden-Boden Raketen 3 1990 jeweils eine SSM P-15, P-21. P-22
Luft-Luft-Raketen 7-8 1990 mögliche Typen: AA-8, AA-10a und b,

AA-11, AA-7
Luft-Boden Raketen 6 1990 mögliche Typen: CH-25ML/ MR, CH-

29L/ T, CH-58Ä
Radar für Mig-29 Kampfflugzeug 1 1990
Boden-Luft Raketen 3 +1 1990 SA-13 ; Suchkopf SA-5 ; SA-16 Werfer

und Raketen
"Ersatzteile" für T-72 Panzer 3 1990/91
FROG-7 Sprengköpfe 1990 zwei Typen standen zur Verfügung
Laser Entfernungsmesser 3
Laser Aufklärungssystem LPR-1 1 1990 oder

1991
Radar "Big Fred" 1
Panzerabwehrraketen 15 1991 Mögliche Typen: AT-3, AT-4 und AT-5
Antipersonen- und Antipanzerminen ca 100 1991
Ersatzteile für MiG-23 Kampfflugzeug 1 1991 mit Triebwerk ohne Tank
Torpedo SAET 0 2 1991
ECM-Pod 1 1991
SA-6 Aufklärungs- und Feuerleitsystem
sowie Werferfahrzeug

1 1991/92 in Hamburg beschlagnahmt, später
geliefert

P40 Radar 1 1991/92 in Hamburg beschlagnahmt, später
geliefert

Flugabwehrkanone ZSU 23/4 2 1991/92 in Hamburg beschlagnahmt
Lastkraftwagen 10 1991/92 KRAZ 214, KRAZ B-255, Zil 157, Zil

131, GAZ 66
in Hamburg beschlagnahmt, später
geliefert

Ersatzteile für BMP-1 und BMP-2 1991/92 in Hamburg beschlagnahmt, später
geliefert

Werfer für Düppel und Täuschkörper 1 1991/92 in Hamburg beschlagnahmt, später
geliefert

An Bedeutung gewinnt auch die industrielle Entwicklungszusammenarbeit. Traditionsreich ist die
Zusammenarbeit in der Panzertechnik. Israelische Rüstungsunternehmen übernahmen in den 70er und 80er
Jahren wesentliche technische Neuentwicklungen aus Deutschland, die sie heute teilweise als
Eigenentwicklungen erachten. Dazu gehören z.B. die Reaktiv-Panzerung, die 120mm Glattrohrkanone und
Stabilisierungssysteme für den Gefechtsturm. Umgekehrt erhielten deutsche Rüstungsfirmen Mitte der 90er
Jahre Einblick in israelische Submunitionstechnologien und haben eigene Produktionslinien aufgebaut. Derzeit
scheint die Ende der 80er Jahre begonnene Zusammenarbeit bei der Drohnen-Technologie vor der
Wiederbelebung zu stehen.

Großwaffensysteme

Der Export kompletter Waffensysteme ist eine Ausnahme in der deutsch-israelischen Rüstungskooperation.
Das einzige nennenswerte Vorhaben in den 90er Jahren war der Export von drei U-Booten des Typs Dolphin
(1998-2000). Allerdings eignet sich der Projektverlauf des Vorhabens zur Illustration mancher Besonderheit,
die die deutsch-israelische Rüstungskooperation auch bei kleineren Projekten prägt.
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Keine israelischen Devisen für Waffensysteme
Israel ist chronisch klamm und leidet unter Devisenmangel. Dies erlaubt keine eigenständige Finanzierung des
Imports von Großwaffensystemen, die meist in Dollar bezahlt werden müssen. Das »Dolphin-Geschäft« mit
Israel konnte nur durchgeführt werden, weil sich die Bundesregierung bereit erklärte, mit 1,1 Mrd. DM etwa
85% der Gesamtkosten zu übernehmen. Wahrscheinlich wurde der Kostenanteil Israels durch
kompensatorische deutsche Rüstungskäufe in Israel abgedeckt. Ähnliches scheint sich gegenwärtig bei der
Torpedobewaffnung für die U-Boote fortzusetzen. Israel wollte schwere Torpedos mit US-Geldern finanzieren
und plante, US-Torpedos zu kaufen. Als die US-Regierung den Export verweigerte, wurde eine andere Lösung
gefunden. Ein deutscher Torpedo der Firma STN Atlas wird nun von der US-Firma Lockheed Martin Tactical
Systems als »Seahake« angeboten. Der Umweg ermöglicht die Finanzierung durch das US-
Militärhilfeprogramm. Während die Bundesregierung den Export 2.000 genehmigte, ist unbekannt, ob das 65
Mio. $-Vorhaben tatsächlich durch die USA finanziert wird.

Vorteile für beide Seiten
Der U-Boot-Export war trotzdem für beide Seiten von Vorteil. Als das Vorhaben 1991 geplant wurde,
zeichnete sich bereits ab, dass Deutschland aufgrund seiner Zahlungen für den Golfkrieg und der Kosten der
deutschen Einheit militärische Großvorhaben aus Kostengründen verschieben musste. Die Dolphin-Produktion
überbrückte die Auslastungslücke bis zum U-212 Bau und erlaubte es, einige Technologien vorab zu testen.

Auf israelischer Seite waren Ingenieure an allen Planungs- und Produktionsschritten beteiligt, so dass am Ende
ein eigener U-Boottyp entstand, in den auch Komponenten israelischer Firmen eingebaut wurden. Die U-Boote
wurden nach der Auslieferung weiter ausgerüstet und verändert. Israelische Komponenten werden sich -
angepasst an die Bedürfnisse der deutschen Marine – auch in den U-Booten vom Typ 212 wiederfinden, so z.B.
das israelische EloKa-System.

Blindes Vertrauen?
Das U-Boot-Geschäft illustriert auch problematische Aspekte der Rüstungskooperation. Mit Vorhaben dieser
Art ist immer ein gewisser Technologietransfer und damit die Gefahr der Weiterverbreitung von Technologien
verbunden. Israels Beteiligung an der Entwicklung des U-Bootes führte dazu, dass Israel Designrechte und
Blaupausen für die U-Boote vom Typ Dolphin besitzt, da es Entwicklungsarbeiten finanzierte. Presseberichten
zufolge bemüht sich Israel derzeit, mit Taiwan und/oder den USA über acht geplante U-Boote für Taiwan ins
Geschäft zu kommen.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung mit Blick auf die technischen Anforderungen Israels an die neuen
Boote offensichtlich beide Augen zugedrückt: Die U-Boote wurden als erste westliche U-Boote mit zwei
unterschiedlichen Torpedorohren gebaut - sechs Rohre mit dem Standarddurchmesser von 533mm, vier mit
dem in der Sowjetunion für schwere Torpedos und Langstreckenflugkörper genutzten Durchmesser von
650mm. Letztere können mit nuklear bestückten Flugkörpern größerer Reichweite ausgestattet werden oder
sind dies bereits. Damit würde Israel – mit deutscher Hilfe - über eine seegestützte atomare Abschreckung
verfügen. Vor Sri Lanka sollen bereits entsprechende Raketentests durchgeführt worden sein. Israel dementiert
dies. Gefragt, weshalb die zusätzlichen Rohre installiert wurden, wies die Bundesregierung alle Befürchtungen
zurück: Zwar wisse man nicht, was Israel vorhabe, doch seien die großen Torpedorohre vor der Auslieferung
mit Metallschienen auf das normale Kaliber von 533mm verjüngt worden. Ein Argument, das angesichts der
Mehrkosten für eine neuartige Torpedosektion alle Qualitäten eines »Grundgängers des Jahres« aufweist.

Komponenten für Israel
Solche Besonderheiten finden sich auch bei Geschäften mit Rüstungskomponenten, wenn auch selten so
gebündelt. Der Export von Komponenten besitzt einen wachsenden Stellenwert. Es ist ein lukrativer Markt, da
viele Staaten dazu übergegangen sind vorhandene Waffen mit modernen Komponenten und Technologien (z.B.
Elektronik) zu verbessern.

Drei weitere Faktoren kommen hinzu:

• Der Import kompletter Waffensysteme wird von Israel als Schwächung der einheimischen Industrie
und der nationalen Verteidigungsfähigkeit gesehen.

• Er ist mit dem Einsatz knapper Devisen verbunden.
• Die Beschränkung auf den Export von Schlüsseltechnologien reduziert für die deutsche Regierung das

Risiko einer öffentlichen Debatte über diese Rüstungsexporte.

Problemlos ist auch diese Art der Rüstungskooperation nicht: Israel reexportiert aus Deutschland erhaltene
Komponenten auch in Staaten, in die direkte Lieferungen kaum möglich wären.3 Mit der Mitsprache
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Deutschlands beim Reexport nimmt es Israel dabei nicht allzu genau.4 Die deutsche Seite ist gezwungen,
abzuwägen, ob eine Verweigerung des Reexports oder eine rigide Überprüfungspraxis des Endverbleibs das
bilaterale Verhältnis belasten würde 5 – wenn dadurch größere israelische Exportgeschäfte scheitern würden.
Zudem könnte Israel seinerseits Deutschland Komponenten verweigern.

Das aktuellste Beispiel für den Export von Komponenten nach Israel sind die 400 MTU-Motoren mit Renk-
Getriebe für den neuen Kampfpanzer Merkava 4. Der Auftragswert beträgt 265 Mio. $. Sie werden über das
amerikanische Unternehmen General Dynamics Land Systems geliefert, das eine Lizenz für den Bau dieser
Motoren hat. Auch im Vorläufermodell, den Merkava 3, stecken deutsche Teile: ein Automatikgetriebe von
Renk und das Stabilisierungssystem der Firma Extel Systems für den Panzerturm.

Für den Reexport deutscher Komponenten via Israel steht auch folgendes Beispiel: Israel Military Industries
IMI/TAAS unterzeichnete am 30. März 2002 einen (Vor-)Vertrag mit der Türkei. In den nächsten sechs Jahren
sollen 170 M60 Panzer für etwa 700 Mio. US-$ modernisiert werden. Auch hier sollen Motoren und Getriebe
aus Deutschland zum Einsatz kommen.

Gemeinsam sind wir stärker - Kooperation für Drittstaaten
Mit wachsenden Fähigkeiten und leistungsfähigen Technologien wurde die Rüstungsindustrie Israels in den
90er Jahren zu einem Anbieter, mit dem auch für die deutsche Rüstungsindustrie Kooperation zu lohnen
versprach. Aus den technologischen Fähigkeiten deutscher und israelischer Firmen kombinierte Angebote
besaßen gute Marktchancen. In Zukunft werden solche Vorhaben für die bilaterale Rüstungskooperation an
Bedeutung gewinnen.

Kooperationen dieser Art gibt es z.B. zur Modernisierung von Großwaffensystemen. So erhielten die DASA
und Elbit 1999 den Auftrag zur Modernisierung von 39 griechischen F-4E Phantom II Kampfflugzeugen.
Hauptauftragnehmer ist die DASA. Elbit lieferte das amerikanische APG-65 Radar sowie die
Displaytechnologie.

Neben technischen Faktoren existiert auch eine ökonomische Logik für eine veränderte Kooperation. Die
israelische Rüstungsindustrie muss neue Absatzmärkte erschließen, um weiterhin für die eigene Regierung
finanzierbare Waffensysteme produzieren zu können. Bereits jetzt sind etwa 75% der gesamten
Rüstungsproduktion Israels für den Export bestimmt. Nach Angaben der Exportagentur des israelischen
Verteidigungsministeriums (SIBAT) wurden in den Jahren 2000 und 2001 Rüstungsexportverträge im Wert
von 2,5 und 2,6 Mrd. $ unterzeichnet. Obwohl Israel dem Volumen nach damit zu den zehn größten
Waffenlieferanten weltweit gehört, ist es auf dem lukrativen europäischen Markt noch wenig präsent ( 12% der
Exporte).

Für den Einstieg in diesen braucht es europäische Partner. Deutschland könnte aus israelischer Sicht
»Brückenkopf« sein. Die deutsche Industrie könnte es attraktiv finden, als »Vermarkter« israelischer Technik
Gewinn zu machen, eine breitere Angebotspalette zu haben, deutsche Komponenten beizusteuern und Einblicke
in die israelische Technik zu gewinnen.

Eines der ersten Joint-Ventures dieser Art wurde 1995 zwischen der Zeiss Optronik GmbH und der israelischen
Rüstungsfirma Rafael vereinbart. Neben der gemeinsamen Produktion von 20 Zielbeleuchtungsbehältern
(Litening Pod) für die Luftwaffe sollte Zeiss auch eine Produktionslinie in Deutschland aufbauen und den
Verkauf in Europa übernehmen. Dazu wurden Exportvarianten des Systems entwickelt, z.B. der
Aufklärungsbehälter Recce-Lite. Inzwischen verhandelt Zeiss mit Griechenland, Norwegen, Schweden und
Spanien. Weitere Beispiele sind die Gründung des Eurospike Konsortiums zur Vermarktung von
Panzerabwehrraketensystemen und die Zusammenarbeit zwischen Israel Aircraft Industries und EADS bei
Drohnen.

Ausblick
Die kommerziellen Formen der Rüstungskooperation mit Israel werden künftig an Gewicht gewinnen. Addiert
führen die angeführten Trends zu einer wachsenden – auch im Sinne politischer Einflussnahme einsetzbaren –
gegenseitigen Abhängigkeit. Das müssen auch Rüstungsexport-KritikerInnen bedenken, wenn sie künftig auf
die Rüstungsexportpraxis einwirken wollen.

Kommerzielle Rüstungskooperation bedeutet nicht ein größeres Maß an Transparenz. Für gemeinsame F&E
Aktivitäten besteht keine Veröffentlichungspflicht. Die Rüstungskooperation im Blick auf Drittstaaten
erschwert wegen der kleinteiligen und zeitversetzten Lieferungen die genaue Identifizierung und Zuordnung
der Transfers – erst Recht wenn diese als »unfertige Teile« oder mit anderen nichtssagenden
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Sammelbezeichnungen im Rüstungsexportbericht erfasst werden. Solange nicht einmal die Geheimhaltung
bereits vierzig Jahre zurückliegender Vereinbarungen aufgehoben ist, kann weiter eine besondere konspirative
Qualität in den Beziehungen vorausgesetzt werden. Niemand weiß, ob es nicht auch heute CERBERUS-artige
Geheimprogramme gibt, zum Beispiel in Technologiebereichen, die - wie U-Boot-gestützte Flugkörper - von
beiderseitigem Interesse sind.

Anmerkungen:
1 Schriftliche Antwort des Bundesministeriums der Verteidigung vom 10.12.1991 auf eine Frage des SPD-Abgeordneten Walter Kolbow zum
Bericht zur »Überlassung von Wehrmaterial aus Beständen der ehemaligen NVA«.

2 Am 18. September 2000 wurde die Technische Vereinbarung Nr. 1 zum Übereinkommen abgeschlossen. Die Vereinbarung Nr. 1 regelt die
Details eines gemeinsamen Forschungsprogramm zum Schutz vor B- und C-Waffen.

3 China, Sri Lanka und die Türkei gehören beispielsweise zum engeren Kundenkreis Israels – allesamt Staaten, in die deutsche Rüstungsgüter
nicht ohne weiteres direkt geliefert werden können. Im Falle Chinas existiert beispielsweise weiterhin ein Embargo.

4 Aus Industriekreisen ist darüber hinaus immer wieder zu hören, dass israelische Partner des Häufigeren versuchen zugelieferte deutsche
Komponenten und Technologien zu kopieren bzw. nachzubauen.

5 Bei Staatsaufträgen aus NATO-Staaten verzichtet die Bundesregierung i.d.R. auf einen Reexportvorbehalt, was u.a. auch Lieferungen über
die USA nach Israel erleichtert.
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Wissenschaft & Frieden
04/2002

Rüstungskooperation zwischen Israel und den USA
Sean Odlum

Seit der Gründung des Staates Israel sind die USA der engste Verbündete und verlässlichste Unterstützer
Israels. Insgesamt haben die USA Israel seit 1948 Hilfe im Wert von 81,3 Mrd. $ gewährt. Mit den Jahren
wuchs der Anteil der Militärhilfe. In den letzten zehn Jahren erhielt Israel etwa 30 Mrd. $ an US-Hilfe, davon
wurden etwa 18,2 Mrd. $ im Rahmen des Foreign Military Financing Programms (FMF) gewährt. Das vom
US-Verteidigungsministeriums verwaltete FMF-Programm gewährt befreundeten Regierungen Mittel, die
ausschließlich für den Erwerb amerikanischer Waffensysteme ausgegeben werden dürfen – mit Ausnahme
Israels. Israel darf als einziger Staat etwa 475 Mio. $ der jährlich gewährten FMF-Gelder für Waffensysteme
der eigenen Rüstungsindustrie ausgeben. Mit anderen Worten, die USA subventionieren die israelische
Rüstungsindustrie, die inzwischen eine der wettbewerbsfähigsten auf der Welt ist. Trotzdem hat es sich auch
für die amerikanische Rüstungsindustrie gelohnt. Das israelische Waffenarsenal umfaßt fast 400 US-
Kampfflugzeuge, Tausende verschiedener US-Raketen, sowie unzählige US-Kleinwaffen, die häufig umsonst
im Rahmen des Excess Defense Articles Programms (EDA) bereitgestellt wurden.
Von dieser Art der Kooperation im Rüstungsbereich profitieren beide Seiten. Israel erhält modernste
amerikanische Rüstungsgüter und bezahlt dafür mit Dollar der US-Regierung. Der größte Posten ist nach wie
vor der Kauf von amerikanischen Kampfflugzeugen – mehr als 60% im Jahr 1999. Zunehmend werden die US-
Gelder auch für Rüstungsprodukte aus dem Bereich Elektronik und Kommunikationstechnik ausgegeben.
Außerdem kann die israelische Regierung einen Teil der amerikanischen Gelder in die eigene
Rüstungsindustrie stecken – einen zentralen Industriesektor. Aus amerikanischer Perspektive wird mit der Hilfe
einer der wichtigsten Verbündeten militärisch gestärkt, ein Absatzmarkt für US-Rüstungsgüter geschaffen und
damit auch Arbeitsplätze gesichert.
Doch ganz ohne Probleme gestaltet sich diese Beziehung nicht. Die amerikanische Rechtslage verbietet den
"nicht-defensiven" Einsatz in den USA hergestellter Waffen. Wiederholt wurde das US State Department
gezwungen den möglichen israelischen Mißbrauch amerikanischer Waffen zu untersuchen, zuletzt den Einsatz
von Apache-Hubschraubern bei der Ermordung von als Terroristen verdächtigten Palästinensern und den
Einsatz von F-16 Kampfflugzeugen bei Angriffen auf Einrichtungen der Palästinensischen Autonomiebehörde.
Eine zweiter Problembereich für die USA ist die israelische Praxis, sensible Rüstungstechnologien ohne US-
Genehmigung zu reexportieren. Vor allem die israelischen Geschäfte mit China sorgten für Dissonanzen. Israel
wurde vorgeworfen, Patriot-Raketenabwehrtechnologie sowie hochmoderne Flugzeug- und Raketentechnologie
illegal nach China zu reexportieren.
Drittens beginnt die israelische Rüstungsindustrie, die jahrelang von den USA finanziert wurde, nun den
amerikanischen Rüstungsunternehmen auf wichtigen Exportmärkten ernsthaft Konkurrenz zu machen. Vor
kurzem erhielt eine israelische Firma von der türkischen Regierung den Auftrag zur Modernisierung von
Panzern, die ursprünglich von General Dynamics hergestellt wurden, obwohl sich auch die amerikanische
Firma selbst um den Auftrag bemüht hatte. Aber trotz dieser Probleme zwischen Israel und den USA wird die
Rüstungskooperation auch in Zukunft fortgesetzt werden.
Mit der zunehmenden Integration israelischer Rüstungskomponenten in amerikanische Waffensysteme wächst
die gegenseitige Abhängigkeit. Amerikanische und israelische Militärs kooperieren bereits bei der Entwicklung
des Raketenabwehrsystems Arrow.
Die FMF-Hilfe soll bis 2008 erhöht werden und dann ein Niveau von 2,4 Mrd. $ pro Jahr erreichen. Die USA
sind sich darüber im Klaren, daß eine Aussetzung der FMF-Zahlungen Israels (militärische) Stellung im Nahen
Osten schwächen würde - mit der Gefahr, daß Israels Nachbarstaaten diese Situation ausnutzen. Die USA sind
nicht bereit, eine solche Entwicklung zuzulassen.
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Frankfurter Rundschau
20. November 2002

Die Nato muss ihren Wertekodex verletzen
Der Prager Gipfel könnte das Militärbündnis radikal verändern

Otfried Nassauer und Angelika Beer über neue strategische Konzepte und Kommandostrukturen

Große Ereignisse werfen lange Schatten voraus. So auch der Nato-Gipfel am 21. und 22. November in
Prag. Schon die Ortswahl ist Symbol. Das Treffen in einem neuen Nato-Staat soll weitere Staaten zum
Beitritt einladen. Doch ein Jahr nach den Terroranschlägen in den USA wird nicht die Erweiterung der
Nato, sondern deren Umgestaltung und Neuausrichtung im Zentrum der Beratungen stehen. Der Gipfel
könnte das transatlantische Bündnis so tief greifend verändern wie kaum ein anderer zuvor. Wir
dokumentieren dazu eine Analyse der politischen Risiken. Autoren sind Otfried Nassauer, Leiter des
Berliner Informationszentrums für Transatlantische Sicherheit (BITS) und Angelika Beer (Bündnis
90/Die Grünen), bis vor kurzem verteidigungspolitische Sprecherin ihrer Partei. Sie arbeitet als externe
Expertin bei BITS mit.

Die Nato steckt in einer substanziellen Krise. Pierre Lelouche, ein profilierter französischer
Sicherheitspolitiker, meint, in einer der tiefgreifendsten seit ihrer Gründung. Lord Robertson, der
Generalsekretär der Nato, wähnte die Nato schon vor Monaten vor der Wahl zwischen "Modernisierung" und
"Marginalisierung". Robertson glaubt, der Grund der Krise sei vor allem in der wachsenden Ausrüstungs-,
Bewaffnungs- und Technologielücke zwischen den USA und Europa zu suchen. Er befürchtet, dass die
Streitkräfte der Bündnispartner schon bald kaum noch gemeinsam operieren können.

Das sehen manche Kommentatoren anders. Sie glauben, die Krise sei grundsätzlicher. Sie sehen eine
Kontinentaldrift tektonischer Platten. Je nach Standpunkt und Herkunft der Beobachter hat diese ihren
Ursprung entweder im mangelnden europäischen Willen zu harter militärischer Machtpolitik. Oder sie resultiert
aus der amerikanischen Neigung zu einem machtpolitischen Handeln, dass sich primär militärischer Mittel
bedient und auf Bündnispartner nur dann Rücksicht nimmt, wenn diese bereit sind, der amerikanischen
Führung zu folgen.

Alle gemeinsam beobachten einen dritten Aspekt der Krise: Historisch ist die Nato ein regionales Bündnis
kollektiver Verteidigung. Diesem fällt es schwer, in den Kategorien weltweiten militärischen Handelns zu
denken und zu handeln. Das umso mehr, weil sie fürchten, dass eine weltweit nach amerikanischem Vorbild
und unter amerikanischer Führung agierende Nato sie vor all jene Probleme stellt, vor denen die USA bereits
heute stehen: Streitkräfteeinsätze ohne Mandat der Vereinten Nationen; präventive und präemptive militärische
Schläge, die kaum von Angriffskriegshandlungen zu unterscheiden sind; oder gar die Mitverantwortung für den
Einsatz von Massenvernichtungswaffen in einem solchen Kontext. Mithin vor Situationen, in denen die Nato
ihren eigenen Wertekodex verletzt - zu diesem gehört die Anerkennung der Gültigkeit des Rechts.

Neue globale Aufgaben

Obwohl die Nato nur einen Tag nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 den Bündnisfall ausrief,
forderte Washington nur marginale, kleine militärische Beiträge von Brüssel und vermied es, die Allianz in die
Entscheidung über militärische Reaktionen einzubeziehen. Die Nato wird meist nur informiert oder konsultiert;
an strategischen Entscheidungen wirkt sie nicht mit.

Mit aller Macht versucht Lord Robertson, diesem Relevanzverlust gegenzusteuern. Die Nato müsse die
Bekämpfung des Terrorismus in das Zentrum ihrer Aktivitäten mit hineinnehmen. Der Bekämpfung der
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen komme wachsende Bedeutung zu. Etliches sei dabei schon
erreicht. So habe das Bündnis schon während der Außenministertagung im Mai 2002 endlich die "sterile
Debatte" um "Out-of-Area-Einsätze" zu den Akten gelegt und sich dazu bekannt, Einsätze "nach Erfordernis
und wo nötig durchzuführen". Mithin: weltweit. So interpretierte Robertson die Aussage des Kommuniqués,
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dass das Bündnis Streitkräfte benötige, die schnell verlegt werden können, "wo auch immer sie benötigt
werden".

Während das deutsche Außenministerium noch im September eine solche Interpretation für unzulässig erklärte,
hat sie sich mittlerweile durchgesetzt. Es gilt als Konsens, dass die Nato weltweit agieren kann. Sie wird es
unter Beweis stellen: Das Deutsch-Niederländische Korps wird in Kürze die Führung der ISAF-Mission in
Afghanistan übernehmen - der globale Präzedenzfall für die Allianz. Die Nato könne jetzt eine "führende
Rolle" bei der Bekämpfung des Terrorismus übernehmen, so Robertson, und ihre militärischen Fähigkeiten
anderen internationalen Organisationen und Koalitionen von Fall zu Fall zur Verfügung stellen. Ein vom
Militärausschuss erarbeitetes "Militärisches Konzept zur Verteidigung gegen den Terrorismus" soll
verabschiedet werden. Ein neues strategisches Konzept ist dagegen zurzeit noch nicht geplant.

Doch so einfach liegen die Dinge nicht. Die USA haben in den vergangenen Monaten ihre nationale Strategie
deutlich verändert - zuletzt durch ihre neue Nationale Sicherheitsstrategie. Sie schließen es bei der Bekämpfung
des Terrorismus und der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen nicht mehr aus, selbst anzugreifen, bevor
sie angegriffen werden können. Dafür stehen die Begriffe "präemptive Schläge" und "defensive Intervention"
im Sinne vorbeugender Selbstverteidigung.

Der amerikanische Begriff "präemptive Schläge" umfasst zweierlei. Zum einen fällt ein präventives Vorgehen
darunter, so zum Beispiel die Zerstörung gegnerischer Raketenabschussrampen, unmittelbar bevor mit diesen
ein Angriff gestartet werden soll. Zweitens sind vorbeugende, präemptive Angriffe gemeint, Angriffe, mit
denen das Entstehen längerfristiger Bedrohungen verhindert werden soll, also zum Beispiel der Bau von
Massenvernichtungswaffen. Israels umstrittener Angriff auf den irakischen Atomreaktor Osirak in den
achtziger Jahren wäre ein Beispiel. Selbst der Einsatz nuklearer Waffen wird seitens der Bush-Administration
bei solchen Einsätzen, die sich gegen staatliche wie nichtstaatliche Akteure richten können, nicht mehr
ausgeschlossen.

Damit gerät die Nato in ein Dilemma. Passt sie ihre Strategie - wie so oft in der Vergangenheit - mit zeitlicher
Verzögerung den Entwicklungen in der amerikanischen an, so bekäme sie Probleme mit der völkerrechtlichen
Legitimität ihrer Planungen. Weder präemptive Angriffe noch gar der Einsatz nuklearer Waffen,
möglicherweise gar unter Rückgriff auf die nukleare Teilhabe, wären völkerrechtlich gedeckt. Die Nato liefe
Gefahr, aktiv das Gewaltmonopol der Vereinten Nationen zu schwächen und an der Deregulierung der
internationalen Beziehungen mitzuwirken.

Doch auch die Alternative kann dem Bündnis kaum schmecken: Wie soll die Nato ihrem stärksten Mitglied
klar machen, dass in der Allianz andere Regeln gelten als in dessen nationaler Strategie? Ein kaum lösbares
Dilemma, dem man nur mit Formelkompromissen oder selbst auferlegten Denkverboten vorläufig entkommen
kann, wie sich infolge des wegen politischer Kontroversen abgebrochenen Krisenmanagement-Manövers
CMX02 erst im Frühjahr wieder zeigte. Eine Antwort wird sich kaum in den öffentlichen Gipfeldokumenten
finden. Dort werden sich solch heikle Fragen oder die erzielten Formelkompromisse kaum spiegeln. Eher schon
in vertraulichen Papieren wie denen des Militärausschusses. Mithin: Das geplante "Konzept zur Verteidigung
gegen den Terrorismus" verdient höchstes politisches Augenmerk.

Das zeigte kürzlich auch eine Äußerung von Klaus Naumann, ehemals Generalinspekteur der Bundeswehr und
Vorsitzender des Militärausschusses der Nato: Er geht davon aus, dass auch "die Nato in Prag die ersten
Schritte in Richtung auf ein neues strategisches Konzept unternehmen wird, das Prävention und Präemption als
Optionen, nicht aber als leitendes Prinzip" enthalten sollte. Die Nato müsse in Prag über neue Wege
entscheiden, gegen chemische, biologische oder nukleare "Angriffe auf unsere Streitkräfte und unsere
Bevölkerungen" zu reagieren. Dies sei mehr als Heimatverteidigung. "Das bedeutet, dass die Bedrohung da
angegangen werden muss, wo sie entsteht, dass die Nato darauf vorbereitet sein muss, zu intervenieren, wo dies
notwendig ist", ohne ihre Grundausrichtung als Verteidigungsbündnis aufzugeben.

Neue militärische Mittel

Mit den militärischen Einsatzmitteln des Kalten Krieges lassen sich solche Aufgaben kaum bewältigen. Mit
diversen Vorschlägen soll deshalb schnell Abhilfe geschaffen werden.

Im September präsentierte US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld die Idee, die Nato solle eine schnelle
Eingreiftruppe für weltweite Interventionen aufbauen, die Nato Response Force (NRF). Der Truppe, 21 000
Mann stark, sollten die besten Kräfte aller Nato-Staaten zugeordnet werden: Heeresverbände in Brigadegröße,
Kampfflugzeuge für bis zu 200 Einsätze am Tag und Marinekräfte im Umfang einer der ständigen
Einsatzflotten der Nato. Binnen fünf bis 30 Tagen solle sie weltweit einsetzbar sein, spezialisiert auf intensive
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Kampfhandlungen, solche, wie sie nötig sind, um Interventionen wie in Afghanistan durchzuführen. Bis zu 30
Tage soll sie autonom kämpfen können. Mit dieser Truppe könne die Nato sich dann an von den USA
geführten Operationen beteiligen. Bis Oktober 2006 soll sie bereits einsetzbar sein.
Eine zweite Initiative heißt "Prager Fähigkeits-Verpflichtungen" (Prague Capabilities Commitment, PCC). Mit
diesem Vorhaben sollen sich vor allem die europäischen Nato-Staaten politisch verbindlich verpflichten, zu
festen Terminen bestimmte militärische Fähigkeiten in Kernbereichen wie dem Luft- und Seetransport, der
Abwehr chemischer, biologischer, radiologischer und nuklearer Gefahren oder im Bereich Führungssysteme
bereitzustellen. Im Gegensatz zu der breiter angelegten Vorgängerinitiative, Defense Capabilities Initiative,
sollen die PCC vor allem auf den Bedarf der NRF und damit auf globale Einsätze hoher militärischer Intensität
ausgerichtet werden. In Arbeitsgruppen wird an der Steigerung der einzelnen Fähigkeiten gearbeitet.
Nicht jeder Nato-Staat muss zu allen Fähigkeiten beitragen. Arbeits- und Rollenteilung lauten die Zauberworte,
von denen man sich den Fortschritt erhofft. Die Bundesrepublik leitet beispielsweise die Arbeitsgruppe
strategischer Lufttransport. Unklar ist, ob sich hier vorrangig das Interesse der Bundeswehr spiegelt, doch noch
die Bestellung von 73 (oder auch nur 60) Militärtransportern vom Typ A400M zu rechtfertigen. Klar dagegen
ist, dass bereits erste, exorbitant teure Angebote zum Leasing amerikanischer Großraumtransporter vom Typ C-
17 in Berlin vorliegen, mit dem die Zeit bis zum Zulauf der A400M ab 2009 überbrückt werden könnte.
Möglich und erheblich billiger wäre es, etliche der Großraumtransportflugzeuge vom Typ Antonow 124 zu
leasen, mit denen die Bundeswehr ihre Soldaten in Afghanistan versorgt.
Mit einer dritten Initiative soll der Gipfel die Fähigkeit der Nato zur Abwehr von Angriffen mit biologischen,
chemischen, radiologischen und nuklearen Waffen auf Streitkräfte und Territorium der Mitglieder stärken. Das
Vorhaben, dass zunächst als logische Konsequenz des Risikos terroristischer Angriffe erscheint und hinter dem
man vor allem die Stärkung von ABC-Abwehrfähigkeiten und Zivilschutz vermutet, ist jedoch breiter angelegt.
Hinter dieser Gipfelinitiative verbergen sich auch die Planungen der Nato zur Raketenabwehr für die
Streitkräfte und das Territorium der Nato-Länder und vor allem eine weitere Facette der Diskussion über
präventive und präemptive militärische Optionen des Bündnisses.
Der Prager Gipfel soll auch die Vorgaben für eine neue Kommandostruktur beschließen. Eine heikle Aufgabe,
geht es doch für jeden Nato-Staat um Einfluss, den Anteil an gut dotierten Posten und um die Hauptquartiere
auf seinem Boden. Bis Sommer 2003 soll der Militärausschuss einen Vorschlag unterbreiten, wie die Nato mit
deutlich weniger Kommandobehörden militärisch wesentlich flexibler agieren kann. Darum ist er kaum zu
beneiden. Zum einen muss eine Reform der Kommandostrukturen die Ansprüche der künftigen Nato-
Mitglieder berücksichtigen. Das wirkt gegen das Ziel der Straffung. Zum anderen hat eine Reform der
nationalen Kommandostruktur der USA in Brüssel Probleme ausgelöst.
Die Nato soll demnach ihren wichtigsten Stab in den USA, SACLANT, aufgeben. Der ist dem Nato-
Oberbefehlshaber SACEUR gleichgestellt, befehligt die Seestreitkräfte im Atlantik und im Krieg auch die
assignierten strategischen Nuklear-U-Boote, den Kern der Nato-Nuklearabschreckung. Ein operatives
strategisches Oberkommando sei genug, so argumentiert Washington. Doch SACLANT ist auch Symbol für
die Aufgabe der Nato, zur Verteidigung der USA beizutragen.
Ein Signal, dass die Nato zur Verteidigung der USA nicht länger gebraucht wird? Washington hat angeboten,
SACLANT in ein strategisch "funktionales" Transformationskommando umzuwandeln und dort künftige Nato-
Einsatzkonzepte und Operationsformen zu planen. Dieses hätte keine operativen Aufgaben mehr. Das, so
fürchtet mancher Europäer, sei ein Danaergeschenk.

Europas Bedenken
Obwohl die amerikanischen Initiativen im Grundsatz begrüßt werden, gibt es in Europa substanzielle
Bedenken. Bundesaußenminister Joschka Fischer ließ sie am vorigen Donnerstag in seiner Regierungserklärung
erkennen. Zur NRF formulierte er drei Bedenken: Erstens müsse die Entscheidung über den Einsatz der Truppe
beim Nato-Rat liegen, also einstimmig fallen. Zweitens sei eine deutsche Einsatz-Beteiligung nur nach einem
Beschluss des Bundestages möglich. Und drittens müsse das Vorhaben mit dem Aufbau europäischer
Krisenreaktionskräfte vereinbar sein. Unter diesen Voraussetzungen werde man der Ausarbeitung eines
Konzeptes für die NRF zustimmen.
Dahinter stehen handfeste Befürchtungen. Fischer will verhindern, dass die Nato-Truppe auf Anforderung
durch die USA oder andere Nato-Länder schnell und ohne die manchmal Zeit raubenden
Beschlussfassungsmechanismen der Nato eingesetzt werden kann. Er will verhindern, dass der deutsche
Parlamentsvorbehalt grundsätzlich ausgehebelt wird, erhöht aber damit indirekt den Druck, mittels eines
Entsendegesetzes die Handlungsmöglichkeiten der Bundesregierung zu beschleunigen.
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Und schließlich die Vereinbarkeit mit den europäischen Krisenreaktionskräften: Würde die NRF aufgestellt, so
würden - wegen der Rotation - mindestens 60 000 der besten Soldaten dafür benötigt, Soldaten, die zumeist
auch für die europäischen Krisenkräfte vorgesehen sind und den Kern der Einsatzfähigkeit der künftigen EU-
Truppe berühren. Würde die NRF häufig bei der Nato angefordert, so stünden ihre Kräfte kaum für EU-
Einsätze zur Verfügung. Und schließlich: Um die Zusammenarbeit mit den US-Truppen zu gewährleisten,
müssten sie nach US-Vorbild modernisiert werden. Mit anderen Worten: Damit sie auch weiterhin im EU-
Rahmen eingesetzt werden könnten, müssten auch alle anderen EU-Krisenkräfte verstärkt nach US-Vorbild
modernisiert werden. Das strategische Nato-Oberkommando für Transformation würde in die gleiche Richtung
wirken. Das gilt auch für die Prague Capabilities Commitments, die von Spöttern bereits als BAC, als "Buy
American Commitments", bezeichnet werden.
Der Aufbau autonomer EU-Fähigkeiten würde sich also zumindest verteuern, wenn er nicht gar weitgehend
durch die Nato absorbiert würde. All diese Zugeständnisse an die amerikanischen Wünsche würden aber
zugleich keine Gewähr dafür bieten, dass die USA ihre europäischen Nato-Partner in der für diese
entscheidenden Frage wieder ernster nehmen: Eine Garantie, dass Washington Europa strategische Mitsprache
in der Frage, wie mit Krisen umgegangen werden soll, gewährt, ergibt sich nicht.

Die Osterweiterung
Osterweiterung - das ursprüngliche Hauptthema des Gipfels. Zehn Kandidaten stehen vor der Tür der Nato.
Sieben werden die Einladung zum Beitritt bekommen: die baltischen Republiken Estland, Lettland und Litauen,
die Balkan-Staaten Slowenien, Bulgarien und Rumänien sowie die Slowakei. Außen vor bleiben vorläufig
Kroatien, Albanien und Mazedonien. Der "big bang", die große Erweiterung, wird realisiert. Im Frühjahr 2004
sollen die Beitritte - etwa zeitgleich zur Erweiterung der EU - anlässlich eines erneuten Gipfels in Washington
rechtswirksam vollzogen werden.
Erstaunlich ist, wie geräuschlos die zweite Erweiterung der Allianz vonstatten geht. Kein ausgedehnter Streit
mit Russland, keine öffentliche Diskussion über die Frage, ob die baltischen Staaten im Ernstfall überhaupt
verteidigt werden könnten, keine strategische Debatte, ob hier nicht zu vielen oder zu schwachen Kandidaten
eine Beistandsgarantie gegeben werde.
Wesentliche Ursachen dafür liegen in Washington. Die Regierung Bush weist der Nato eine veränderte Rolle
zu. Die Bedeutung der Nato liegt zunehmend im Politischen und immer weniger im Militärischen. Es wird
unwahrscheinlicher, dass das Bündnisgebiet in einem klassischen Krieg verteidigt werden muss. Global kann
die Allianz Washington begrenzt militärische Schützenhilfe leisten, ist aber kaum jener strategische Partner,
dem die USA ein Mitspracherecht darüber einräumen würden, wie mit einer Krise umgegangen werden soll.
Schon deshalb muss das Konsensprinzip für Entscheidungen der Allianz jetzt nicht angetastet werden. Die
Kooperation wichtiger Bündnispartner kann auch bilateral und mit geringeren Reibungsverlusten sichergestellt
werden. Die Nato selbst soll deshalb zum einen die Integration der mittel-, ost- und südosteuropäischen Staaten
in die westlichen Institutionen endgültig absichern und ein Wiederaufflammen der Kämpfe auf dem Balkan
verhindern. Sie soll zweitens den Einfluss der USA auf die europäische Sicherheitspolitik sichern, und dies in
einem deutlich größeren geographischen Raum. Vor allem Rumänien und Bulgarien haben dabei strategische
Bedeutung, denn das Signal für den Balkan lautet: Die Stabilisierung Südosteuropas ist dauerhafte
Gemeinschaftsaufgabe. Zugleich verbessern sich Möglichkeiten, westliche Interessen im Schwarzmeerraum zu
vertreten. Die Aufnahme von sieben neuen Staaten auf einen Streich sichert Washingtons Einfluss in Europa,
nicht zuletzt, weil deren neue Eliten oft in den USA ausgebildet wurden.
Und schließlich ist nach der großen zweiten Erweiterung klar, dass auf absehbare Zeit keine für das Verhältnis
zu Russland politisch stark belastende Erweiterung des Bündnisses mehr ansteht. Dies enthebt der
Notwendigkeit, in naher Zukunft erneut über eine kompensatorische Vertiefung der Zusammenarbeit mit
Russland nachzudenken. Der 1997 eingerichtete, der Konsultation dienende Ständige Gemeinsame Rat wurde
2002 in einen Nato-Russland-Rat umgewandelt, in dem im Konsens aller 20 Staaten auch gemeinsam
Beschlüsse - z.B. zur Terrorismusbekämpfung - gefasst werden können. Als nächster Schritt - so die teils ernst
gemeinte, teils spaßige Begründung - bleibe ja eh nur, Russland die Vollmitgliedschaft zu offerieren. Doch
damit lasse man sich besser viel Zeit.
Die Nato soll zwar auch weiterhin für neue Mitglieder offen bleiben. Konkrete Maßnahmen aber, die weitere
Staaten an den Beitritt zur Nato heranführen sollen, verlieren an Dringlichkeit. Ausgebaut werden soll dagegen
die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus. Viele Staaten, die für einen Nato-Beitritt auf
absehbare Zeit nicht in Frage kommen, spielen - wie die zentralasiatischen Republiken - als
Stationierungsländer für Nato-Streitkräfte bei Interventionen eine wichtige Rolle.
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Tagesordnungspunkt Irak?

Gipfeltreffen unterliegen ihren eigenen Gesetzen. Das strittigste Thema steht häufig gar nicht auf der
Tagesordnung. Es wird bei Lunch und Dinner besprochen, dann, wenn kein Protokoll geführt wird. Da kann
Klartext geredet werden. Auch Prag wird wohl keine Ausnahme sein. Das heikle Thema "Irak" steht an. Die
Wahlschlachten in Deutschland, der Türkei und den USA sind geschlagen. Jetzt kann große, notfalls auch
unpopuläre Politik gemacht werden. Ungeachtet der Frage, ob ein Eingreifen in Irak mit dem Ziel der
Ausschaltung der irakischen Massenvernichtungswaffen oder des Regimes von Saddam Husseins erfolgt: Spielt
die Allianz bei einer Intervention eine Rolle, und wenn ja welche? Wird es ein Mandat der Vereinten Nationen
geben oder nicht?

Für die Nato birgt das äußerst heikle Probleme: Kann sie als Wertegemeinschaft glaubwürdig bleiben, wenn sie
sich selbst über gültiges Völkerrecht hinwegsetzt und einen Angriffskrieg unterstützt? Will die Allianz sich auf
die seitens der USA vorgedachte Arbeitsteilung einlassen: Washington entscheidet, welcher Konflikt
militärisch ausgetragen wird und wie - die Nato räumt hinterher auf? Beteiligt sich die Nato am Wiederaufbau
Iraks?
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oben: Asahi Shimbun, Tageszeitung aus Japan vom 25. November 2002

Seiten 64 & 65: Bericht des Tages Anzeiger, Zürich, vom 17.Oktober über das "Tages Anzeiger Politpodium"
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